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L iebe Leserin, lieber Leser,
zwei Themen stehen in diesem Heft im Vorder-
grund :

Die Wehrpflicht wird Mitte 2 0 1 1 au sgesetzt, eine
üb erfällige und dennoch für diese s Land mit seiner
Tradition von Zwangsverpflichtungen erstaunliche
Entwicklung . Grund genug, drei Menschen zu den
Hintergründen und Fragen Stellung nehmen zu las-
sen, die sich seit Jahrzehnten mit der Wehrpflicht
und ihren Folgen − vor allem für Kriegsdienstver-
weigerer − b eschäftigen.

Wer hätte d as ged acht, d ass ein B ahnhofsproj ekt
zu einem kontinuierlichen und breiten Massenpro-
te st au s allen Teilen der Gesellschaft führt. So ist e s in
Stuttgart, wo sich seit Monaten eine bunte Vielfalt an
friedlichen Protestformen gegen die »Verbudde-
lung« des Hauptb ahnhofs entwickelt hat. Mit d ab ei
natürlich auch Menschen au s der Friedens- und Anti-
kriegsb ewegung . Die können ihre Erfahrungen in
der Organisation von Prote st und Widerstand ein-
bringen − und ihr kritisches D enken, was Strategie
und Taktik angeht. Drei von ihnen sind in diesem
Heft mit B eiträgen vertreten.

Ein Vorteil dieses D oppelhefte s ist es , einen so
langen Text wie den von RudolfAlbrecht veröffentli-
chen zu können, der sich an seine Erfahrungen als
Pazifist und Pfarrer in der DDR und während der
friedlichen Revolution 1 9 89 » aktiv erinnert« .

Stefan K. Ph ilipp

In eigener Sache
Wenn ich die englische Königin wäre , d ann würde
ich wahrscheinlich das letzte Jahr als annu s horri-
bilis b ezeichnen: Im Frühj ahr hat sich b ei mir eine
chronische Erkrankung so verschlimmert, d ass
meine Arb eitsfähigkeit seitdem stark einge-
schränkt und phasenweise gar nicht gegeb en war
und ist. Au s diesem Grund war es mir leider nicht
möglich, das Heft im dritten Qu artal regulär zu er-
stellen . D eshalb erscheint nun diese s Heft als D op-
pelau sgab e mit der Nummer 2 7/2 8 , au s systemati-
schen Gründen mit dem Hinweis III + IV/2 0 1 0 . D a-
für, d ass sich nun auch diese s D oppelheft verzö-
gert hat, bitte ich um Entschuldigung .

Stefan K. Ph ilipp



n erstaunlich kurzer Zeit hab en CDU und
C SU ein Herzstück ihre s militärfreundli-

chen D enkens aufgegeb en, die Wehrpflicht. E s
scheint nicht ganz freiwillig p assiert zu sein, denn
zu B eginn de s Ab schieds hat Verteidigungsminis-
ter zu Guttenb erg b eiläufig b egründet, er wolle die
Wehrpflicht aussetzen, ehe Gerichte ihn dazu
zwingen . Ich vermute , dass er au s Karlsruhe einen
diskreten Wink b ekommen hat, unb egrenzt könne
man die fehlende Wehrgerechtigkeit nicht hinneh-
men . D och das ist Spekulation, würde aber gut zu
unserem ständigen Hinweis auf die derzeitige Un-
gerechtigkeit b ei den Einb erufungen und zu den
Vorlageb eschlü ssen von Verwaltungsgerichten
p assen .

Wehrpflicht war fortgesetztes Unrecht

Was sollen wir nun sagen? Wir hatten uns vorge-
nommen, gegen die Wehrpflicht zu arbeiten, weil
sie auch nach dem Ende der schlimmsten Diffamie-
rungen und Diskriminierungen immer no ch für
Kriegsdienstverweigerer ständiges Unrecht b e-
deutet. Verweigerer müssen für ihr Grundrecht ei-
nen Antrag stellen, ihn begründen und ihre Gewis-
sensentscheidung b eweisen . D er Staat nimmt für
sich in Anspruch, das zu üb erprüfen und das im
Grundgesetz garantierte Grundrecht zu versagen .
Für Straftäter gilt »im Zweifel für den Angeklagten“ .
D er Verweigerer, der sich auf ein Grundrecht b e-
ruft, wird ab er b ei Zweifeln »abgelehnt“ , verliert
sein Grundrecht. Nur weil man den Ersatzdienst
noch für den Erhalt der Wehrpflicht brauchte , war
das seit einiger Zeit in der Praxis kein Problem .

Allerdings wird man damit rechnen müssen,
dass das nach dem Ende der Wehrpflicht und de s
Zivildienstes anders wird , falls die Anerkennungs-
verfahren wieder der Bunde swehrverwaltung
übertragen werden .

Ein weiterer Grund war für uns , dass radikale
Verweigerer wegen der Wehrpflicht kriminalisiert
wurden und werden, wenn sie sich darauf b erufen,
dass für sie j eder Kriegsdienst und alle s, was dem
dient, ein so schlimmes Verbrechen ist, dass sie da-
für auch keinen Ersatzdienst leisten .

Mit B illigung des Bunde sverfassungsgerichte s
wurden sie trotz die ser Gewissensentscheidung
nicht nach Artikel 4 , 1 GG (Gewissensfreiheit) frei-
gestellt, sondern wegen der Wehrpflicht als Straftä-
ter b ehandelt. Einberufene , die sich weiter weiger-

ten, wurden sogar mehrfach disziplinarisch b e-
straft.

Wer zum Ersatzdienst b ereit ist, muss mit die-
sem helfen, die Wehrpflicht, die er ablehnt, auf-
recht zu erhalten . Außerdem mu sste er früher mit
längerer Dienstzeit, zuletzt mit häufigerer Einberu-
fung rechnen . Die Wehrpflicht musste de shalb
weg, und dazu hab en wir mit unserer ständigen
Kritik, vor allem dem Hinweis auf die fehlende
Wehrgerechtigkeit, sicher b eigetragen .

Was wir damit freilich auch verlieren, ist die
ständige Erinnerung an Krieg und Kriegsdienstver-
weigerung durch die vielen Zivis . Sie hab en ent-
scheidend dazu beigetragen, dass Kriegsdienstver-
weigerer schließlich po sitiv ge sehen wurden .

Die kritischen Fragen an die
Freiwilligenarmee bleiben

Kommen wir nun mit der Freiwilligenarmee au s
dem Regen in die Traufe ? Ist eine Profiarmee au s
Freiwilligen nicht hö chst gefährlich? Natürlich
kann man sagen, dass die Bundeswehr schon längst
eine Armee im »Einsatz« (so heißen kriegerische In-
terventionen verharmlo send) ist, die nur ihre län-
ger dienenden und b esser au sgebildeten Freiwilli-
gen und B erufssoldat(inn) en in diese Einsätze
schickt. Insofern ändert sich kaum mehr etwas .
Ab er das ist ein schwacher Tro st. D enn tatsächlich
hat die politische Führung der Bunde swehr seit Mi-
nister Rühe verteidigungspolitische Richtlinien
au sgegeb en, die der Bunde swehr auch den Schutz
des freien Welthandels und weltweiter freier Kom-
munikation sowie den freien Zugang zu wichtigen
Re ssourcen als Aufgab e zu schreibt. D er Erfinder
der Verteidigung am Hindukusch, Verteidigungs-
minister Struck (SPD) , hat das praktisch üb ernom-
men, Verteidigungsminister Jung e s im Weißbuch
wiederholt, Verteidigungsminister zu Guttenb erg
es als selb stverständlich erwähnt. Wer vom Völker-
recht, vom Friedensgeb ot der Uno und vom Frie-
densauftrag des Grundge setzes her denkt, kann da
nur radikal widersprechen .

Außerdem ist die Bundeswehr bzw. ihre politi-
sche Führung dab ei, auch völkerrechtswidrige
Kriege zu führen oder zu unterstützen . Im zweiten
Krieg gegen den Irak, der mit der Lüge von Atom-
und Chemiewaffen S addam Husseins b egründet
worden war, wurden amerikanische Wachmann-
schaften abgelö st, damit sie in den Krieg ziehen

Ulrich Finckh

Interessanter Sinneswandel
D as Ende der Wehrpflicht
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konnten, wurden deutsche Flugplätze und Üb er-
flugrechte zur Verfügung gestellt und die offizielle
Erklärung, man mache da nicht mit, wurde prak-
tisch zur Irreführung genutzt.

Schlimmer war es dann b eim Krieg gegen Ju-
go slawien zu Gunsten der gewalttätig gewordenen
sep aratistischen Ko sovo alb aner. D a machte die
Bundeswehr voll mit. D er Krieg wurde ohne UN-
Mandat geführt, war ein Angriffskrieg, als Luft-
krieg vor allem gegen die Zivilb evölkerung gerich-
tet, und wieder mit Lügen b egründet. D er Verteidi-
gungsminister Scharping erfand einen serbischen
Hufeisenplan zur Vernichtung der alb anischen B e-
völkerung, und der Außenminister Fischer sugge-
rierte , es gehe darum, ein neues Au schwitz zu ver-
hindern . Trotzdem hab en einige Profis , Piloten, die
die Wirklichkeit sehen konnten, den Einsatz ver-
weigert. Wir tun manchmal so , als würden freiwilli-
ge Soldaten kein Gewissen mehr haben . D as wurde
von den mindestens acht Piloten eindrucksvoll wi-
derlegt, die sich daraufhin als Kriegsdienstverwei-
gerer gemeldet haben und erhebliche Schwierig-
keiten b ekamen . Freiwilligen Soldat(inn) en zu hel-
fen, die ihr Tun b ereuen und sich eines B esseren
b esinnen, ist weiterhin eine wichtige Aufgab e .

Natürlich bleib en die kritischen Fragen, ob ei-
ne Freiwilligenarmee leichter einsetzb ar ist und
wie es mit ihrer demokratischen Zuverlässigkeit
steht. Als Schreckbild wird gern an die Weimarer
Zeit erinnert, als die Reichswehr wirklich nicht de-
mokratisch war und heimlich schon den nächsten
Krieg vorplante , woran Hitler nahtlo s anknüpfen
konnte . Aber undemokratisch waren nicht nur die
Soldaten, sondern weite Teile der B evölkerung,
was sich b ei den Wahlerfolgen der Harzburger
Front aus Rechtsradikalen und Rechten deutlich
zeigte .

Sind denn Wehrpflichtarmeen wirklich weni-
ger kriegsb ereit? B eide Weltkriege wurden mit
Wehrpflichtarmeen angefangen und bis zum bitte-
ren Ende geführt. Hitler brauchte die Wehrpflicht,
um den Zweiten Weltkrieg anzufangen . Die Wehr-
pflicht hat auch nicht verhindert, dass im Krieg
schrecklichste , bis dahin unvorstellb are Verbre-
chen mit erheblicher Mitwirkung de s Militärs ver-
übt wurden . Und die Wehrpflicht der B RD wie der
DDR war Teil des Kalten Kriege s . Auf b eiden Seiten
de s Eisernen Vorhangs gab es keinen Zweifel, dass
die Wehrpflichtarmeen kämpfen würden, obwohl
j eder sich ausrechnen konnte , dass dabei b eide
D eutschlands auf das Schlimmste verwüstet wür-
den .

Für die demokratische Zuverlässigkeit ist im-
merhin in unserm Land einiges erfreulich geregelt.
Die Bunde swehr untersteht politisch verantwortli-
cher Führung, im Frieden dem Verteidigungsmi-
nister, im Krieg dem Bunde skanzler. D er Wehrb e-
auftragte de s Bunde stages hat wichtige Kontroll-
rechte . D er Verteidigungsausschuss kann sich j e-
derzeit in einen Untersuchungsau sschuss verwan-

deln, und die Innere Führung der »Bürger in Uni-
form« ist dazu da, in der Bundeswehr für demokra-
tisches D enken zu sorgen .

So schön das ist, wird die Freiwilligenarmee
ideologisch Probleme machen . E s ist unvermeid-
lich, dass sie künftig viel mehr um Freiwillige wer-
b en muss, wenn nicht mehr die lästige Alternative
Wehrpflicht da ist. Schon j etzt hat das Verteidi-
gungsministerium Verträge mit einigen Bunde s-
ländern geschlo ssen, um mit den Jugendoffizieren
leichten Zugang zu Schulen und Lehrerbil-
dung/-fortbildung zu b ekommen . Trotzdem : Erns-
ter ist die Frage nach den kriegerischen Einsätzen .

Die Substanz
der Kriegsdienstverweigerung

Die Frage , die wir j etzt stellen müssen, ist deshalb
nicht mehr die Frage nach Wehrpflicht o der Frei-
willigenarmee . Jetzt geht e s in der Sub stanz um die
Kriegsdienstverweigerung.

Was ist denn Krieg? M assenmord mit üb elsten
heimtückischen Mitteln, mit B omb en und Raketen,
mit Minen und Nap alm, mit Flächenbrand- und
-splitterbomben, im Extremfall mit A-, B-, C-»Waf-
fen« , die nur no ch M assenvernichtung sind und
trotz aller Verb ote von wichtigen Staaten no ch b e-
reitgehalten werden . Wie wenig Völkerrecht gilt,
haben wir b ei unserem mächtigsten Verbündeten,
den USA, gesehen in Guantanamo und Abu Graib .

Seit einiger Zeit hören wir von »erfolgreichen«
Drohnen, die auf vermutete terroristische Anfüh-
rer zielen und mit Raketen die se Zivilisten und alle ,
die sich gerade bei ihnen aufhalten, umbringen .
Auf Zivilisten darf man nach Kriegsrecht nur schie-
ßen, falls sie sich unmittelb ar an Kämpfen b eteili-
gen . Sonst darf man sie lediglich verhaften und vor
Gericht stellen . D as ist natürlich schwierig, zumal
im Guerillakrieg wie derzeit in Afghanistan, ab er e s
ist geltende s Recht. Schließlich haben die Staaten
vereinb art, dass sie durch Uniformen kennzeich-
nen, welche ihrer Staatsbürger sie zum Ab schu ss
freigeben . Die dürfen dafür auch selb er schießen .
Angriffe auf Zivilisten sind Kriegsverbrechen . Au-
ßerdem sind die Angriffe auf Führungsleute kont-
rapro duktiv, weil die se als Partner für Verhandlun-
gen ausfallen und für j eden Ermordeten no ch
Feindseligere nachrücken

E s ist an der Zeit, dass wir deutlich machen und
offensiv vertreten, dass die Institution Krieg nicht
mehr verantwortb ar ist. Die Menschheit hat es fer-
tig gebracht, andere , früher selb stverständliche In-
stitutionen abzuschaffen . Sklaverei, Rassismus , Ko-
lonialismu s, Gotte surteile , Inquisition waren lange
Zeit übliche Praxis . Heute sind sie allgemein geäch-
tet. Andere , auch lange Zeit übliche b ö sartige Insti-
tutionen sind zuminde st in zivilisierten Staaten ver-
b oten : To de sstrafe und Folter. Die grausamste Insti-
tution ab er, die mit heutigen Mitteln ganze Länder
unb ewohnb ar machen kann und in den Weltkrie-
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gen viele Millionen Menschen umgebracht, no ch
mehr zu Krüppeln, zu Waisen, zu Witwen gemacht
hat und regelmäßig Verbrechen wie Vergewalti-
gungen und Vertreibungen mit sich bringt, den
Krieg, b ekämpft die Menschheit nur halbherzig .

Den Krieg ächten

D abei gibt e s wichtige Ansätze , Krieg vollends zu
ächten . Die Vereinten Nationen hab en Krieg mit
nur zwei b egrenzten Ausnahmen verb oten . Die
Ausnahmen sind das Selb stverteidigungsrecht der
Staaten, bis der Sicherheitsrat eingreift, und vom Si-
cherheitsrat b eschlo ssene Interventionen . Auch
die zunehmende Anerkennung der Kriegsdienst-
verweigerung ist ein wichtiger Ansatzpunkt, Krieg
zu ächten . Hilfreich gegen den schnellen Einsatz
von Gewalt sind auch internationale Konventio-
nen und Gerichte sowie regionale Institutionen
wie die O SZE . D eshalb ist es nicht so aussichtslo s ,
wie es manchmal scheint, Krieg radikal zu verdam-
men und üb er das B emühen um die Anerkennung
individueller Verweigerer hinaus klar zu machen,
dass Krieg ge ächtet werden muss wie Sklaverei
o der Folter. Kurz ge sagt : Zur Würde de s Menschen
gehört nicht nur das Recht, sondern auch die
Pflicht, das Töten zu verweigern . D amit sind wir
nach allem pragmatischen Eintreten für unfair b e-
handelte Kriegsdienstverweigerer wieder b ei der
eigentlichen Frage nach dem radikalen Nein zum
Krieg und zu j eder Kriegsvorbereitung . D ass die
S atzung der Zentralstelle KDV die Werbung für
Kriegsdienstverweigerung verbietet, heißt nicht,
dass das auch für ihre Mitgliedsverb ände gilt.

D as Ende der Ersatzdienste

Mehr am Rande gehört zu den Veränderungen, die
das Au ssetzen der Wehrpflicht bringt, das Ende der
Ersatzdienste . Für den Zivildienst ist das einfach . Er
endet zum 1 . Juli 2 0 1 1 . D er Versuch der Familienmi-
nisterin, dafür einen neuen Freiwilligendienst auf-
zub auen, dürfte scheitern . D er Bund hat in den B e-
reichen, in denen die Zivis tätig waren, keine Kom-
petenz . D er Zivildienst war als Institution des Bun-
des nur zulässig, weil er der Erfüllung der Wehr-
pflicht diente . Einen neuen Dienst zu erfinden, da-
mit das Bundesamt für den Zivildienst weiterhin
bleib en kann und/o der die Medizinkonzerne wei-
terhin billige Hilfskräfte bekommen, um ihre Ge-
winne zu steigern, ist b estenfalls als Fürsorge für

die Mitarb eiter de s BAZ gut gemeint ab er verfas-
sungswidrig und schlechte stenfalls ein neuer Ver-
such von Klientelpolitik.

Andere Dienste , die an Stelle von Wehr- und Er-
satzdienst gesetzlich vorge sehen waren, dürften e s
schwerer haben . DRK und ASB , Malteser-Hilfs-
dienst und Johanniter-Unfallhilfe , THW und DLRG,
nicht zuletzt die freiwilligen Feuerwehren hab en
einen Teil ihrer freiwilligen Helfer deshalb leicht
b ekommen, weil junge Männer damit der Bundes-
wehr ausweichen konnten . Die se Organisationen
können nicht einfach wie der Zivildienst aufhören,
sondern müssen ihre Leute j etzt als wirklich Frei-
willige gewinnen . D as wird einige Anstrengungen
verlangen, aber den Organisationen gut tun, weil
sie nun auf ihre Leute mehr eingehen müssen . Ähn-
liches gilt für die internationalen Hilfs- und Frie-
densdienste .

Bleib en schließlich die Freiwilligendienste , die
in der letzten Zeit auch an Stelle de s Ersatzdiens-
te sgewählt werden konnten : Freiwilliges soziale s
und ökologisches Jahr. D a gilt auch, dass der An-
reiz, an Stelle des Wehrdienste s mitzumachen, weg-
fällt. Ab er b ei ihnen sind die meisten sowie so echt
freiwillig dab ei, wenn auch manche nur, weil das
b e sser ist, als arb eitslo s herumzuhängen . D as Üb er-
gewicht der jungen Frauen könnte sich ändern,
wenn der Zivildienst für die jungen Männer weg-
fällt. D o ch ist bei der B ereitschaft junger M änner zu
freiwilligen Diensten Skep sis geb oten, denn als
B erlin no ch von der Wehrpflicht ausgenommen
war, gab e s dort im FSJ etwa 9 0 Prozent junge Frau-
en, nur 1 0 Prozent junge M änner. Wichtig ist : FSJ
und FÖJ hab en den Vorteil, dass sie als Lerndienst
geregelt sind . Ihre Einplanung als Ersatz für den Zi-
vildienst ist also nur zulässig, wo eine sinnvolle Pra-
xiseinführung und -b egleitung gegeb en ist. Diese
Dienste dürfen nicht als Reservoir billiger Arbeits-
kräfte gewertet werden .

Ein wichtiger Teilerfolg ist erreicht

Summa summarum : Unsere Forderung, die
Zwangsdienste zu b eenden und auf Freiwilligkeit
zu setzen, ist endlich erfüllt. Unsere Verweigerung
von Krieg und Kriegsdienst bleibt als wichtige Auf-
gab e , wenn die Menschheit überleb en soll .

Ulrich Finckh war mehr als dreiJahrzeh n te lang
bis 2003 Vorsitzender der Zen tralstelle KDV.
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Stefan Philipp

Das »Luxusproblem« Wehrpflicht
Nach dem Willen von Guttenberg soll Krieg der Normalfall werden
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an stelle sich vor, die B eteiligung der Bun-
deswehr am völkerrechtswidrigen An-

griffskrieg der Nato im Frühj ahr 1 9 9 9 gegen Jugo s-
lawien hätte nicht eine eb en ins Amt gelangte rot-
grüne Bunde sregierung angeordnet und von ihrer
Parlamentsmehrheit ab segnen lassen, sondern ei-
ne von CDU/C SU und FDP geführte . Wahrschein-
lich hätte es einen Volksaufstand gegeb en, ange-
führt von der SPD und den Bündnisgrünen, und ei-
nen Aufruf zum Generalstreik vom D GB .

Und man stelle sich umgekehrt vor, SPD und
Grüne hätten in ihrer Regierungszeit die Wehr-
pflicht

1 )

abgeschafft. CDU und C SU wären wohl da-
gegen Sturm gelaufen, hätten »Vaterlandsverrat« ge-
rufen und das christliche Ab endland untergehen
sehen .

Was können uns diese b eiden Fantasie-Szenari-
en lehren? Zunächst einmal, dass eine »linke« Regie-
rung den ersten bunde sdeutschen Krieg führen
musste , eine »rechte« hätte das schwerlich durch-
setzen können; und : D ass nur eine „ rechte “ Regie-
rung die Wehrpflicht ab schaffen konnte/kann, ei-
ne »linke« hat und hätte das nicht ge schafft.

Diese auf den ersten Blick seltsamen Konstella-
tionen zeigen zweitens, dass e s sich bei der Frage
von Kriegführen und Wehrpflichtab schaffung um
tiefreichende Probleme handelt, deren letztliche
Entscheidung und Lö sung grob vereinfachend
sind und die Dimensionen unterschiedlicher Inter-
essenslagen und Grundüb erzeugungen verneb eln;
die Entscheidungen sind j eweils der (vorläufige)
Ab schluss j ahre- und j ahrzehntelanger Proze sse
und Auseinandersetzungen in der Gesellschaft und
in den Parteien . D er Weg von den »Engeln von
Phnom Penh« üb er die verbrecherischen Angriffs-
krieger des Überfalls auf Jugo slawien bis zu den
Mördern in Nadelstreifen und Uniform des Kun-
dus-M assakers war weit und lang.

Auch die Frage nach der Wehrpflicht war min-
de stens ab der Auflö sung der Blockkonfrontation
und der radikalen Verkleinerung der deutschen
Armee (Bundeswehr: ca. 5 0 0 . 0 0 0 Soldaten; NVA:
ca. 1 70 . 0 0 0) auf ca. 2 5 0 . 0 0 0 SoldatInnen eine offe-
ne und aktuelle . Weder gab es einen Feind o der ei-
ne B edrohung, die die Zwangsverpflichtung jun-
ger Männer für »Verteidigungszwecke« no ch hätten
auch nur einigermaßen b egründen können, no ch
war die Heranziehungspraxis ange sichts nach
mehreren Hundertau senden zählenden männli-

chen Jahrgängen und reduzierter Truppenstärke
auch nur annähernd gerecht, die Wehrpflicht also
in keiner Weise allgemein .

Warum hat e s also so lange gedauert, bis die
Wehrpflicht nun endlich fällt? Und wer hat sich aus
welchen Gründen damit durchgesetzt?

Auf den ersten Blick scheint die Antwort ein-
fach : Die 2 0 09 gewählte CDU/C SU/FDP-Regierung
steckte sich für ihren ersten „ normalen“ Haushalt
(der 2 0 09 für das Jahr 2 0 1 0 war b ei Regierungsan-
tritt praktisch schon fe stgelegt) und der Finanzpla-
nung für die Folgej ahre ehrgeizige Sp arziele . Für
den Einzelplan 14 , den Haushalt des Bunde sminis-
ters der Verteidigung, sind relevante Kürzungen
bzw. die B egrenzung des Ausgab enanstiegs durch
den Verzicht auf Kriegseinsätze , den Verzicht auf
Rüstungsproj ekte und/o der den Abb au von Perso-
nal möglich .

Die b eiden ersten Möglichkeiten entsprechen
nicht der politischen Logik der Regierung und der
sie tragenden Parteien . Die dritte lag hingegen auf
der Hand , schon alleine eine wirtschaftliche Ko s-
ten-Nutzen-Analyse ergibt, dass die „Armee im Ein-
satz“ falsch strukturiert ist; die sog . Heise-Kommis-
sion formuliert e s so : »Zurzeit b edarf es 2 5 0 . 0 0 0
Soldatinnen und Soldaten, um gerade einmal 7. 0 0 0
in den Einsatz zu bringen . Mit anderen Worten :
Hinter j edem Soldaten im Einsatz stehen 3 5 Kame-
raden und 1 5 zivile Mitarb eiter im Grundb etrieb
und zur Unterstützung . D amit sind nur einige der
D efizite der Bundeswehr be schrieb en . « (siehe Sei-
te 15 ff. in diesem Heft) Wehrpflichtige wurden
und werden b ei Kriegseinsätzen im Ausland grund-
sätzlich nicht eingesetzt, sie binden ab er für Mu ste-
rung, Verwaltung und Einplanung, Ausbildung
und Unterkunft etc . Personal und Finanzen . Die
Wehrpflicht ist damit im Blick auf die militärischen
Aufgab en und Notwendigkeiten dysfunktional .
Kriegsminister Guttenb erg hat das klar erkannt −
und schnell die Konsequenz gezogen : Ab schaffung
der Wehrpflicht

2)

.
D amit ist auch indirekt der B eweis erbracht,

dass die Wehrpflichtarmee Bunde swehr in den
letzten Jahrzehnten unter militärischen Ge sichts-
punkten eine gigantische Verschwendung war, pu-
rer Luxu s sozu sagen . Für Luxus kann es mehrere
B egründungen geb en, z . B . dass man ihn sich leis-

1 ) D ie B egrifflichkeit »Wehrpflicht« ist verharmlo send , richtigerwei-
se müsste man von Kriegsdienstpflicht sprechen.

2 ) Formal wird die Wehrpflicht lediglich ausge setzt, d . h . der Art. 1 2 a
GG bleibt erhalten. Faktisch kommt die Au ssetzung ab er der Ab-
schaffung gleich . Militär und Politik gehen davon au s, dass e s ei-
ne s Vorlaufs von 1 0 Jahren b edürfe , um die Wehrpflicht als re ale
Zwangsverpflichtung wieder einzuführen.
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ten kann, weil die finanziellen Ressourcen groß ge-
nug sind , o der weil er angenehme Nebeneffekte
j enseits klarer Ziele hat. Diese Neb eneffekte sind
es , aus denen sich das Festhalten an der militärisch
längst ob solet gewordenen Wehrpflicht erklären
lässt. D er Dienstpflicht-Gedanke gehört − zumal in
D eutschland − zum Wesenskern konservativen
Staatsverständnisses , die Idee also , dass die Bürger
etwas für »ihren Staat« zu leisten hätten . Insofern ist
es kein Wunder, dass CDU/C SU, ab er auch die
strukturkonservativen Teile der SPD bis zum
Schluss an der Dienstpflicht-Idee festhielten (und
zum Teil noch halten) .

In der verfassungsrechtlichen Systematik de s
Grundgesetze s , ist die Wehrpflicht nach Artikel
1 2 a eine Ausnahme von der in Artikel 1 2 garantier-
ten Freiheit der B erufswahl und dem Verb ot von
Zwangsarb eit. Ihre Ab schaffung ist also − rechtlich
und tatsächlich − eine Ausweitung der Freiheit
bzw. eine B estätigung der Freiheitsgarantien de s
Grundgesetze s und eine Re alisierung des verfas-
sungsrechtlichen Normalzustands .

Gewinner und Verlierer

Wer hat sich also durchgesetzt? Guttenb erg will ei-
ne effiziente »Armee im Einsatz« , also Krieg, und
verzichtet deshalb auf die Wehrpflicht. B eide s zu-
sammen geht nicht (mehr) . D ass ihm CDU und CSU

− fast einstimmig auf ihren Parteitagen − gefolgt
sind , zeigt, dass sich »die Konservativen« ideolo-
gisch , politisch und kulturell umorientieren . Die
bisherige Po sition − von allem ein bisschen : ein
bisschen Krieg(sb eteiligung) , aber mit humanitä-
rem Anstrich und nicht so imperialistisch wie die
USA; ein bisschen Dienstpflicht-Sozialisation mit
massenhaften Ausnahmen − wird klar in Richtung
Krieg aufgelö st. Für diesen Kurs steht Guttenb erg,
und e s ist b e ängstigend , dass er von vielen schon als
zukünftiger Kanzler gesehen wird .

Und die Friedensb ewegung, die Antimilitari-
stInnen, die Kriegsdienstverweigerer? KDV war
für sie immer auch ein Vehikel, das „friedliche D en-
ken“ zu verbreiten . Strategische s Ziel war lange die
Steigerung der KDV-Zahlen nach dem Motto „ Stell
dir vor, es ist Krieg, und keiner geht hin“ .

D a seit B eginn der Kriegspolitik kein einziger
Wehrpflichtiger zwangsweise im Au sland einge-
setzt wurde , fielen das inhaltliche Engagement für
Kriegsdienstverweigerung sowie die ansteigen-
den und sich auf hohem Niveau stabilisierenden
KDV-Zahlen einerseits und die reale Politik zuneh-
mend auseinander − KDV hatte als symb olische
Handlung ihren Wert und als Ausdruck der Mehr-
heitsmeinung der B evölkerung gegen deutsche

F or u m Pa-
zi fi s mus

Kriegseinsätze , re al kriegsverhindernde Wirkung
hatte sie nicht.

Eine Reflexion dieses Au seinanderfallens von
inhaltlichem Anspruch der Kriegsdienstverweige-
rung und zunehmender deutscher Kriegspolitik
wurde z . B . in den Mitgliedsorganisationen der
Zentralstelle KDV und auch in der DFG-VK nicht
geleistet. Ein relevanter Teil der DFG-VK-Mitglie-
der war in den 1 970er und 1 9 8 0er Jahren üb er die
eigene Kriegsdienstverweigerung und die Unter-
stützung im KDV-Verfahren zu der Organisation
gestoßen . Diese Verbindung üb er den eigenen Er-
fahrungshorizont prägte organisationsweit die
Wahrnehmung der KDV und förderte die Haltung
der KDV-B eratung gegenüb er als zentraler Aufgab e
− auch noch zu Zeiten, als e s real keine Notwendig-
keit für und keinen B edarf nach intensiver Vorb e-
reitung auf ein schwieriges KDV-Anerkennungs-
verfahren mehr gab (das Verfahren war 2 0 0 3 auf
ein rein schriftliches Verfahren umgestellt wor-
den) .

D as Verdienst der Kriegsdienstverweigerer, zu-
mal der Totalen Kriegsdienstverweigerer, und ih-
rer Organisationen ist e s ab er, die Unvereinb arkeit
von Gewalt und Freiheit sowie Krieg als morali-
scher und ethischer Frage und eben nicht lediglich
als re alpolitische Intere ssensfrage thematisiert zu
hab en . Ihr B estehen auf dem menschenrechtli-
chen Aspekt der Wehrpflicht und als Freiheitsthe-
ma hat mit dazu b eigetragen, dass die Dienst-
pflicht-Ideologen gesellschaftlich zunehmend an
B o den verloren haben .

Die Ab schaffung der Wehrpflicht ist also ein
Sieg über das konservativ-re aktionäre Dienst-
pflicht-D enken und menschenrechtlich ein Frei-
heitsgewinn . An der Kriegsführungsfähigkeit und
der B efürwortung von und dem Willen zu deut-
scher Kriegspolitik in der Mehrheit der politischen
Klasse ändert sie nichts . So wie die Dienstpflicht-
Ideologen nun gezwungen sind , nach neuen We-
gen zu suchen, ihr reaktionäres D enken gesell-
schaftlich wirksam zu machen (und sich freuen
können, dass Krieg zum normalen Intere sens-
durchsetzungsmittel wird) , so müssen PazifistIn-
nen und AntimilitaristInnen entschiedener und ra-
dikaler in ihrer Ablehnung von Krieg werden .

Stefa n Ph ilipp ist Redaktio nsleiter vo nF or u m Pa-
zi fi s mus , aktiv in der DFG- VK und stellvertreten-

der Vorsitzender der Zen tralstelle KDV. Er verwei-
gerte A nfa ng der 1980erJahre zunächst die Muste-
rung und dann die Einberufung zur Bundeswehr
und saß wegen »Fah nenfluch t« und » Geh orsams-
verweigerung« mehrere Mo na te im Gefängn is.
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und 1 0 . 0 0 0 Kontakte mit Rat- und Informa-
tionssuchenden hat die Zentralstelle KDV

pro Jahr. Diese Kontakte b einhalten Materialb estel-
lungen ebenso wie ein Hintergrundgespräch o der
Interview mit Journalisten, den kurzen Hinweis
auf die richtige Stelle auf unserer Internetseite
eb enso wie die manchmal üb er eine Stunde dau-
ernde telefonische B eratung . D as Vermittlungsge-
spräch mit einem Amt zählt eb enso dazu wie die
Lobbyrunde in einem B erliner Abgeordnetenbüro .
Rund 2 . 5 0 0 neue Ratsuchende meldeten sich j edes

Jahr b ei der Zentralstelle KDV.
Seit diesem Sommer b efindet sich die B era-

tungsarb eit in einem erfreulichen Sturzflug. Statt
vierzig Telefonate pro Tag sind e s j etzt vielleicht
no ch zehn . Und die sind deutlich kürzer als no ch
vor wenigen Monaten . Fast immer reicht eine einfa-
che Antwort : » Sie müssen nichts mehr tun . Die B e-
hörde wird sich nie wieder b ei Ihnen melden . « Die
Wehrpflicht geht zu Ende . Die letzten Wehrpflich-
tigen, die ohne das eigene Einverständnis einb eru-
fen wurden, werden im Januar 2 0 1 1 den Dienst an-
treten . D anach dienen nur no ch Freiwillige in der
Bundeswehr, auch wenn der Dienst für manche
no ch »Grundwehrdienst« genannt wird . Zum Zivil-
dienst werden schon seit längerer Zeit nur no ch
diej enigen einberufen, die mit einem Einb eru-
fungsvorschlag ausdrücklich um die Einb erufung
bitten − manche leider auch, weil sie durch
schlechte B eratung und/o der vorauseilendem Ge-
horsam meinten, sie müssten sich einen Zivi-Platz
suchen .

Was für die ho chfrequentierte und hauptberuf-
lich b esetzte Geschäftsstelle der Zentralstelle KDV
gilt, macht sich in dem üb er das Land verteilte KDV-
B eraternetz natürlich no ch stärker b emerkb ar. Vie-
le örtliche KDV-B eraterInnen »klagten« in der Ver-
gangenheit schon, dass sich nur no ch ganz selten
ein Ratsuchender melden würde . Au s » selten« wird
j etzt ein »gar nicht mehr« werden .

Die meisten Probleme fallen weg

4 0 0 . 0 0 0 Männer werden nicht mehr unter Andro-
hung von Bußgeld und polizeilicher Vorführung
zwangsweise zur Mu sterung zitiert, 9 0 . 0 0 0 nicht
mehr unter Androhung von Gefängnisstrafen zum
Zivildienst und 60 . 0 0 0 nicht mehr zum Wehrdienst
einberufen . 1 0 . 0 0 0 müssen nicht mehr als »ehren-

amtliche« Helfer im Zivil- und Katastrophenschutz
mitwirken und 6 . 0 0 0 kein »freiwilliges« Jahr anstel-
le des Zivildienstes mehr leisten . Keine Musterun-
gen mehr, keine Einb erufungen mehr, keine Prob-
leme mehr mit B efreiungen o der Zurückstellun-
gen, keine Probleme mehr in den Zivildienststel-
len, keine Fragen mehr, wo und wie der KDV-An-
trag zu stellen ist und was in die B egründung ge-
hört − alle s, was mit dem Zwangsdienst zu sammen-
hing, fällt einfach weg. Punkt. D a gibt es kein Kom-
ma, kein »wer weiß« , kein »vielleicht j a doch« . Ohne
Wehrpflicht kein Zwang zum Militärdienst und
folglich auch keinen Zwang zum Ersatzdienst.

In Zukunft wird es auch fast keine Anerken-
nungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer
mehr geben . Ein zwar schwerwiegender, ab er zah-
lenmäßig sehr kleiner Re st wird no ch bleib en − die
kriegsdienstverweigernden Zeit- und B erufssolda-
tInnen . In den letzten Jahren gab es rund 4 . 5 0 0
KDV-Anträge von SoldatInnen . 4 . 3 0 0 die ser Anträ-
ge wurden von Grundwehrdienst und freiwillig
länger Wehrdienst Leistenden gestellt. Diese wird
es zukünftig nicht mehr geb en . Auch von den zu-
künftig freiwillig Wehrdienst Leistenden sind
KDV-Anträge kaum zu erwarten . Neu eingeführt
wird , dass für j ede Soldatin und j eden Soldaten die
ersten sechs Dienstmonate als Prob ezeit gelten, in
denen der Dienst ohne Angab e von Gründen b een-
det werden kann . D a j ede s Jahr weniger als 1 0 . 0 0 0
Männer und Frauen den Wehrdienst pro Jahr frei-
willig antreten werden

1 )

, dürften (leider ! ) nur we-
nige no ch nach dem Ablauf der ersten sechs Mona-
te Gewissensb edenken gegen ihr Tun b ekommen
und den Kriegsdienst verweigern .

Krieg führt nur wenige Soldaten zur KDV

Die Bunde swehr wird in den nächsten fünfJahren
um rund 4 0 . 0 0 0 Zeit- und B erufssoldatInnen ver-
kleinert. D as soll ohne »goldenen Handschlag« , also
ohne finanzielle Anreize für Entlassungsanträge
p assieren . In der Praxis wird das bedeuten, dass in
den nächsten fünfJahren SoldatInnen, die ihre Ent-
lassung b e antragen, gute Chancen hab en, tatsäch-
lich entlassen zu werden . Die Personalplaner der

Peter Tobiassen

Die Zentralstelle KDV
in einem Deutschland ohne Wehrpflicht
D as mögliche Ende einer zukünftig vielleicht überflüssigen,
weil erfolgreichen Organisation

1 ) Selb st wenn die Zahl der Dienstpo sten nicht auf 7. 5 0 0 , sondern
auf 1 5 . 0 0 0 festgelegt wird , liegt die Zahl der neu Verpflichteten
pro Jahr deutlich unter 1 0 . 0 0 0 , weil nach b isherigen Erfahrun-
gen die durchschnittliche Verpflichtungszeit b ei üb er 2 0 Mona-
ten liegt.
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die Struktur der Inquisitionsverfahren der 1 9 60er
Jahre . Spiegel-Online zitierte vor kurzem einen
Ausschussvorsitzenden, der üb er die damaligen
Verfahren berichtete : » >Manche Leute waren wirk-
lich schrecklich <, erzählt er. Einer seiner B eisitzer,
ein alter Kriegsveteran, schlug sich in den B eratun-
gen gerne auf sein Holzb ein und pflegte dann zu sa-
gen : >D en Kerl lassen wir marschieren ! Mir hat die
Armee do ch auch nicht geschadet. <«

5 )

Hier stellt sich eine echte Aufgab e für Rechtsan-
wältInnen und KDV-Verb ände . Zum einen muss öf-
fentlich deutlich gemacht werden, dass S anitätssol-
datInnen in der neuen Bundeswehrstruktur inzwi-
schen ganz normale SoldatInnen sind , die genauso
auf B efehl von der Waffe Gebrauch machen müs-
sen wie alle anderen SoldatInnen auch

6)

. Zum ande-
ren mu ss vor diesem Hintergrund juristisch deut-
lich gemacht werden, dass das Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung nicht für eine ganze
Gruppe von SoldatInnen außer Kraft ge setzt wer-
den kann . Hier wird e s auf ein Zu sammenspiel der
FachanwältInnen mit dem D armstädter Signal,
dem Komitee für Grundrechte und D emokratie ,

Bunde swehr werden geradezu froh sein, für die
Personalreduzierung möglichst viele freiwillige
Meldungen zu b ekommen . Nur b ei wenigen Spe-
zialistInnen, für die die Bundeswehr b esonderen
B edarf hat, dürfte der Entlassungsantrag abgelehnt
werden .

In den vergangenen Jahren hab en j eweils rund
2 0 0 Zeit- und B erufssoldatInnen den Kriegsdienst
mit der Waffe verweigert. Kriegseinsätze der Bun-
deswehr oder b esondere Vorkommnisse b ei die-
sen Einsätzen hab en die se Zahl kaum b eeinflusst.
D abei wäre eigentlich zu erwarten gewesen, dass
nach der B omb ardierung der Tanklaster b ei Kun-
du s viele der knapp 5 . 0 0 0 in Afghanistan stationier-
ten Soldatinnen und Soldaten

2)

sich die Frage hät-
ten stellen müssen, ob sie den To d unbeteiligter Zi-
vilisten weiterhin billigend in Kauf nehmen . Ei-
gentlich − so nehmen wir Kriegsdienstverweigerer
es gerne an − mü ssten solche Ereignisse viele auf-
rütteln und sagen lassen, dass sie das Kriegshand-
werk nicht länger mit ihrem Gewissen vereinb aren
können . D ass das nicht so ist, können wir zwar b e-
klagen . Unser Klagen ändert ab er offensichtlich
nichts .

Probleme für SanitätssoldatInnen

Zweihundert Ratsuchende pro Jahr sind eine sehr
überschaub are Zahl, selb st wenn die einzelnen Ver-
fahren durchaus kompliziert sein werden . D as
Kriegsdienstverweigerungsgesetz bleibt b este-
hen, das »Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben« − so soll das Bunde samt für
den Zivildienst ab Juli 2 0 1 1 heißen − wird weiter-
hin für die B e arbeitung dieser Anträge zuständig
sein .

Einige die ser verweigernden Zeit- und B erufs-
soldatInnen werden S anitätssoldatInnen sein . Für
die se gibt es nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts

3 )

kein Kriegsdienstverweige-
rungsrecht. Sie hab en − so das Bunde sverwaltungs-
gericht − ab er einen Anspruch auf Entlassung au s
der Bunde swehr

4)

. D azu muss die Gewissensent-
scheidung gegen den Kriegsdienst mit der Waffe
im Entlassungsantrag dargelegt werden . Die Ge-
wissensprüfung wird dann durch das Personalamt
der Bunde swehr durchgeführt. Militärverwaltung
prüft Kriegsdienstverweigerer − das erinnert an

Aus der Satzung der Zentralstelle KDV:
§ 2 Zweck und A ufgaben
( 1 ) Die Zentralstelle setzt sich für die uneinge-
schränkte Achtung der Glaub ens- und Gewissensfrei-
heit im Sinne des Artikels 4 des Grundgesetze s ein . Sie
fördert die Information üb er die se Grundrechte und
ruft zu Toleranz auf allen Gebieten der Kultur sowie
zur friedlichen Zusammenarb eit mit anderen Men-
schen und Völkern auf.
Im Rahmen dieser Aufgab enb estimmung setzt sich
die Zentralstelle insb esondere ein für:
1 . die Verwirklichung und Sicherung des Grund-
rechts auf Kriegsdienstverweigerung;
2 . den Schutz der Gewissensfreiheit im B ereich von
Dienstpflichten nach Artikel 1 2 a GG;
3 . die unvoreingenommene und aufgeschlo ssene Ge-
setzesanwendung durch die hierzu b erufenen Orga-
ne und die Weiterentwicklung der einschlägigen Ge-
setze ;
4 . die Unterrichtung der Öffentlichkeit üb er die ge-
setzlichen B e stimmungen zur Kriegsdienstverweige-
rung einschließlich Ersatzdiensten und üb er deren
praktischen Folgen;
5 . die B eratung und Information von Männern und
Frauen, die Dienstleistungen nach Artikel 1 2 a GG aus
Gewissensgründen verweigern, sowie die Gewäh-
rung von Rechtsb eistand in Fällen von grundsätzli-
cher B edeutung, soweit dies möglich ist;
6 . j eglichen Schutz der Kriegsdienstverweigerer in
der Öffentlichkeit, unabhängig von ihrer Staatsange-
hörigkeit ;
7. die B eratung von Kriegsdienstverweigerern,
Dienstpflichtigen und ihren Angehörigen in rechtli-
chen, sozialen und wirtschaftlichen Fragen;
8 . die internationale Anerkennung des Rechtes auf
Kriegsdienstverweigerung durch Zusammenarb eit
mit gleichgesinnten Organisationen des Auslandes .

2 ) D a die meisten S oldatInnen alle vier Monate ausgetauscht wer-
den, sind pro Jahr rund 1 5 . 0 0 0 unmittelb ar von diesem Einsatz
b etroffen .

3) Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 2 7. 1 1 . 1 9 8 5 - 6 C 5 5/8 3 ,
8 2/84 , 9 3/84 und 5/8 5 . Leitsatz : » Für S anitätsoffiziere , die sich
freiwillig zum Dienst in der Bundeswehr verpflichtet hab en, b e-
steht kein Rechtsschutzb edürfnis für einen Antrag auf die Fest-
stellung, dass sie b erechtig sind , den Kriegsdienst mit der Waffe
zu verweigern, weil und solange sie S anitätsdienst zu leisten ha-
b en . Ihr D ienst ist kein , Kriegsdienst mit der Waffe« . Inzwischen
gilt die se Rechtsauffassung nicht nur für S anitätsoffiziere , son-
dern für alle S anitätssoldatInnen .

4) Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 3 . 7. 1 9 9 6 - 2 B 8 0/9 6 . Leit-
satz : » Ein S anitätsoffizier hat einen Entlassungsanspruch gem . §
5 5 Ab s . 3 S G bzw. § 4 6 Ab s . 6 S G, wenn er glaubwürdig seinen
Entlassungsantrag mit einem b e ab sichtigten Antrag auf Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer b egründet. «

5 ) http ://eine stages . spiegel. de/static/topicalbumb ackground/
1 79 8 1 /_das_waren_reine_willkuerverfahren. html

6) Ein B ericht üb er die Waffendienstverwendung einer S anitätssol-
datin ist nachzule sen unter www. friedensko op erative . de/
ff/ff0 8/ 1 -5 2 . htm
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1 0

p ax christi und der Evangelischen Arb eitsgemein-
schaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden
ankommen, um nur einige geeignete Organisatio-
nen

7)

zu nennen . Die SoldatInnen, deren Gewissen
durch die Militärverwaltung üb erprüft wird , und
ihre AnwältInnen müssen zudem bereit sein, die se
Skandalverfahren öffentlich zu machen .

Die Zentralstelle KDV wird mit einer Internet-
plattform dafür sorgen, dass verweigernde Zeit-
und B erufsoldatInnen in Zukunft schnell und ein-
fach qualifizierte Ansprechp artner finden werden .
Die notwendige politische Unterstützungsarb eit
können einzelne Organisationen leisten . Um 2 0 0
Menschen zu ihrem Grundrecht zu verhelfen, b e-
darf e s ab er keiner gemeinsamen Plattform von 2 6
Organisationen mehr.

2 0 0 verweigernde Soldaten:d kein Grund
für den Fortbestand der Zentralstelle KDV

Schon 2 0 0 3 wurde eine B efreiungsregelung einge-
führt, die die Wehrpflicht im Verteidigungsfall
praktisch aussetzte . Verheiratete und eingetragene
Leb ensp artner werden auf Antrag vom Wehrdienst
b efreit. Diese B efreiung gilt auch für den Kriegs-
dienst im Verteidigungsfall . Sollte im Verteidi-
gungsfall eine Einb erufung zum unbefristeten
Kriegsdienst erfolgen, können j eweils zwei Einb e-
rufene gemeinsam entscheiden, ob sie in den
Schützengrab en einrücken o der lieb er zum Stan-
de samt gehen und sich zu eingetragenen Leb ens-
p artnern erklären lassen . Was wir in unserer ersten
Reaktion als Gesetzgebungsp anne einstuften, ent-
puppte sich auf Nachfrage im Verteidigungsminis-
terium als »bitterer Ernst« . Die B efreiungsregelung
im Wehrpflichtge setz sei in voller Kenntnis der
Konsequenzen erfolgt. Im Klartext : Wehrpflichti-
ge werden für den Verteidigungsfall nicht mehr
eingeplant. Diese Regelung erfolgt nicht erst j etzt
im Rahmen der Aussetzung der Wehrpflicht. Die
Kriegsdienstpflicht im Verteidigungsfall wurde −
von Politik und Öffentlichkeit weitgehend unb e-
merkt − schon vor sieb en Jahren au sge setzt.

Welche Aufgab en für die Gewissensfreiheit der
Kriegsdienstverweigerer bleib en für eine gemein-
same Einrichtung von 2 6 Organisationen? Welche
Aufgab en benötigen no ch eine Koordination die-
ser 2 6 Organisationen? Welche Aufgab en werden
nicht durch einzelne der Mitglieder im nötigen
Umfang wahrgenommen? Welche Aufgaben wer-
den schon durch andere D achorganisationen
wahrgenommen?

2 0 0 den Kriegsdienst verweigernde Zeitsolda-
tInnen sind kein Grund , eine D achorganisation
aufrecht zu erhalten . Ihre B eratung und B etreuung
kann eine einzelne spezialisierte Organisation b e s-
ser. D as Wächteramt üb er den staatlichen Umgang
mit dem Grundrecht auf Kriegsdienstverweige-
rung kann ebenfalls eine Fachorganisation üb er-
nehmen . Für den Schutz au sländischer Kriegs-
dienstverweigerer tritt der Verein Connection
(www. connection-ev. de) mit b e stem Fachwissen
sehr effektiv und erfolgreich ein .

D er Kampf gegen Krieg, gegen Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr, gegen die Werbung freiwilli-
ger SoldatInnen in Schulen − all das ist aus der Sicht
von Kriegsgegnern wichtiger und notwendiger
denn j e . Ohne Wehrpflicht ist das aber keine Frage
mehr der Einschränkung der Gewissensfreiheit im
B ereich der Kriegsdienstpflicht, sondern die Au s-
einandersetzung um die richtige Art der Friedens-
sicherung. D er Bund für Soziale Verteidigung
(www. soziale-verteidigung. de) , die Plattform Zivi-
le Konfliktb e arbeitung (www. konfliktb earb ei-
tung. net) , das Forum Ziviler Friedensdienst
(www. forumzfd . de) und die Ko operation für den
Frieden (www. ko op-frieden . de) sind die Plattfor-
men, auf denen sich b ereits viele Organisationen
zusammengeschlo ssen hab en, um gemeinsam und
ko ordiniert gegen militärische Konfliktlö sungsop-
tionen zu arb eiten . Die Zentralstelle für Recht und
Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewis-
sensgründen e .V. ist dafür nach ihrer S atzung nicht
zuständig. Statt eine weitere Plattform ins Leb en zu
rufen, sollten die b estehenden Organisationen
durch aktive Mitarbeit ge stärkt werden .

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV.

7) www. darmstaedter-signal . de ; www. grundrechtekomitee . de ;
www. p axchristi. de ; www. eak-online . de

Dokumen tiert

Bericht des Generalinspekteurs der Bundeswehr
vom 31 . August 2 010 (A uszüge)

(. . .) 5 . 1 1 . Die allgemeine Wehrpflicht
In Zeiten des Kalten Kriege s war die innerdeut-

sche Grenze Nahtstelle und Verteidigungslinie
zum konkurrierenden Werte system unter Führung
der Sowj etunion . Die damaligen Strategien der NA-
TO sahen in erster Linie eine angemessene konven-

tionelle Verteidigungsfähigkeit in Zentraleurop a
vor, für die sowohl zahlenmäßig präsente als auch
aufwuchsfähige Streitkräfte vorzuhalten waren .
Lande sverteidigung war in die ser Zeit immer
Bündnisverteidigung auf deutschem Territorium .
Präsenz, Aufwuchsfähigkeit und die B ereitstellung
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großer Truppenkontingente waren nur mit der
Wehrpflicht üb erhaupt erreichb ar.

Die sicherheitspolitischen Entwicklungen in
Europ a, wie auch die in den letzten b eiden D eka-
den deutlich verb esserten B eziehungen zu Russ-
land , hab en erheblichen Einfluss auf unsere Risiko-
vorsorge für die Lande sverteidigung . D er Aufwand
für B evorratung, Rekonstitution, Aufwuchsfähig-
keit und Personal kann deutlich geringer als bis-
lang ausfallen .

D er po sitiven Entwicklung Rechnung tragend ,
wurde seit Anfang der 9 0er Jahre der Streitkräfte-
umfang kontinuierlich und deutlich verringert.
Dies b etraf vor allen Dingen die Zahl der Grund-
wehrdienstleistenden . Neb en der Anzahl von Ein-
berufungen konnte auch die D auer des Wehrdiens-
te s immer weiter verkürzt werden . Ab dem 1 . D e-
zemb er wird der Grundwehrdienst rückwirkend
zum 1 . Juli 2 0 1 0 nur no ch 6 Monate betragen .

Ein Angriff auf das Territorium der Bunde sre-
publik D eutschland ist nicht mehr an einer Vor-
warnzeit von einem Jahr festzumachen . Die NATO
geht von einer Rekonstitutionsfrist von 1 0 Jahren
au s .

Die tatsächlich für einen personellen und mate-
riellen Aufwuchs erforderliche Zeit ist nicht präzi-
se zu progno stizieren . Richtig ist j edo ch, dass der
verfügb are Zeitkorridor für Rekonstitution insge-
samt deutlich größer geworden ist. Dies hat Ein-
fluss auf Aufwuchsfähigkeit und rasch verfügb are
präsente Kräfte .

Die Zahl der Grundwehrdienstleistenden kann
signifikant verringert werden . Ihr militärischer
Einsatzb eitrag ist schon allein durch den seit vielen

Jahren b e stehenden p arlamentarischen Konsens
begrenzt, Grundwehrdienstleistende nicht für
Auslandseinsätze heranzuziehen .

D er Mehrwert der allgemeinen Wehrpflicht b e-
steht heute vorrangig in ihrem B eitrag zur Nach-
wuchsgewinnung. Üb er die allgemeine Wehr-
pflicht hab en die Streitkräfte eine Zugriffsmög-
lichkeit mit Verfassungsrang auf junge M änner. Sie
sind so in der Lage , aus den Grundwehrdienstleis-
tenden j ährlich 7. 0 0 0 bis 8 . 0 0 0 S aZ zu gewinnen .
D em steht gegenüb er, dass annähernd 1 0 . 0 0 0
B S/S aZ für die Au sbildung der GWDL b enötigt wer-
den .

Wenn die verpflichtende Heranziehung zum
Wehrdienst immer weniger zur Aufgab enerfüllung
der Streitkräfte b eiträgt und deren Rechtfertigung
sich vornehmlich auf Aspekte der Nachwuchsge-
winnung reduziert, wird sie sicherheitspolitisch
nicht mehr umfassend abgeleitet werden können .

Exkurs 1 : Wehrpflicht und Freiwilliger Wehrdienst
Die allgemeine Wehrpflicht
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in der Bun-

desrepublik D eutschland kaum eine D eb atte so in-
tensiv und emotional geführt wie die um die Wie-
derb ewaffnung und die Einführung der allgemei-

nen Wehrpflicht. Rückblickend kann heute festge-
halten werden, dass die allgemeine Wehrpflicht
über Jahrzehnte die richtige Wehrform für unser
Land gewesen ist. Bis 1 9 9 0 war Landesverteidi-
gung zugleich immer Bündnisverteidigung auf
deutschem Territorium . D ie sicherheitspolitische
Notwendigkeit der allgemeinen Wehrpflicht wur-
de auch de shalb militärisch und politisch bis dahin
nicht ernsthaft in Frage ge stellt. In Verbindung mit
der Konzeption der Inneren Führung hat sie sich in
b e sonderer Weise b ewährt.

Die Mobilmachungs- und Verteidigungsfähig-
keit der Bundeswehr in der Mitte Europ as war im-
mer ein wesentlicher Faktor des politischen Ge-
wichts der Bunde srepublik D eutschland im Bünd-
nis und ein wichtige s Element der Stabilität in Eu-
rop a. Neben die sicherheitspolitische B egründung
der Wehrpflicht traten immer auch eine Reihe ge-
sellschaftspolitischer Argumente :

1 . Weit verbreitet ist dab ei das Argument, dass
es no ch keinem jungen Mann »geschadet hab e ,
Dienst für sein Vaterland zu leisten« . Die Wehr-
pflicht fördert die Verschmelzung aller Schichten
der B evölkerung, indem sie alle Bürger als »gebore-
ne Verteidiger« de s Staate s vereint. Sie steht für die
B ereitschaft der Bürger, persönlich Mitverantwor-
tung für den Schutz ihres Gemeinwe sens zu üb er-
nehmen . Die Wehrpflichtigen sind Multiplikato-
ren für die Bunde swehr in der Ö . . ffentlichkeit.

2 . Die B efürworter der Wehrpflicht argumen-
tieren auch, dass mit dieser Wehrform eine Ent-
fremdung der Armee von Staat und Gesellschaft,
wie D eutschland sie im Laufe der Geschichte mit
dem Eigenleb en der Reichswehr als »Staat im Staa-
te« in der Weimarer Republik erlebt hat, durch die
Wahrnehmung der Verantwortung durch breite
B evölkerungsschichten üb er mehrere Generatio-
nen hinweg b egegnet werden könne . Die Bundes-
republik D eutschland sei eine wehrhafte D emokra-
tie , in der das Interesse der B evölkerung an Auftrag
und Einsatz der Parlamentsarmee gewahrt sei und
die se auch de shalb vor unüb erlegten Einsätzen ge-
schützt wurde .

3 . Die Wehrpflichtarmee halte die Armee jung,
da die heranwachsende Generation vor dem Ein-
steig in das B erufsleben o der dem B eginn des Studi-
ums den Grundwehrdienst ab solviert und zum Per-
sonalaustausch b eitrüge . Üb er die junge Generati-
on blieb e die Bunde swehr im engen Kontakt mit
der gesamten B evölkerung. Bisweilen wurde auch
hervorgehob en, dass die Wehrpflichtarmee die in-
telligentere und auch ko stengünstigere Armee sei .

4 . Nach der Wiedervereinigung wurde heraus-
gestellt, dass die Wehrpflicht in den neuen Bundes-
ländern dazu b eiträgt, die Bundeswehr im B e-
wusstsein der B evölkerung zu verankern . Sie för-
dert den Austau sch junger Menschen aus den ö stli-
chen und westlichen Bundesländern . D amit trägt
die Bundeswehr auch zur inneren Einheit D eutsch-
lands bei .
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Mit der Wiedervereinigung änderte sich die Si-
tuation gravierend . Die Aussöhnung mit O steuro-
p a und die Annäherung zur Sowj etunion ermög-
lichte eine Verringerung der Personalstärke der
Bundeswehr. D er Aspekt der Lande sverteidigung
auf deutschem Territorium rückte mehr und mehr
in den Hintergrund .

Auf der anderen Seite b egannen b ereits 1 9 9 0
mit dem Golfkrieg Einsätze der Bunde swehr im er-
weiterten Aufgab enspektrum . Bis heute waren
seitdem b ereits mehr als 3 0 0 . 0 0 0 Soldatinnen und
Soldaten und zivile Angehörige der Bunde swehr in
Somalia, auf dem B alkan, in Georgien, in Afghanis-
tan und anderen Krisenregionen in die sem Aufga-
b enspektrum eingesetzt.

Auf der B asis der Erfahrung der b eiden vergan-
genen D ekaden hab en sich nachfolgende B estim-
mungsfaktoren für die zukünftige Sicherheitsvor-
sorge herau skristallisiert :

1 . D er sicherheitspolitische Ansatz, Krisen und
Konflikten frühzeitig vorb eugend zu begegnen
und deren Auswirkungen auf Distanz zu halten, hat
sich b ewährt.

2 . Ein erfolgreiche s Krisenmanagement b edarf
eines auf den konkreten Einzelfall zuge schnittenen
Zu sammenwirkens rasch und flexib el verfügb arer
sowie durchhaltefähiger ziviler und militärischer
Instrumente .

3 . Keine Nation ist in der Lage , die für ein erfolg-
reiche s Krisenmanagement erforderlichen Instru-
mente alleine zur Verfügung zu stellen . D eshalb ist
multinationale Zusammenarb eit Geb ot der Stunde .

Die sicherheitspolitische Re alität verdeutlicht :
Ein Angriff auf das Territorium der Bunde srepub-
lik D eutschland mit großangelegten militärischen
Kräften erscheint unwahrscheinlich . Die Verteidi-
gung D eutschlands erfolgt nicht an den Grenzen
unseres Landes , sondern allenfalls an der Periphe-
rie der NATO o der, no ch wahrscheinlicher, in Kri-
sengebieten weit j enseits davon .

Die Verteidigung D eutschlands gegen eine äu-
ßere B edrohung ist weiterhin die politische und
verfassungsrechtliche Grundlage der Bunde s-
wehr. D er B egriff und das Verständnis von Verteidi-
gung gewinnen aber eine völlig neue Dimension
und müssen den neuen Re alitäten angep asst und
politisch umfassender definiert werden .

E s liegt im Interesse D eutschlands als souverä-
ner Staat am gemeinsamen Krisenmanagement un-
ter dem D ach der Vereinten Nationen und dem Ver-
bund mit Partnern in NATO und EU teilzuhab en .
D er erforderliche militärische B eitrag muss dab ei
angeme ssen sein und der politischen B edeutung
und Wirtschaftskraft unseres Lande s entsprechen .
E s kommt darauf an, über im ge samten denkb aren
Fähigkeitsspektrum multinational rasch einsetzb a-
re und flexiblere Streitkräfte zu verfügen, die mög-
lichst viele politische Optionen eröffnen .

D eutschland sollte qualitativ ho chwertige und
interoperab ele Streitkräfte vorhalten, die durchaus

erst im Zusammenwirken mit anderen Partnern
wie auch erst im konkreten Einzelfall die erforderli-
che Gesamtfähigkeit für einen multinationalen An-
satz ergeb en . Dieser qu alitativ neue Ansatz erlaubt
im Vergleich mit Partnern wie GB , FRA, ITA und
E SP eine deutliche Herab setzung des Streitkräfte-
umfangs der Bunde swehr, ohne sicherheitspoliti-
sche Einschränkungen und ohne bündnispolitisch
an Gewicht zu verlieren .

Gesellschafts- und sozialpolitische Argumente
wiegen ohne Zweifel schwer. Sie können j edo ch
für sich allein nicht die allgemeine Wehrpflicht als
gravierenden Eingriff in die Grundrechte unserer
jungen Männer rechtfertigen . D er ehemalige Bun-
de spräsident Roman Herzog hat die s 1 9 9 5 auf die
prägnante Formel gebracht :

»Die Wehrpflicht ist so ein tiefer Eingriff in die
individuelle Freiheit de s Bürgers , dass ihn der de-
mokratische Rechtsstaat nur fordern darf, wenn e s
die äußere Sicherheit de s Staates wirklich gebietet.
Sie ist also kein allgemeingültiges ewiges Prinzip ,
sondern sie ist auch abhängig von der konkreten Si-
cherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Aussetzung o der
Ab schaffung und eb enso die D auer de s Grund-
wehrdienstes müssen sicherheitspolitisch b egrün-
det werden können . Ge sellschaftspolitische , histo-
rische , finanzielle und streitkräfteinterne Argu-
mente können dann ruhig no ch als Zusätze ver-
wendet werden . Ab er sie werden im Gespräch mit
dem Bürger nie die alleinige B asis für Konsens sein
können . Wehrpflicht glaubwürdig zu erhalten
heißt also zu erklären, weshalb wir sie trotz de s
Wegfalls der unmittelb aren äußeren B edrohung
immer no ch b enötigen . «

Als wesentliche sicherheitspolitische Argu-
mente für die allgemeine Wehrpflicht gelten deren
B eiträge

- zum politisch gewünschten Gesamtumfang
der Bundeswehr von 2 5 2 . 5 0 0 Soldatinnen und Sol-
daten in einem finanziell verantwortb aren Rah-
men,

- zur personellen Regenerationsfähigkeit der
Bundeswehr unter den B edingungen eines durch
die demographische Entwicklung b edingten Wett-
b ewerb s um die »be sten Köpfe« ,

- zur raschen Rekonstitution der Bundeswehr
üb er Bildung eines b ereits ausgebildeten Umfangs
von Reservisten .

B ei einer Neuausrichtung der Bundeswehr
sind diese Argumente auf ihre Tragfähigkeit hin zu
untersuchen . Ein rascher Aufwuchs von Kräften
üb er eine Mobilmachung der Bunde swehr ist ange-
sichts der sicherheitspolitischen Rahmenb edin-
gungen und erheblich verlängerter Vorwarnzeiten
nicht mehr in dem Maße wie heute erforderlich .
Wehrpflichtige in Form b ereits ausgebildeter Re-
servisten werden im bisherigen Umfang daher
nicht mehr b enötigt.

Mit den j ede s Jahr ausscheidenden B S/S aZ und
einer mo dernen, den heutigen Erfordernissen an-
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gep assten Re servistenkonzeption kann eine aus-
reichende B asis für die Rekonstitution b ereitge-
stellt werden .

Aufgrund der Wechselfälle der Geschichte
kann gleichwohl nicht auf die Wehrpflicht verzich-
tet werden . D er Erhalt einer gesetzlichen Grundla-
ge als Rückversicherung für langfristige und unvor-
hersehb are Entwicklungen ist weiterhin politisch
und militärisch angezeigt.

Eine qualitativ be ssere ab er deutlich verklei-
nerte Bunde swehr aus B S/S aZ auch ohne Wehr-
pflichtige ist sicherheits- und bündnispolitisch für
D eutschland grundsätzlich au sreichend . Sie trägt
auch den demographischen Notwendigkeiten in
b e sonderer Weise Rechnung .

Die Frage der Notwendigkeit einer allgemei-
nen Wehrpflicht hab en darüb er hinau s 2 3 von 2 8
NATO Staaten entschieden und die Wehrpflicht ab-
geschafft. Selb st Schweden, das Land , in dem König
Gu stav II Adolf um 1 6 3 0 als erster eine selektive
Wehrpflicht einführte , hat in diesem Jahr Ab schied
von der allgemeinen Wehrpflicht genommen .

Die Nachwuchsgewinnung ist in einer qualita-
tiv b esseren aber kleineren Bundeswehr auch
ohne die allgemeine Wehrpflicht zu bewältigen .
Aufgrund der deutlich kleineren Regenerations-
zahlen ist b ei konsequenter Umsetzung der weite-
ren Attraktivitätsmaßnahmen auch in einem ver-
schärften Wettbewerb mit der Wirtschaft keine
Sorge angezeigt.

Die sicherheitspolitische Entwicklung der letz-
ten Jahrzehnte hat zu einer kontinuierlichen Ver-
kleinerung des Streitkräfteumfangs geführt. Im
Grundsatz ist die Zahl der B S/S aZ in den zurücklie-
genden 2 0 Jahren nur vergleichsweise geringfügig
verringert worden . Die Zahl der GWDL hat demge-
genüb er j edo ch erheblich abgenommen . Die Taug-
lichkeitskriterien und die Wehrdienstdauer wur-
den entsprechend herabge setzt. Insofern ist seit
Mitte der 9 0er Jahre ein sich verstetigender Trend
zu verzeichnen, der seinen Niederschlag auch in
der Verkürzung der Wehrdienstdauer zum 1 . D e-
zemb er 2 0 1 0 auf 6 Monate findet.

(. . .)
Freiwilliger Wehrdienst - Kurzdiener
Wehrform und Rekrutierung von Streitkräften

sind stets Ausdruck politischer und gesamtgesell-
schaftlicher Entwicklungen . Sie unterliegen damit
Wandlungsprozessen .

Historisch stand die Einführung der allgemei-
nen Wehrpflicht in einem engen Zu sammenhang
mit der B ildung der Nation . D er Militärdienst sollte
das B ewusstsein nationaler Zu sammengehörigkeit
stärken . Die Wehrpflicht entwickelte sich zu einem
Garanten und in der Folge auch zu einem Symb ol
des nationalen Staate s . Sie galt nicht nur als staats-
bürgerliche Verpflichtung, sondern zugleich auch
als ein Bürgerrecht.

Im Zeitalter der Individualisierung und in einer
Gesellschaft, die von Wertewandel geprägt ist, wer-

den Pflichtdienste wie die Wehrpflicht auf ihre
weitere B egründb arkeit kritisch hinterfragt. Ziel
muss e s sein, individuelle Rechte und die Verant-
wortung des Einzelnen für die Gemeinschaft im-
mer in eine B alance zu bringen .

Mit dem neu entwickelten FWD wird für den
militärischen B ereich ein Angeb ot unterbreitet,
staatsbürgerliche Verantwortung zu üb ernehmen
und sich ein persönliches Bild von der Bundes-
wehr zu machen, ohne gleich B S/S aZ zu werden .
D er FWD zielt darauf ab , Dienst für die Ge sellschaft
nach dem Prinzip der Freiwilligkeit zu leisten . Er ist
damit eine Ergänzung der bisherigen ehrenamtli-
chen o der freiwilligen Leistungen, die bislang nur
auf Grund einer freiwilligen Verpflichtung in Form
eine s ehrenamtlichen Dienste s , z . B . b eim THW
o der dem Entwicklungsdienst sowie den Sozialein-
richtungen, erfolgen kann .

Kernpunkte des FWD
Wie bisher sollen junge Männer erfasst werden .

Die bislang obligatorische Mu sterung entfällt j e-
do ch und wird durch eine schriftliche Einladung
der Bundeswehr zur Teilnahme an einem B eurtei-
lungs-/B ewerbungsgespräch ersetzt. E s steht im Er-
messen des Einzelnen, die Einladung anzunehmen .
Zur Potentialab schätzung würde eine Eignungsun-
tersuchung und -fe ststellung erfolgen . Die Ergeb-
nisse sollen dem jungen Mann zur Verfügung ge-
stellt werden, unabhängig von seiner Entschei-
dung, tatsächlich FWD zu leisten . Im Rahmen die-
se s Verfahrens würde neb en der Erstellung de s per-
sönlichen Eignungs- und Leistungsprofils eine um-
fassende B eratung über Inhalt, Anforderungen
und Möglichkeiten einer Dienstleistung in der
Bunde swehr erfolgen .

Zu prüfen ist, ob auch Frauen auf Antrag eb en-
falls die Möglichkeit einer Teilnahme erhalten kön-
nen .

Die Einb erufung/Einstellung wird individuell
mit dem B ewerb er vereinb art und nicht mehr wie
bislang durch Festlegung der Wehrersatzb ehör-
den .

Die Leistungen sollen in etwa vergleichb ar sein
mit denen für den heutigen FWDL. Neu ist, dass der
junge Mann in den ersten 6 Monaten ein Kündi-
gungsrecht erhält. Während de s sechsmonatigen
Freiwilligen Grundwehrdienste s erfolgt eine Ver-
gütung in der Höhe vergleichb ar mit dem bisheri-
gen Wehrsold . D arüb er hinaus sollen Steuerfrei-
heit der Leistung nach dem Wehrsoldge setz, unent-
geltliche Gemeinschaftsverpflegung/Gesund-
heitsfürsorge , Ansprüche auf Unterhaltungsfüh-
rung nach dem Arb eitsplatzschutzgesetz, erhöhte
Anrechnung de s FWD b ei der gesetzlichen Renten-
versicherung, Anrechnung auf die numerus clau-
sus Wartezeiten, B onus b eim Zugang zu b estimm-
ten Bildungseinrichtungen, Erwerb von Führer-
schein oder sonstigen zivilb eruflich verwertb aren
Qualifikationen, teilweise B erücksichtigung de s
Wehrdienste s als Praktikum für Studium o der B e-
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de s Verzichts zur Einb erufung zum Grundwehr-
dienst unter den gegeb enen sicherheitspolitischen
Herausforderungen .
� b egrüßen es zugleich, dass der Bundesminister
der Verteidigung − b ei einem bis auf weiteres gel-
tenden Verzicht auf die Einb erufung von Grund-
wehrdienstleistenden − die Möglichkeiten zum Ab-
leisten des Freiwilligen Wehrdienste s ausb auen
mö chte .
� sprechen sich für die weitere rechtliche Veranke-
rung der Wehrpflicht im Grundgesetz , für die wei-
tere Erfassung junger Männer sowie für die Mög-
lichkeit aus, die Verpflichtung zum Grundwehr-
dienst bei B edarf durch ein einfaches Ge setz wie-
der aufleb en zu lassen .
� setzen sich für eine gezielte Gewinnung qu alifi-
zierten Nachwuchse s und Steigerung der Attrakti-
vität de s Dienstes in der Bunde swehr ein . (. . . )
� Zur Leistungsfähigkeit von Streitkräften gehört
auch eine mo derne Ausrüstung . Eigene leistungsfä-
hige rüstungstechnologische Fähigkeiten sind ei-
ne we sentliche Vorau ssetzung für einsatzfähige
Streitkräfte und für die Mitgestaltung de s europ ä-
ischen Integrationsprozesse s im Rüstungsb ereich .
Sie gewährleisten Ko operationsfähigkeit und si-
chern den Einfluss bei Entwicklung, B e schaffung
und B etrieb von entscheidenden militärischen Sys-
temen .

CDU und C SU sind die Parteien der Bunde swehr,
weil wir davon üb erzeugt und bereit dazu sind , un-
sere freiheitliche und demokratische Ordnung zu
verteidigen . Gemeinsam hab en sie gegen erhebli-
che Widerstände die Wiederbewaffnung der Bun-
de srepublik D eutschland als Antwort auf die B e-
drohung durch die damalige Sowj etunion durchge-
setzt. E s waren CDU und C SU, die zugleich die allge-
meine Wehrpflicht einführten . CDU und CSU ste-
hen für die sicherheitspolitische Integration
D eutschlands in den We sten, die Einbindung der
Bundeswehr in das erfolgreichste Bündnis der Ge-
schichte − die NATO − , die Bunde swehr als »Armee
der Einheit« und die Zugehörigkeit des wiederver-
einigten D eutschlands zum nordatlantischen Ver-
teidigungsbündnis . (. . . )

Die Präsidien von CDU und C SU
� teilen die Sicherheitsanalyse de s Bundesminis-
ters der Verteidigung vom August 2 0 1 0 . Schlussfol-
gerung au s der Analyse ist, dass eine sicherheitspo-
litische Notwendigkeit für die allgemeine Wehr-
pflicht nicht mehr gegeb en ist.
� unterstützen den Bundesminister der Verteidi-
gung dab ei, die Bunde swehr an den aktuellen si-
cherheitspolitischen Herausforderungen und Auf-
gaben auszurichten. Dies betrifft Personal, Ausrü s-
tung und Struktur gleichermaßen − einschließlich

Dokumen tiert

Gemeinsame Erklärung der Präsidien
von CDU und CSU zur Aussetzung der Wehrpflicht
vom 2 6./2 7. September 2 010 (A uszüge)

ruf, b egünstigter Einlass zu Veranstaltungen, B e-
günstigung b ei sonstigen Leistungen (military ra-
te) als weiter führende Anreize geboten werden .

Entscheidet sich der junge Mann für das Ange-
b ot Kurzdiener, soll die Dienstzeit maximal 2 3 Mo-
nate b etragen . Ab dem 7. Dienstmonat erhält er ei-
ne Vergütung vergleichb ar mit der de s heutigen
FWDL. In Abhängigkeit von seiner Verpflichtungs-
zeit werden darüb er hinau s weitere zusätzliche An-
reize wie ein Führerschein geb oten . Auch könnte
z . B . ein Studienplatz an einer der Bw-Universitäten
als Anreiz ge setzt werden, um sich auf die maxima-
le Verpflichtungsdauer von 2 3 Monaten festzule-
gen .

Kurzdiener werden zu sammen mit S aZ au sge-
bildet. E s werden keine gesonderten Strukturen
ausgeplant. D er FWD muss sich wie bisher schrift-
lich dazu verpflichten, auch an Auslandseinsätzen
teilnehmen zu wollen .

Für den FWD sollen zunächst 7. 5 0 0 Dienstpo s-
ten vorgesehen werden . Die tatsächliche Größen-
ordnung wäre letztlich politisch zu entscheiden . In
Abhängigkeit von Eignungskriterien und Ver-
pflichtungszeit und individuellen B edürfnissen
können die jungen Männer sowohl in Funktions-
dienstpo sten im Inland (z . B . Wachb ataillon) als
auch an Auslandseinsätzen teilnehmen . Aus dem
Potenzial der Kurzdiener können anschließend Re-
servisten gewonnen werden, was für die Rekonsti-
tution von b esonderem Nutzen wäre .

Einb erufungen/Einstellungen erfolgen zu-
künftig nur no ch auf freiwilliger B asis und mit Zu-
stimmung der jungen Männer. D er FWD ist damit
eine mo derne Variante , um staatsbürgerliche Ver-
antwortung zu üb ernehmen .

Inwieweit von die sem Angebot Gebrauch ge-
macht wird , lässt sich nur schwer ab schätzen . D a-
her sollte der FWD nach 2 - 3 Jahren einer eingehen-
den Üb erprüfung unterzogen werden .
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Vorwort

D er Bunde sminister der Verteidigung, Dr. Karl-
Theo dor Freiherr zu Guttenberg, hat die Struktur-
kommission am 1 2 . April 2 0 1 0 als einen B austein
zur grundlegenden Erneuerung der Bunde swehr
einge setzt.

B ereits im Jahre 2 0 0 0 hatte die Kommission
» Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundes-

wehr« fe stge stellt : »Die Bundeswehr ist . . . nicht im
Gleichgewicht. Sie ist zu groß , falsch zusammenge-
setzt und zunehmend unmodern . In ihrer heutigen
Struktur hat die Bunde swehr keine Zukunft. « (. . . )
Seitdem gab e s bereits erste Schritte zur Reform der
Bunde swehr und ihrer Anp assung an neue sicher-
heitspolitische Herausforderungen . Ab er der Weg
ist längst no ch nicht zu Ende .

Dokumen tiert

Vom Einsatz her denken. Bericht der Strukturkom-
mission der Bundeswehr. Oktober 2 010 (A uszüge)

CDU und CSU sind sich b ewusst, dass eine Verände-
rung der bislang b ewährten Wehrform und -struk-
tur einen tiefen Einschnitt in die sicherheitspoliti-
sche Kultur der Bundesrepublik D eutschland b e-
deutet. Auf B asis der sicherheitspolitischen Analy-
se de s Bunde sministers der Verteidigung hat sich
für die Union insge samt eine neue Situation erge-
ben. Die Wehrpflicht diente auch der Verankerung
der Bundeswehr in der Ge sellschaft. Die Wiederb e-
waffnung der Bundesrepublik D eutschland wäre
ohne die Einführung der Wehrpflicht nicht denk-
b ar gewesen . Zugleich wurde das Konzept der »In-
neren Führung« mit dem Leitbild des » Staatsbür-
gers in Uniform« in der jungen Bunde swehr veran-
kert. Diese Prinzipien hab en sich bis heute in der
»Armee der Einheit« und in der »Armee im Einsatz«
bewährt. In den mehr als fünfJahrzehnten ihre s B e-
stehens hat die Bunde swehr gezeigt, dass sie fest in
der D emokratie verwurzelt ist. D as Primat der Poli-
tik ist unangefo chten . Die Zeit- und B erufssoldaten
verstehen sich − eb enso wie die Grundwehrdienst-
leistenden − selb stverständlich als Söhne und Tö ch-
ter dieses demokratischen Rechtstaats . Sie selb st,
ihre Familien, Freunde und Nachb arn garantieren
die Verankerung in der Ge sellschaft. Trotzdem gilt
es für eine Bunde swehr im Einsatz umso mehr, ihre
Aufgab en und ihre Arb eit in der Öffentlichkeit zu
erläutern . Jugendoffiziere , Patenschaften und b ei-
spielsweise öffentliche Vereidigungen und öffent-
liche Rückkehrerappelle waren und bleiben hier-
bei wichtige Elemente , bedürfen ab er neuer Ergän-
zungen . (. . . )

Grundwehrdienst, der bisherige Zivildienst
und die Ersatzdienste im Katastrophenschutz wa-
ren üb er die gesetzliche Verpflichtung hinaus stets
auch wichtige Möglichkeiten, sich für unser Land ,
seine Sicherheit und das soziale Miteinander zu en-
gagieren . E s gilt nun, eine neue Kultur der Freiwil-
ligkeit in D eutschland im Sinne einer aktiven Bür-
gergesellschaft zu fördern − nicht nur mit Blick auf
den Einsatz für die Sicherheit und Freiheit unsere s
Landes . Ohne die verpflichtende Einb erufung zum

Grundwehrdienst entfallen auch die Ersatzdienste
mit ihrer großen jugend- und sozialpolitischen B e-
deutung . Ein Dienst an der Gemeinschaft bietet die
große Chance , den Horizont zu erweitern und hier-
für auch Anerkennung der Gesellschaft zu erhal-
ten . Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger
des 2 1 . Jahrhunderts das Verhältnis zum Staat und
zur Ge sellschaft neu entdecken und entwickeln .
(. . . )

D er bisherige Zivildienst ist nicht vollständig
ersetzb ar. Wir b enötigen ein Gesamtkonzept für
freiwillige Dienste . (. . . )

Die Bunde swehr ist auf gut au sgebildete und
motivierte Re servisten angewiesen . D ie Streitkräf-
te brauchen optimal qualifizierte und motivierte
Re servisten aller Dienstgrade mit be sonderen zivil-
b eruflichen B efähigungen, die in den Streitkräften
häufig nicht o der nur in unzureichender Anzahl
vorgehalten werden können . Von herau sragender
B edeutung für die regelmäßig wehrüb enden Re-
servisten ist zunehmend die Vereinb arkeit von mi-
litärischem (Teilzeit-)Dienst mit der zivilb erufli-
chen Situation . Wir unterstützen die B emühungen
um ein neue s Re servistenkonzept, das einer künf-
tig gesteigerten Verantwortung von Reservisten
Rechnung trägt.

Die Bürgerinnen und Bürger unseres Lande s
verlassen sich darauf, dass ihnen die Bunde swehr
mit allen vorhandenen Kräften und Fähigkeiten
auch im Inland rasch und wirksam hilft und , falls
nötig, unsere Sicherheits- und Rettungskräfte im
verfassungsmäßigen Rahmen unterstützt. Sei e s
zur Hilfe b ei Schnee- und Hochwasserkatastrophen
o der nach Großschadensereignissen, sei es zum
Schutz leb enswichtiger Infrastruktur vor terroris-
tischen und asymmetrischen B edrohungen in Un-
terstützung der Kräfte der inneren Sicherheit o der
sei es , wenn Bürgerinnen und Bürger sonst in Not
geraten sind : Die Bundeswehr bleibt − nicht vor-
rangig, ab er ergänzend − auch ein Instrument der
inneren Sicherheit.
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E s geht um nicht weniger als die tief greifende
und notwendige Veränderung einer der großen In-
stitutionen unsere s Gemeinwe sens . Diese Kom-
mission will hierzu einen sub stanziellen B eitrag
leisten .

Hauptaufgab e dieser Reform ist es , die Kon-
zentration auf Kernaufgab en, mehr Flexibilität
und höhere Effizienz in der Bundeswehr zu erzie-
len und dadurch die Bunde swehr als wirksame s In-
strument unserer Sicherheits- und Verteidigungs-
politik zu stärken .

Die Kommission hatte das Privileg, sich ohne
Vorgaben ein eigenes Urteil zu bilden und ihre
Empfehlungen niederschreib en zu können . Als un-
abhängiges Gremium formuliert sie realistische ,
zugleich fordernde Veränderungsvorschläge und
Reformziele . Die Re alisierung die ser Vorschläge
wird kurzfristig Geld ko sten, mittel- und langfristig
j edo ch Geld sp aren .

Dieser B ericht zielt auf eine im guten Sinne ra-
dikale Erneuerung hin zu komp akten, effizienten
und zugleich ho chqualifizierten Streitkräften . D er
Anspruch der neuen Bundeswehr muss es sein,
maßgeblich zur Erfüllung der sicherheitspoliti-
schen und militärischen Zielvorgab en der NATO
und der Europ äischen Union b eizutragen . (. . . )

1 Auf einen Blick

Die Truppe steht im Einsatz, und der Hub schrau-
b er hebt nicht ab . NH9 0 steht für NATO-Hub-
schraub er der 1 9 9 0er Jahre (de s vergangenen Jahr-
hunderts) . Wir ab er schreib en das Jahr 2 0 1 0 − und
der Hub schrauber hat immer no ch nicht abgeho-
b en . Zurzeit b edarf e s 2 5 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Sol-
daten, um gerade einmal 7. 0 0 0 in den Einsatz zu
bringen . Mit anderen Worten : Hinter j edem Solda-
ten im Einsatz stehen 3 5 Kameraden und 1 5 zivile
Mitarb eiter im Grundb etrieb und zur Unterstüt-
zung . D amit sind nur einige der D efizite der Bun-
de swehr b eschrieb en .

Die Bundeswehr hat wie kaum eine andere ge-
sellschaftliche Institution den historischen Wan-
del in D eutschland erfahren und zugleich mit ge-
staltet. Heute geht es unter dem Leitgedanken »Vom
Einsatz her denken« darum, die Situation aller An-
gehörigen der Bunde swehr spürb ar zu verb essern .
E s gibt viel nachzuholen . Die Zeit drängt.

Die D eutschen leb en heute in Frieden und Frei-
heit, fest eingebettet in ein transatlantische s und
europ äisches System von Sicherheit und Zusam-
menarb eit, von dem unsere Nachb arn in gleichem
Maße profitieren . Und denno ch sind neue B edro-
hungen und Sicherheitsrisiken unübersehb ar. D er
Allgemeine Wehrdienst junger Männer ist gleich-
wohl sicherheitspolitisch auf ab sehb are Zeit nicht
mehr erforderlich. Mu sterung und Einb erufung
sind daher auszusetzen . Gefordert sind schnelle
Entscheidungen und , wenn nötig, die umgehende
Verfügb arkeit ho chqu alifizierter Streitkräfte .

Die Bunde swehr hat b egonnen, sich auf die
neuen Realitäten einzustellen . D o ch bleibt die He-
rausforderung, einen signifikant höheren B eitrag
zu internationalen Einsätzen, den unsere Verbün-
deten und Partner mit Recht von uns erwarten, zu
leisten . E s muss möglich sein, die Zahl der 7. 0 0 0 Sol-
datinnen und Soldaten, die sich derzeit im Einsatz
b efinden, durchhaltefähig wenigstens zu verdop-
peln . Zugleich ist der Streitkräfteumfang auf ca.
1 8 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Soldaten zu reduzieren.
Entsprechend wird das zivile Personal in der neuen
Zielstruktur der Bunde swehr auf künftig ca. 5 0 . 0 0 0
Dienstpo sten angep asst. (. . . )

D as Ministerium wird in B erlin zu sammenge-
führt und auf seine ministeriellen Aufgab en kon-
zentriert. D ie Anzahl der Dienstpo sten wird mehr
als halbiert, von heute üb er 3 . 0 0 0 auf unter 1 . 5 0 0 .

D as Führen von Einsätzen der Bundeswehr ist
die zentrale Aufgab e de s Bundesministers der Ver-
teidigung als Inhab er der B efehlsund Kommando-
gewalt. Die Kommandogewalt wird üb er vier Eb e-
nen ausgeübt − vom Bundesminister, üb er den Ge-
neralinspekteur, den B efehlshab er Einsatzfüh-
rungskommando bis zu den Einsatzkräften vor Ort.

D er Generalinspekteur ist künftig der Ob er-
kommandierende der Streitkräfte (. . .) . Er verantwor-
tet umfassend , persönlich und unmittelb ar gegen-
üb er dem Minister die Einsätze sowie die Einsatz-
b ereitschaft und Einsatzfähigkeit der Streitkräfte .

Die Anzahl der Führungseb enen der zivilen
und militärischen Organisationsb ereiche wird
drastisch reduziert. Zusammen mit schlankeren
Prozessen werden hierdurch Dienstpo sten frei, die
konsequent den Einsatzverb änden zugute kom-
men . D er verfassungsrechtliche Rahmen einer wei-
teren Verzahnung von Streitkräften und Wehrver-
waltung ist vollständig auszuschöpfen . (. . . )

Gewichtige politische Richtungsentscheidun-
gen wie die Bundeswehrreform müssen öffentlich
diskutiert und von einem breiten ge sellschaftli-
chen Konsens getragen werden . Hierzu gehört,
d ass die ge sellschaftspolitische Erfolgsge schichte
der Wehrpflicht unter den heutigen B edingungen
fortge schrieb en und auf eine neue , breitere Grund-
lage ge stellt wird . Mit einem freiwilligen Dienst
wird jungen Menschen ein Angeb ot gemacht, das
persönliche , b erufliche , ge sellschaftliche und si-
cherheitspolitische Interessen in Einklang bringt.
Die Möglichkeiten können von der Pflege , B etreu-
ung und Wohlfahrt üb er den B ereich Bildung und
Erziehung, den Umwelt- und Katastrophenschutz
üb er die Entwicklungshilfe bis eben hin zum
Dienst in der Bunde swehr reichen . Unsere Ge sell-
schaft braucht eine Kultur der Freiwilligkeit. (. . . )

2 Deutschlands Sicherheit im 2 1 . Jahrhundert

(. . . ) In der letzten Zeit hab en sich die Veränderun-
gen der Rahmenb edingungen für die Bundeswehr
massiv b e schleunigt :
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� Angesichts einer neuen militärischen Qualität
der jüngsten Einsätze brauchen Politik und Gesell-
schaft einen Konsens üb er den politischen Auftrag
der Bundeswehr und ihre zukünftige Ausrichtung .
� Die asymmetrische Kriegsführung und die »Pro-
fessionalisierung« der Gegner, sp ätestens seit den
Anschlägen vom 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 , stellen im
Vergleich zu klassischen Formen der militärischen
Auseinandersetzung neue und erhöhte Anforde-
rungen an die Bundeswehr. Die wiederaufflam-
mende Piraterie mit der einhergehenden Notwen-
digkeit, die See- und Handelswege zu sichern, ge-
winnt an B edeutung für die Bundeswehr. D er
Schutz vor der unverminderten B edrohung durch
die Proliferation von Massenvernichtungswaffen
bleibt unverändert Aufgab e .
� Technologische Innovation und die Digitalisie-
rung der Welt revolutionieren die Kampftechnik.
Neue Optionen der Aufklärung, der Digitalisie-
rung und Virtualisierung verändern das Gefechts-
feld . Die B edingungen der Cyb erwelt steigern das
Risiko möglicher Konflikte und erfordern neue Ab-
wehrmaßnahmen, die nicht auf die Bunde swehr
begrenzt sind . Auch die Möglichkeiten zur militäri-
schen Nutzung de s Weltraums spielen eine zuneh-
mende Rolle .
� Die Allgemeine Wehrpflicht wird von B etroffe-
nen, Öffentlichkeit und Politik zunehmend in Fra-
ge gestellt, da sie dem wachsenden Profe ssionali-
sierungsdruck mo derner Streitkräfte nicht stand-
hält und Wehrgerechtigkeit nicht mehr erlebt
wird .
� Die Politik hat b eschlo ssen, dass die Bunde swehr
einen B eitrag zur Konsolidierung de s Bundeshaus-
halts leisten soll . D amit mü ssen nach Auffassung
der Kommission allerdings nicht zwingend massi-
ve Einschnitte in die Leistungsfähigkeit der Bun-
deswehr verbunden sein, wenn sie ihre Komplexi-
tät reduziert und sich auf ihre Kernaufgaben kon-
zentriert.
� D a auch viele andere Bündnisp artner vor ähnli-
chen Herau sforderungen stehen, muss eine faire
und effektive Aufgab en, Lasten und Risikovertei-
lung re alisiert werden .

(. . . ) Die neue Situation verlangt nach Einsatz-
fähigkeit, ohne die möglichen Einsatzszenarien
konkret zu kennen . Jeder neue Einsatz wird zumin-
dest teilweise völlig neue Anforderungen stellen .
Die volatile sicherheitspolitische Welt verlangt
nach Flexibilität b ei gleichbleib end hoher Einsatz-
fähigkeit und Leistungsqu alität.

Erforderlich ist ein radikaler Umb au des Minis-
teriums und der Bunde swehr: Konsequent auf den
Einsatz ausgerichtet und deutlich effizienter als
heute mu ss die Bunde swehr der Zukunft sein . Die
Streitkräfte sind auf rasch und flexibel einsetzb are ,
ho chprofessionelle und schnell lernfähige Elemen-
te zu konzentrieren, die der politischen Führung
möglichst viele Optionen über das gesamte Fähig-
keitsspektrum bieten .

Die Territoriale Wehrverwaltung und der Rüs-
tungsbereich müssen sich, ihrer unterstützenden
Rolle b ewusst, die sen Veränderungen konsequent
und folgerichtig anp assen .

Die Innere Führung und das Prinzip de s »Staats-
bürgers in Uniform« sind und bleiben Ankerpunk-
te und Komp ass für den b e stehenden Wandel . (. . . )

4 Auf dem Weg zur neuen Bundeswehr

(. . . ) 4 . 2 Wehrform, Wehrpflicht und Gesellschaft
Die Bundeswehr ist integraler und akzeptierter

B e standteil unserer Gesellschaft. E s fehlt j edo ch
ein tragfähiges , gesellschaftsübergreifende s Ver-
ständnis üb er den Auftrag der Bundeswehr. Die
sich verändernde Sicherheitslage und die neuen
Einsatzprofile verlangen einen ständigen Diskurs
mit dem Ziel eines ge sellschaftlichen und politi-
schen Konsens und eine s vertrauensvollen Verhält-
nisse s zwischen Bundeswehr und Gesellschaft. Die
Allgemeine Wehrpflicht hat die Integration der
Streitkräfte in die Ge sellschaft gefördert. Heute
ab er schwindet die ge sellschaftliche Akzeptanz
der Wehrpflicht. Generell ist eine solche nur dann
sinnvoll, wenn die s die äußere Sicherheit de s Staa-
te s zwingend gebietet. Durch den Wegfall einer
massiven, unmittelb aren militärischen B edrohung
kann die Wehrpflicht in der heutigen Form sicher-
heitspolitisch nicht mehr gerechtfertigt werden .
Jedo ch soll die anerkannte po sitive Integrations-
leistung der Wehrpflicht erhalten bleiben durch
die Rückbe sinnung auf die Ursprungsidee eine s
breiten aktiven Einsatzes zur Stärkung der Gemein-
schaft. D eutschland kann die Herau sforderungen,
vor denen wir in den B ereichen Umweltschutz, Ka-
tastrophenschutz, Entwicklungshilfe , Pflege , B e-
treuung und Wohlfahrt stehen, unter den B edin-
gungen des demographischen Wandels ohne Bür-
gersinn und zeitgemäßes soziale s und bürger-
schaftliches Engagement nicht b ewältigen . D es-
halb empfiehlt die Kommission :
� Einen grundsätzlichen ge sellschaftlichen Dis-
kurs üb er die Bundeswehr, ihren Auftrag und ihre
Einsätze zu führen . D azu gehört auch eine von B e-
ginn an transp arente Diskussion üb er Entschei-
dungen zum Einsatz b ewaffneter deutscher Streit-
kräfte .
� Die Verankerung der Bunde swehr in der Gesell-
schaft durch verstärkte und sichtb are Teilhab e der
Staatsbürger in Uniform am gesellschaftlichen und
kulturellen Leb en . Die Soldatinnen und Soldaten
stehen mitten in der Ge sellschaft.
� Die Musterung und Einb erufung der Wehrpflich-
tigen zum Grundwehrdienst au szu setzen, wob ei
die Wehrerfassung und Wehrüb erwachung, die
sich aus dem Wehrpflichtgesetz ergeb en, be stehen
bleib en sollten .
� Einen freiwilligen, bis zu 2 3 monatigen Dienst
einzuführen, der allen erwachsenen Bürgerinnen
und Bürgern offen steht und ihnen die freie Wahl
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de s Engagements bietet. Die Möglichkeiten kön-
nen von der Pflege und B etreuung (z . B . Kranken-
häuser, Wohlfahrtsverb ände , Hilfsorganisationen)
üb er die B ildung und Erziehung (z . B . Kinderkrip-
pen, Kindergärten, Schulen) , Umweltschutz, Kata-
strophenschutz (z . B . Freiwillige Feuerwehren und
Technisches Hilfswerk) und Entwicklungshilfe bis
hin zum militärischen Dienst in der Bundeswehr
reichen .
� Die Einrichtung eines freiwilligen militärischen
Dienstes in der Bunde swehr mit einem Dienstpo s-
tenumfang von bis zu 1 5 . 0 0 0 Stellen . Die D auer ist
so zu bemessen, dass Ausbildung und Qualifikation
eine Teilnahme an Au slandseinsätzen ermögli-
chen . Die s entspricht einer Dienstzeit von minde s-
tens 1 5 Monaten .

(. . . ) 4 . 5 Personal und Talentmanagement
Die Bundeswehr soll kleiner und effizienter

werden . D azu b enötigt sie no ch mehr als bisher ta-
lentiertes und qu alifiziertes Personal . Schon heute
leidet die Bunde swehr unter gravierendem Perso-
nalmangel, vor allem b ei spezialisierten Verwen-
dungen (. . . ) .

Wenn die Einberufung von Wehrpflichtigen
zum Grundwehrdienst ausgesetzt wird , fällt ein
wichtige s Rekrutierungselement weg und die Bun-
de swehr steht vermehrt in einem direkten und har-
ten Wettbewerb mit anderen Arb eitgeb ern um ta-
lentierten Nachwuchs . Die demographische Ent-
wicklung wird das Nachwuchsproblem der Bun-
de swehr zusätzlich weiter verschärfen .

Die Bundeswehr ist zudem bereits heute üb er-
altert. D er weite stgehend ge schlo ssene Personal-
körper der Streitkräfte ist » stab slastig« . Diese struk-
turelle Unwucht gilt e s zu b eseitigen, damit die
Bundeswehr konsequent auf den Einsatz ein-
schließlich der erforderlichen Durchhaltefähig-
keit ausgerichtet werden kann . D er Anteil der B e-
rufssoldaten ist zu Gunsten von Soldaten auf Zeit zu
reduzieren .

Die Grundlagen für das Personalmanagement
sind vielfach veraltet. Verfahren wie die Stärke- und
Ausrüstungsnachweisung (STAN) stammen aus
den Anfängen der Bundeswehr und sind eb enso
bürokratisch wie unflexib el .

Die Zu ständigkeiten für die zivile Personalfüh-
rung verteilen sich auf zwölf Ob erund Mittelbehör-
den . Ein gemeinsames Personalmanagement für
Soldaten, B e amte , Tarifb e schäftigte usw. fehlt. Ser-
viceleistungen werden derzeit von einer Vielzahl
von Stellen wahrgenommen .

Die Bundeswehr ist ein angesehener Arb eitge-
b er, denno ch gibt es Faktoren, die die Attraktivität
der Bundeswehr beeinträchtigen . Die Tätigkeit in
der Bundeswehr ist oftmals nur schwer mit den In-
tere ssen der Familie zu vereinb aren und speziell
der Soldatenb eruf ist aufgrund von Auslandseinsät-
zen von einem hohen Gefährdungspotenzial ge-
kennzeichnet.

D eshalb empfiehlt die Kommission :
� D er Personalprozess ist als ein einheitlicher zu
b etrachten und nach dem Prinzip »Führung und
Verantwortung aus einer Hand« zu ge stalten . Mili-
tärisches und zivile s Personal ist − trotz aller Unter-
schiede − als einheitlicher Personalkörper zu se-
hen und üb ergreifend zu managen . D abei werden
die Zu ständigkeiten für das zivile Personal in einer
Organisationseinheit gebündelt und ge strafft, um
eine einheitliche Personalführung sicherzustellen .
Unterstützende Serviceleistungen werden weiter-
gehender in Service-Centern konzentriert.
� Die Bundeswehr sollte ein profe ssionelles Talent-
management einrichten . Für den B ereich der Ärzte
sollte die s wegen der einsatzkritischen Situation
umgehend realisiert und in einem weiteren Schritt
auf andere Personalfelder ausgeweitet werden .
Hierzu gehört unter anderem ein aktive s und kre a-
tives Management des Übergangs von der Bunde s-
wehr in zivile B ereiche bzw. privatwirtschaftliche
Unternehmen .
� Ein flexiblere s Personalmanagement ist unab-
dingb ar. D as b estehende Regelwerk, u . a. das Lauf-
b ahnrecht und das Versorgungsrecht, ist zu üb er-
prüfen und entsprechend anzup assen . (. . . )
� Die Erhöhung der Attraktivität des Dienste s in
der Bunde swehr ist ein zwingendes Erfordernis,
um die Wettb ewerb sfähigkeit der Bunde swehr als
Arb eitgeb er zu stärken . Hierzu gehören auch Inve s-
titionen in neue Laufb ahnen und die Einrichtung
von Spezialistenlaufb ahnen . Die Au sbildungsund
Studienprogramme sind zu profe ssionalisieren mit
dem Anspruch, internationale Exzellenzeinrich-
tungen zu schaffen . D arüb er hinaus ist die Ausbil-
dung mit der Wirtschaft enger zu verzahnen und
mehr an den zivilen B erufsbildern zu orientieren,
um einen sp äteren Üb ergang in Zivilberufe zu er-
leichtern .
� Die Vereinb arkeit von Familie und B eruf mu ss
weiter ge stärkt werden, z . B . durch verb esserte B e-
treuungsangeb ote für Kinder. Die Auswirkungen
der Bunde swehrzugehörigkeit auf die private und
familiäre Situation muss in die Personalentschei-
dungen mit einfließen . Die s gilt insb e so ndere im
Hinblick auf die Verlässlichkeit von Personalmaß-
nahmen sowie die Versetzungshäufigkeit. Hierzu
gehört auch die Einrichtung einer zentralen An-
laufstelle für alle Fälle po sttraumatischer B elas-
tungsstörungen (PTB S) , die Unterstützung unbü-
rokratisch gewährleistet (Fallmanagement) .
� Die Neu strukturierung und Verkleinerung de s
Ministeriums und der Bundeswehr erfordern ein
sorgsames Management der Personalveränderun-
gen, mit dem der Umb au des Personalkörpers
schnell und anforderungsgerecht durchgeführt
werden kann .
� Ein zukunftsfähiges Reservistenkonzept ist zu er-
arb eiten . D abei werden die neuen Lande skomman-
do s in den Ländern ge stärkt.
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5 Leistungsfähig und motiviert

5 . 2 Arb eitsplatz Bunde swehr
B ei der konsequenten Ausrichtung der Bundes-

wehr auf laufende und künftige Einsätze ist die op-
timale Verwendung de s vorhandenen Personals
entscheidend . Die Relation von Einsatzkräften zu
zivilen wie militärischen Unterstützungskräften
muss deutlich verbe ssert werden . Organisatori-
sche D oppelstrukturen, die das B edarfsträger/B e-
darfsdeckerprinzip nach sich zieht, wie z . B . im In-
frastrukturo der Rüstungsb ereich, sind personalin-
tensiv und hab en einen verhältnismäßig geringen
Output. Auch wurde bislang viel Wert auf die orga-
nisatorische sowie personelle Trennung zwischen
den Streitkräften und der Verwaltung gelegt. Rei-
bungsverlu ste und die Bindung von militärischem
Personal sind die Folge . Hier muss der »Binnenar-
beitsmarkt Bundeswehr« ansetzen, mit dessen Hil-
fe das personell zur Verfügung stehende Potenzial
intensiver und flexibler als in der Vergangenheit
au sge schöpft wird . Alle Aufgab en sind von den am
besten qualifizierten Bundeswehrangehörigen un-
abhängig von ihrem Status zu erledigen . D amit die-
se Aufgab en aufwandsärmer, flexibler o der in Pro-
j ektorganisationen von Soldaten, B eamten o der Ta-
rifb eschäftigten wahrgenommen werden können,
ist eine durchgängige konsequente proze ssorien-
tierte Ausrichtung sowie die Neub estimmung or-
ganisatorischer und haushalterischer Vorausset-
zungen erforderlich . Ziel muss sein, die Qualifikati-
on und Verfügb arkeit für eine Aufgabe mindestens
genauso ho ch zu werten wie den Status (»Wissen
statt Status«) . Instrumente wie verstärkte Bünde-
lung von Dienstpo sten o der gemeinsame Au sbil-
dungsmo dule und Verwendungsmo delle für Solda-
ten und zivile Mitarb eiter b efördern die sen Gedan-
ken . Im Sinne des »Binnenarb eitsmarkte s Bundes-
wehr« sind eine Vielzahl von Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die erforderliche Flexibilität zu erhalten
und den Personalkörper b estmöglich einsetzen zu
können :
� Schaffung zu sätzlicher Flexibilität b ei der Perso-
nalb edarfsdeckung durch einen au sgewogenen
Mix zwischen Spezialisten und Generalisten, inno-
vative Verwendungsaufb aukonzepte und mo derne
Arb eitszeitmo delle auch unter Ausweitung von Te-
le arb eit.
� Einrichtung von Personalpools , um flexib el auf
unvorhergesehene Ereignisse re agieren zu kön-
nen . Die s ist vor allem von B edeutung b ei unerwar-
tet auftretendem Personalb edarf für den Einsatz,
insbe sondere b eim S anitätsdienst, o der ganz allge-
mein im Falle von Schwangerschaften, Elternzei-
ten, längeren Krankheiten etc .
� Personal, das einmal − in welchem Status auch im-
mer − gewonnen wurde , muss gehalten, weiterent-
wickelt und optimal eingesetzt werden können .
D er Übergang von in der Bundeswehr ausgebilde-
ten Fachkräften (z . B . Elektroniker o der Fluggerät-

mechaniker) in ein Soldatenverhältnis auf Zeit
bzw. der Wechsel von Soldaten nach B eendigung
ihrer Dienstzeit in den zivilen Anteil der Bundes-
wehr (z . B . technischer B etrieb sdienst) sollte zur
Selb stverständlichkeit werden . Gleiche s gilt für die
Weiterverwendung von Offizieren, die in der Bun-
deswehr beispielsweise Wirtschafts- o der Ingeni-
eurwissenschaften studiert haben und nach Ende
der Verpflichtungszeit ihr Studium und ihre militä-
rischen Erfahrungen weiterhin in die Bunde swehr
(z . B . im Rüstungsb ereich) einbringen wollen .
� Die Dienstzeit der Soldaten auf Zeit ist b esser zu
nutzen . Die s kann durch eine Flexibilisierung der
Leistungen der B erufsförderung erfolgen . Eine
Neuregelung des B erufsförderungsanspruchs , wo-
nach die ser erst nach der vollen Verpflichtungszeit
greift, lässt eine b essere Nutzung der Dienstzeit für
den Dienstherrn zu . Auch eine Kapitalisierung de s
B erufsförderungsanspruchs würde in diese Rich-
tung weisen . D enj enigen ausscheidenden Soldaten
auf Zeit, die eine klare Vorstellung von ihrer b eruf-
lichen Zukunft hab en, könnte statt der B erufsför-
derung als Gegenwert ein Geldb etrag zur Re alisie-
rung ihrer b eruflichen Pläne z . B . als Start in die
Selb ständigkeit zur Verfügung gestellt werden .
� Die Bunde swehr muss künftig schneller perso-
nelle Anp assungen vornehmen können . D azu sind
der Anteil an Zeitsoldaten zu erhöhen und die Ver-
pflichtungszeiten variab el zu ge stalten . Die Versor-
gung b ei einer langen Verpflichtungszeit darf sich
nicht in der Nachversicherung in der ge setzlichen
Rentenversicherung mit den Pflichtb eiträgen er-
schöpfen . Sie ist attraktiver zu ge stalten − etwa
durch eine Entlassungsprämie o der den Erwerb
von Versorgungsansprüchen . B eim zivilen Anteil,
der sowohl im B eamten- als auch Arb eitnehmerb e-
reich traditionell auf Leb enszeit ausgerichtet ist,
müssen temporäre Elemente verstärkt genutzt wer-
den, wie sie z . B . b efristete Verträge bieten . Solda-
tinnen und Soldaten müssen unmittelb ar nach ih-
rem Ausscheiden die Möglichkeit erhalten, ihre
Kenntnisse und Fähigkeiten in Wirtschaft und In-
du strie einzubringen, solange dies der Bundes-
wehr nicht zum Nachteil gereicht.
� Eine stärkere Vernetzung mit der Wirtschaft ist
erforderlich . Im Sinne der Bundeswehr muss e s
möglich werden, befristete Verwendungen in der
Wirtschaft zu ab solvieren und dort gewonnene Er-
fahrungen in die Bundeswehr einzubringen .
� Die re ssortüb ergreifende Zusammenarb eit ist
mit dem Ziel der weiteren Flexibilisierung de s
»Binnenarb eitsmarkte s Bunde swehr« und der Ko s-
teneinsp arung nachhaltig zu fördern . Die Möglich-
keiten des Personaltransfers zu und von anderen
Re ssorts sind verstärkt zu nutzen bzw. die hierfür
notwendigen Rahmenb edingungen zu schaffen .
Auch sollte eine »Au sbildungskooperation des Bun-
des« ange strebt werden . Re ssortübergreifende
Ausbildungs- und Qualifizierungsleistungen könn-
ten von einzelnen Ressorts angeb oten werden . Die-
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se Kap azitäten könnten dann auch von anderen
Ressorts genutzt werden . (. . . )

5 . 4 Re servisten und Re servistinnen
Reservisten und Reservistinnen sind ein fe ster,

unverzichtb arer B e standteil der Bundeswehr. Sie
bilden ein wichtige s Element für die Einsatzbereit-
schaft und Durchhaltefähigkeit der Truppe sowie
den Schutz de s Bürgers b ei Katastrophen und b e-
sonders schweren Unglücksfällen . Die Bunde s-
wehr der Zukunft wird zur Entlastung der Truppe
vermehrt auf gut ausgebildete Reservisten zurück-
greifen können müssen, um ihren Auftrag weiter-
hin zu erfüllen . Re servisten tragen als Mittler dazu
b ei, die Bundeswehr in der Ge sellschaft zu veran-
kern .

Künftig geht es darum, innovative Wege zu fin-
den, um Reservisten für die Bundeswehr zu gewin-
nen und dauerhaft an die Bundeswehr zu binden .
Insb esondere gilt es, konsequenter als bisher die
für die Wehrübungstätigkeit notwendigen Fähig-
keiten aktiver und ehemaliger Soldatinnen und Sol-
daten zu erschließen und durch entsprechende
Aus- und Fortbildung zu erhalten, b e sser no ch au s-
zub auen . D as zivilberufliche Potenzial von unge-
dienten Seiteneinsteigern muss für die Bunde s-
wehr nutzb ar gemacht werden . Geeigneten Kandi-
daten sollten Zeitverträge o der auch ein unb efris-
teter Einstieg in eine militärische Laufb ahn ange-
b oten werden können .

Freiwillige s Engagement von Reservisten muss
attraktiv sein . D aher ist ein Seiteneinstieg zu er-
leichtern und sind die B eförderungsmöglichkeiten
von starren, üb erkommenen Vorgab en zu lö sen
und vorrangig am B edarf, Intere sse und an indivi-
duellen Fähigkeiten zu orientieren .

Reservisten, die in den Einsatz gehen, muss Pla-
nungssicherheit gegeb en werden, so dass ihre Vor-
b ereitung in privater und b eruflicher Hinsicht
rechtzeitig ermöglicht wird .

Freiwillige s Engagement von Reservisten muss
ge sellschaftliche Anerkennung und Unterstützung
finden . Neb en den erforderlichen öffentlichkeits-
wirksamen Maßnahmen ist verstärkt auf die Arb eit-
geb er zuzugehen, um deren Verständnis und Aner-
kennung de s freiwilligen Engagements ihrer Mitar-
b eiter gezielt zu fördern . Gleichzeitig müssen Rah-
menb edingungen geschaffen werden, die einen
möglichst reibungslo sen Wechsel zwischen zivi-
lem B erufsleben und dem Dienst in den Streitkräf-
ten ermöglichen . Hierzu zählt ein mo dernes Perso-
nalmarketing, welche s die B ereitschaft b ei den Ar-
b eitgeb ern weckt, ihre Mitarb eiter für die Re servis-
tenarb eit freizu stellen . Mit der Reservistenarb eit
sollte neb en der für die Re servisten intere ssanten
Einsatzmöglichkeit in den Streitkräften auch ein
Mehrwert für ihren j eweiligen Arb eitgeb er ver-
bunden sein .

Reservisten müssen mehr als bisher in die Bun-
de swehr integriert werden − sei e s b ei der zivilmi-
litärischen Zu sammenarb eit, dem Einsatz im In-
und Au sland o der dem täglichen Dienstb etrieb . D a-
rüb er hinaus sollte ihnen künftig eine tragende
Rolle b ei der Verankerung der Bunde swehr in der
Ge sellschaft zugespro chen werden .

Die Konzeption für Reservisten und Reservi-
stinnen der Bunde swehr vom 1 0 . Septemb er 2 0 0 3
ist ange sichts der vorgesehenen Umstrukturierun-
gen und der b e ab sichtigten Änderung der Wehr-
form konsequent mit dem Ziel weiterzuentwi-
ckeln, die Aufwuchs- und Regenerationsfähigkeit
sowie die Durchhaltefähigkeit der Streitkräfte zu si-
chern, die aktive Truppe zu entlasten und in ihrem
originären Auftrag zu unterstützen . In die sem Zu-
sammenhang sollte sichergestellt werden, dass die
Mitarb eiter der Territorialen Wehrverwaltung bei
gegeb ener Eignung grundsätzlich mit einem Reser-
vistenstatu s versehen werden . E s ist größter Wert
darauf zu legen, das Engagement und die Motivati-
on von Reservisten mit geeigneten Maßnahmen
deutlich zu stärken sowie deren Qualifikation und
Kompetenz durch Aus- und Fortbildung zu erhal-
ten .

Der vollständige »Berich t der Strukturko m m issi-
o n der Bundeswehr. Okto ber 201 0. Vo m Einsa tz
her denken. Ko nzen tra tio n, Flexibilität, Effizienz«
ist als PDF abrufbar a ufder In ternetseite des Bun-
desm in isteriums der Verteidigung: www. bm vg. de

/fileserving/PortalFiles/C1256EF4003 6B05B/
W28AL8JU967INFODE/Berich t%20der%20Struk-

turko m m issio n %20der%20Bundeswehr.pdf.
Der Ko m m issio n geh örten an: Dr. h. c. Frank-

Jürgen Weise (Vorsitzender), Vorsitzender des Vor-
standes der Bundesagen tur für A rbeit; Prof. Dr.
Ha ns Heinrich Driftmann (Stellvertretender Vor-
sitzender), Persö nlich haftender undgeschäftsfüh-
render Gesellschafter der Peter Kölln KGaA, Präsi-
den t des Deutschen Industrie und Handelskam-
mertages (DIHK); Ha ns- Ulrich Klose, Mitglied des
Deu tschen Bundestages, Ko ordina tor der Bundes-
regierung für die tra nsa tlan tische Zusam menar-
beit, Erster Bürgermeister der Freien und Hanse-
stadt Ham burg vo n 19 74 bis 1981; Prof. Dr. Jürgen
Kluge, Vorsitzender des Vorsta ndes der Franz Ha-
n iel & Cie. GmbH, Vorsitzender des A ufsich tsra tes
der METRO AG und der Celesio AG, Leiter des deu t-
schen Büros McKinsey & Co mpany vo n 1999 bis
2006; General a. D. Karl-Heinz La ther, Chefdes Sta-
bes Supreme Headquarters Allied Po wers Europe
bis 3 0. Septem ber 201 0 ; Dr. Hedda vo n Wedel, Prä-
siden tin des Bundesrech n ungsh ofes vo n 1993 bis
2001, Mitglied des Europäischen Rech n ungsh ofes
vo n 2002 bis 200 7

20

W
e

hr
pf

li
ch

t



21

I I I +I V/ 2 01 0

teriridischer Durchgangsb ahnhof treten, der üb er
insgesamt 2 x 3 3 Kilometer Tunnelröhren im prob-
lematischen Stuttgarter Untergrund erreicht wer-
den soll . D adurch, so sieht e s die Planung vor, wer-
den der Flughafen und das Messegelände an den
Fernverkehr ange schlo ssen . Rekordverdächtig
sind ab er auch die Ko sten des Proj ekts . Von anfangs
2 , 5 Milliarden für den Tiefb ahnhof sind sie auf 4 , 1
Milliarden ho chge schnellt, die Ko sten für die Neu-
b au strecke wegen extrem schwieriger Tunnelb au-
ten durch die Schwäbische Alb von 2 , 1 auf 2 , 9 Milli-
arden Euro . Die Fachleute rechnen längst mit min-
destens 1 0 Milliarden Euro für das gesamte Proj ekt.
D a die öffentlichen Kassen leer sind und auch die
B ahn kein Geld hat, mu ss das Vorhab en schuldenfi-
nanziert werden, was die Summe , die der Steuer-
zahler letztlich schultern muss, noch einmal ver-
doppelt. Die B auzeit soll 1 0 Jahre b etragen . D o ch
auch hier sagen die Fachleute aufgrund der Erfah-
rungen mit derartigen Proj ekten müsse eher mit 1 5
bis 2 0 Jahren gerechnet werden .

Die B etreib er b ehaupten, die Anbindung Stutt-
garts an das Fernverkehrsnetz mit der Magistrale
Paris-B ratislava sei leb enswichtig für die aufstre-
b ende Industrieregion rund um Stuttgart. Die frei-
werdenden Gleisflächen stünden für die B eb au-
ung zur Verfügung. Ein neuer Stadtteil werde ent-
stehen . D as sei ein unschätzb arer Vorteil für die
durch ihre Lage im Talkessel beengte Stadt. Die Kri-
tiker halten dagegen, der Tiefb ahnhof und die Neu-
b au strecke auf der gegenwärtig geplanten Trasse
hätten mehr Nachteile als Vorteile . Er schaffe ein
Nadelöhr im B ahnverkehr, statt eine s zu b e seitigen .
D arin werden sie von der großen Mehrheit der
Fachleute unterstützt. Diese plädieren für die Er-
tüchtigung des B ahnhofs und der Gleisanlagen
und präsentieren ihren Alternativentwurf zu S 2 1
(Stuttgart 2 1 ) unter dem Kürzel K 2 1 (Kopfb ahn-
hof 2 1 ) . Sie argumentieren, der ehemalige Güter-
b ahnhof und Teile des Gleisvorfelds stünden heute
b ereits als B auland zur Verfügung . Aufgrund der
horrenden Grundstückspreise könnten dort ab er
nur Großb auten realisiert werden, die innerstädti-
sche Wüsten schüfen und die Stadtökologie nach-
haltig b eeinträchtigten, ganz zu schweigen vom
B aulärm sowie der Feinstaub- und Verkehrsb elas-
tung während der B auzeit. Last not least verschlin-
ge S 2 1 die Milliarden, die anderswo weit dringen-
der für die Renovierung de s Gleisnetzes gebraucht
würden .

Wolfgang Sternstein

»Bei Abriss Aufstand«
Stuttgart 2 1 : Die Schwaben proben die Revolution

ie kann die Umge staltung de s B ahnhofs der
Lande shauptstadt Stuttgart einen derarti-

gen Aufstand au slö sen?« , so mag sich mancher Zeit-
geno sse fragen und sich verwundert die Augen rei-
ben . Sind das noch die fleißigen, streb samen und
kreuzbraven Schwab en, die B aden-Württemb erg
zum »Musterländle« der Republik gemacht hab en?
Gibt e s denn wirklich keine wichtigeren Themen?

E s geht nur vordergründig um den B ahnhof
und die 60 Kilometer lange Neub austrecke von
Wendlingen nach Ulm . E s geht vielmehr um D emo-
kratie und gute Regierung, denn j e länger der Kon-
flikt andauert, de sto mehr »Vetterleswirtschaft« ,
Kungelei und Filz kommen ans Licht. E s ist eine zor-
nige Bürgerschaft, die sich da lautstark mit Triller-
pfeifen, Vuvuzelas , Sirenen und Ko chtöpfen Gehör
verschafft und sich in langen D emonstrationszü-
gen durch die Stuttgarter Innenstadt wälzt. Unge-
wöhnlich an die sem Protest ist die Mischung au s
Zorn und Heiterkeit, Erbitterung und Volksfest-
stimmung. Sie äußert sich in einer Vielzahl von ein-
fallsreichen, witzigen Transp arenten, Plakaten,
Luftb allons und Verkleidungen . B emerkenswert
ist die breite Verankerung des Widerstands in der
B evölkerung . Alle Gesellschaftsschichten und Al-
tersgruppen sind vertreten, von den Dreij ährigen
bis zu Rollator schiebenden Urgroßvätern und
-müttern .

B evor ich j edo ch auf die Protestformen im Ein-
zelnen eingehe , ein Blick auf den Anlass dieses »ge-
waltfreien Aufstands« in der b aden-württembergi-
schen Metropole , der allmählich auch die b enach-
b arten Landesteile erfasst. Er b eschäftigt mittler-
weile nicht nur das Land , sondern auch die Repub-
lik und wird sogar im Ausland wahrgenommen .

Um was geht e s? Die Materie ist so komplex und
der Streit der Experten so heftig, dass ein Laie sich
nur schwer ein Bild vom Sinn o der Unsinn des Pro-
j ekts machen kann . D arum seien hier einige stritti-
ge Punkte erwähnt.

D as Proj ekt

Von Anbeginn war »Stuttgart 2 1 « , wie das B auvor-
hab en eine s Tiefb ahnhofs in Verbindung mit der
Neub au strecke Wendlingen-Ulm genannt wird , ein
Proj ekt der Superlative . Hier sollte die größte B au-
stelle Europ as entstehen, um »D as neue Herz Euro-
p as« (Reklame spruch der B etreib er) zu schaffen .
An die Stelle des 1 6-gleisigen Kopfb ahnhofs wird ,
wenn e s nach ihrem Willen geht, ein 8-gleisiger un-
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Die emotionalen Werte

D as alles erklärt freilich nicht den Aufruhr in der
Stadt, denn Großproj ekte von fragwürdigem Nut-
zen, die Milliarden Euro verschlingen, gibt e s viele .
Was die Bürgerinnen und Bürger der Stadt auf die
B arrikaden treibt, sind die gegenwärtigen und un-
mittelb ar b evorstehenden massiven Eingriffe in ih-
re Lebensqualität. Sie hab en b ereits den Zentralen
Omnibusb ahnhof (ZOB) verloren, der bisher di-
rekt neben dem B ahnhof lag. Er wurde vom Zent-
rum an die Peripherie der Stadt verlegt. D es weite-
ren verlieren sie den Parkplatz an der Nordseite des
B ahnhofs , der für Auto- und Taxifahrer sehr wich-
tig ist, um B ahnkunden zum Zug zu bringen o der
abzuholen . Für den Neub au müssen die b eiden Sei-
tenflügel des B ahnhofs , eines B audenkmals von ho-
hem Rang, abgerissen werden . D as tut den Stuttgar-
tern be sonders weh , denn der Krieg hat nur wenige
B audenkmale übrig gelassen . D azu gehört der
Hauptb ahnhof als ein Wahrzeichen der Stadt, mit
dem sie sich identifizieren . D er Abriss de s Nordflü-
gels hinterließ eine Wunde im Stadtbild , die so
rasch nicht heilen wird . D er Abriss de s doppelt so
langen Südflügels steht nun bevor sowie die Abhol-
zung von 2 8 0 zweihundertj ährigen mächtigen
Parkb äumen im Zentrum der Stadt. Sie sollen einer
1 2 Meter tiefen B augrub e weichen . Hinzu kommt
die Gefährdung der Mineralquellen in B ad C ann-
statt infolge der Grundwasserab senkung, die
durch ein komplizierte s und technisch no ch nicht
erprobtes » Grundwassermanagement« vermieden
werden soll .

Zur Geschichte des Proj ekts

Ursprünglich handelte e s sich bei Stuttgart 2 1 nicht
um ein B ahnproj ekt, sondern um ein Immobilien-
proj ekt. Zu B eginn der 1 9 9 0er Jahre b erauschten
sich Politiker und Manager an Großproj ekten . In
Frankfurt, Stuttgart und München sollten die B ahn-
höfe unter die Erde verlegt werden, um Raum für
die B eb auung der frei werdenden Gleisanlagen zu
schaffen . Frankfurt und München gab en die Idee
schon b ald als unwirtschaftlich auf. Lediglich Stutt-
gart blieb dab ei, angeführt von einer Ko alition aus
vier Schwaben ñ auch Sp ätzle s-Connection ge-
nannt ñ, dem B ahnchef Heinz Dürr, dem Bunde s-
verkehrsminister Matthias Wissmann, Ministerprä-
sident Erwin Teufel und Ob erbürgermeister Man-
fred Rommel . Sie erhofften sich durch das Proj ekt
einen kräftigen Impuls für die Stadtentwicklung.
D en sp arsamen Schwab en wurde versichert: »E s
ko schtet nix« , da sich das Proj ekt durch den Ver-
kauf der Gleisgrundstücke finanzieren lasse . D er
politische Wille , das Proj ekt gegen alle Widerstän-
de durchzu setzen, stand am Anfang und b e stimmt
das Ge schehen bis heute . E s wird durchregiert, von
oben nach unten, statt, wie e s in der D emokratie ei-
gentlich sein sollte , von unten nach ob en . Nach 1 5

Jahren verzweifelten Kampfe s einer Minderheit ge-
gen die große Mehrheit in den Regierungen und
Parlamenten von Stadt, Land und Bund hab en wir
heute eine Situation, die ein Journalist einmal plas-
tisch mit den Worten be schrieb : In Stuttgart rasen
zwei Züge aufeinander zu , deren Zusammenprall
kaum no ch zu vermeiden ist. D er eine »Zug« wird
von den B etreib ern mit dem Segen der Politiker
von CDU, FDP und SPD und mit Unterstützung der
Medien gebildet, der andere »Zug« aus der Mehr-
heit der Bürger in Stadt und Land , organisiert in ei-
nem Aktionsbündnis aus Naturschutzverb änden,
Bündnisgrünen und Linksp artei, unterstützt von
namhaften B ahnexperten sowie zahlreichen Kul-
turschaffenden, .

Gewaltfreiheit

B eeindruckend ist die klare Festlegung der B ewe-
gung auf die gewaltfreie Aktion, einschließlich di-
verser Formen de s zivilen Ungehorsams . Sie hat ih-
ren Niederschlag im »Aktionskonsens« der Park-
schützer gefunden, der lautet: »Stuttgart 2 1 steht
dem Willen und dem Interesse der B evölkerung
entgegen . D eshalb sehen wir uns in der Pflicht, alle
gewaltfreien Mittel zu nutzen, um die ses Proj ekt zu
stoppen . Ge setze und Vorschriften, die nur den rei-
bungslo sen Proj ektablauf schützen, werden wir
nicht b eachten .

Durch Einschüchterungsversuche , mögliche
D emonstrationsverb ote und juristische Verfolgun-
gen lassen wir und nicht ab schrecken .

B ei unseren Aktionen des zivilen Ungehorsams
sind wir gewaltfrei und achten auf die Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel . Unabhängig von Meinung
und Funktion respektieren wir unser Gegenüb er.
Insb e sondere ist die Polizei nicht unser Gegner.
B ei polizeilichen M aßnahmen werden wir b eson-
nen und ohne Gewalt handeln .

B ei Einstellung de s B auvorhab ens Stuttgart 2 1
werden wir unsere Blockade- und B ehinderungs-
aktionen sofort beenden . «

B eeindruckend ist auch die Fülle , Vielfalt und
Kre ativität de s Widerstands . Ich kann au s den zahl-
reichen Blumen, die auf dieser Widerstandswie se
blühen, nur einen bunten Strauß zusammenstel-
len, um einen Eindruck davon zu vermitteln .

Kernstück de s Widerstands sind die seit Ende
2 0 09 wö chentlich stattfindenden Montagsde-
monstrationen ñ zunächst am Nordflügel de s
B ahnhofs , der mittlerweile bis auf die Grundmau-
ern abgerissen ist, was die Erbitterung und dem
Zorn immer wieder neue Nahrung gibt, seit dem
Herb st auf der Hauptstraße vor dem Haupteingang
de s B ahnhofs . An die Montagsdemonstrationen
schließen sich häufig Umzüge an, nicht selten ver-
bunden mit Straßenblockaden, die den innerstädti-
schen Verkehr fast völlig lahmlegen . Die meist äu-
ßerst lauten und bunten D emonstrationen wurden
nach dem B eginn der Abrissarb eiten durch einen
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Schweigemarsch aus schwarz gekleideten D e-
monstranten abgelö st, die ein Transp arent mit der
Aufschrift: »E s ist alles gesagt ñ wir schweigen« und
ein große s Portrait des Erb auers des B ahnhofs , Paul
B onatz, vor sich her trugen .

Eine tragende S äule des Widerstands sind die
»Parkschützer« , die vornehmlich für den Erhalt de s
Parks kämpfen . E s gibt vier Kategorien von Park-
schützern, vom einfachen D emonstranten bis zu
B aumb e setzern und Aktivisten, die sich an B äume
ketten, die gefällt werden sollen .

Mit der heißen Phase de s Kampfes b egannen
die »Aktionswo chen« , die nahezu täglich Informati-
onsveranstaltungen, Aktionstrainings , Rechtsb era-
tung, Kulturevents und j eweils am Freitag o der
S amstag zusätzlich zur Montagsdemonstration ei-
ne Massenkundgebung anbieten .

Nicht vergessen werden darf in diesem Zusam-
menhang die »Stuttgarter Klagemauer« , etwa 5 0
Meter B auzaun am Nordflügel, die üb er und üb er
mit B ildern, Karikaturen, Foto s und allerhand Stoff-
tieren geschmückt war und vor der Polizisten stän-
dig eine Kette bildeten, um die B e setzung des Ge-
ländes zu verhindern .

D er » Schwabenstreich« , eine Erfindung de s
Schauspielers Walter Sittler, einer Hauptfigur de s
Widerstands , wird täglich um 1 9 Uhr in der Stadt
und an zahlreichen Orten im Land durchgeführt :
Menschen sammeln sich und veranstalten mit al-
lem, was sie hab en, eine Minute lang einen Höllen-
lärm, der in weiten Teilen der Stadt zu hören ist.

Ziviler Ungehorsam ist ein wichtiger B estand-
teil der Widerstandbewegung. E s wurden B ezugs-
gruppen gebildet, Trainings durchgeführt, ein Er-
mittlungsau sschuss und ein Rechtshilfefonds ein-
gerichtet. E s gab zahlreiche Blo ckaden der Torein-
fahrt für die LKW, die den B au schutt des Nordflü-
gels abtransportieren . Die Polizei hatte alle Hände
voll zu tun, um Blo ckierer wegzutragen, so dass sie
oft auf eine Personalienfeststellung verzichtete .
Hinzu kamen und kommen einige spektakuläre Ak-
tionen, wie beispielsweise die B esetzung de s B ahn-
hofsdaches durch sechs Personen, die den Abriss
einen vollen Tag verzögern konnten, und die B eset-
zung des Abrissb aggers durch vier Aktivisten . Am
6 . Septemb er dröhnten frühmorgens drei Trecker,
einer mit Anhänger, durch die Innenstadt und blo-
ckierten für mehrere Stunden den Zugang zum
B augelände . Die Fahrer waren erst durch die An-
drohung der B eschlagnahme der Fahrzeuge dazu
zu b ewegen, das Feld zu räumen .

Schließlich verdient die konstruktive Seite der
Widerstandsb ewegung eine ausführliche Würdi-
gung . Ich kann sie hier nur streifen . Erwähnt wer-
den sollte in erster Linie das von Fachleuten erar-
beitete Alternativkonzept zu Stuttgart 2 1 , de s wei-
teren zahlreiche Kulturveranstaltungen, wie z . B .
ein Konzert unter freiem Himmel des eigens zu die-
sem Anlass gegründeten B onatz-Quartetts, der
»Bürgerchor« (Sprechchor) des Regisseurs Volker
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Lö sch und ein Open-Air-Konzert im Schlo ssgarten
mit Dvoraks Sinfonie »Au s der Neuen Welt« . Erwäh-
nung verdient auch die Initiative einer Künstlerin,
die drei Dutzend Plakate in die B äume hängte , auf
denen die Portraits bedeutender Personen zu se-
hen waren, die vor zweihundert Jahren gelebt hat-
ten, mit dem Text: Die ser B aum stand schon, als z . B .
Edu ard Mörike in Stuttgart Gedichte schrieb .

Wie geht es weiter?

No ch scheinen B ahnchef Rüdiger Grub e , Minister-
präsident Stefan M appu s und Ob erbürgermeister
Wolfgang Schuster entschlo ssen, das Proj ekt
durchzu setzen . Die Front brö ckelt indes , seit die
SPD , die der CDU/FDP-Lande sregierung nicht an-
gehört, ab er bisher zu den B efürwortern de s Pro-
j ekts gehörte , vorsichtig auf Distanz geht. Sie plä-
diert nun aufgrund einer Initiative Erhard Epplers ,
des großen alten M annes der Partei, für einen
Volksentscheid , zumindest aber für eine Volksb e-
fragung, selb st wenn diese nicht rechtsverbindlich
wäre . Die Bundeskanzlerin Angela Merkel hat in
der Haushaltsdeb atte im Bunde stag zu Stuttgart 2 1
Stellung genommen und mit ungewohnter Ent-
schlo ssenheit die Landtagswahl in B aden-Würt-
temberg zu einem Plebiszit üb er die Zukunft de s
Landes erklärt.

Abschließende Bewertung

Stuttgart 2 1 ist ein Musterb eispiel dafür, was ge-
schieht, wenn der Souverän, das Volk, praktisch
von j eder direkten Mitsprache b ei politischen Ent-
scheidungen ausgeschlo ssen wird . Wohl gab e s
2 0 07 eine Initiative für ein Bürgerb egehren und ei-
nen Bürgerentscheid auf kommunaler Eb ene . Sie
wurde j edoch durch den Ob erbürgermeister Wolf-
gang Schuster au sgeheb elt, als er, während die Un-
terschriftensammlung im Gange war, eine Reihe
von Verträgen für das Proj ekt unterschrieb . Auf
Landeseb ene gibt es zwar theoretisch eine Rege-
lung für den Volksentscheid , das Unterschriften-
quorum ist j edo ch so ho ch ( 1 6 , 6 Prozent aller Wahl-
b erechtigten, ca. 1 , 2 2 Millionen, die innerhalb von
vierzehn Tagen im Amt sein müssen) , dass sie prak-
tisch auf eine Regelung zur Verhinderung von
Volksentscheiden hinausläuft. In dieser Situ ation
hat sich der zivile Ungehorsam meine s Erachtens
zu einem funktionalen Ersatz für das fehlende Ple-
biszit entwickelt. Er wirkt gleichsam als Notbrem-
se , um B e schlüsse der repräsentativen Organe , die
den Willen de s Volkes ñ des verfassungsmäßigen
Souveräns ñ grob missachten, zu annullieren .

Eine persönliche B emerkung zum Schluss . Seit
fünfunddreißig Jahren b emühe ich mich mit ande-
ren, die gewaltfreie Konfliktau stragung in die sem
Land heimisch zu machen, bisher, so schien es ,
ohne großen Erfolg. D as hat sich nun grundlegend
geändert. Vielleicht dürfen wir j etzt die Früchte
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j ahrzentelanger Mühen ernten . Mit Sorge sehe ich
allerdings , dass der »Aktionskonsens« zerbrechen
könnte , wenn die Lande sregierung weiterhin ei-
nen Konfrontationskurs verfolgt.

Ziviler Ungehorsam

D as war der Stand der Ereignisse kurz vor dem 3 0 .
Septemb er 2 0 1 0 , dem »schwarzen D onnerstag« in
der Geschichte des Landes B aden-Württemb erg.
D er letzte S atz des vorigen Ab satze s klingt wie eine
Vorahnung de ssen, was sich kurz darauf ereignen
sollte .

Zunächst j edo ch ein Blick in die Vergangen-
heit. Die Landesregierung von B aden-Württem-
b erg hatte nach den blutigen Au seinandersetzun-
gen um das Atomkraftwerk Wyhl im Jahre 1 975 ein
neue s Konzept für den Umgang mit widerständi-
gen Bürgern entwickelt : die Stuttgarter Linie . Sie
suchte das Ge spräch mit den Vertretern der b a-
disch-elsässischen Bürgerinitiativen und schlo ss
mit ihnen nach langen, zähen Verhandlungen ei-
nen Vertrag, die »Offenburger Vereinb arung« , die
den Bürgerinitiativen erhebliche Zuge ständnisse
machte und wesentlich zur B efriedung der Region
b eitrug. Sensationell war nicht nur der Inhalt der
Vereinb arung, sondern auch die Tatsache , dass
sich Landeregierung und B etreib er mit den Vertre-
tern der Bürgerinitiativen, die den B auplatz des
Kraftwerks widerrechtlich b e setzt hatten und b e-
setzt hielten, an den Verhandlungstisch setzten .

Im Zuge der Massenproteste gegen die Raketen-
stationierung in Mutlangen, Heilbronn und Neu-
Ulm kam es 1 9 8 3 zu einer Fortsetzung de s Dialogs
in Gestalt der »Stuttgarter Gespräche« , an denen
der Lande spolizeipräsident Dr. Alfred Stümper
und weitere B eamte des Innenministeriums auf
der einen Seite und Vertreter von Bürgerinitiativen
und Umweltschutzverb änden auf der anderen Sei-
te sowie Vertreter der Energieversorgungsunter-
nehmen und der Kirchen teilnahmen . Die se Ge-
spräche fanden in der Bro schüre »Üb erlegungen
zur Austragung von Umweltkonflikten« der Ar-
b eitsgemeinschaft für Umweltfragen (AGU) aus
dem Jahre 1 9 8 4 ihren Niederschlag .

Ich war als Vertreter des Bunde sverb andes Bür-
gerinitiativen Umweltschutz (B BU) , einer D achor-
ganisation von Bürgerinitiativen, die in j ener Zeit
eine große Rolle in der Öffentlichkeit spielte , an
diesen Gesprächen und der Ausarb eitung der
»Üb erlegungen« b eteiligt. Kernpunkt dieses Kon-
zepts war der Gewaltverzicht, zu dem sich b eide
Seiten verpflichteten . D as galt sowohl für das Wer-
fen von Steinen, B randflaschen und Feuerwerks-
körpern, das Verschießen von Stahlkugeln mit
Zwillen und dergleichen von Seiten der D emonst-
ranten, als auch für den Einsatz von Wasserwer-
fern, Tränengas bzw. Pfefferspray und Schlagstö-
cken von Seiten der Polizei . Die Gespräche und de-
ren Ergebnis waren in der Friedensb ewegung

höchst umstritten . Ich fand sie sinnvoll, räume aber
ein, dass sie von Anfang an öffentlich hätten ge-
führt werden müssen .

Ich hab e damals versucht, b ei der Polizei und
b eim politischen Gegner Verständnis für die Akti-
onsform des zivilen Ungehorsams als eine s letzten
Mittels des gewaltfreien Widerstands zu wecken .
D as war nicht leicht, da viele Polizisten und Politi-
ker j eden Rechtsbruch als kriminelle Handlung
werteten . Heute ist der zivile Ungehorsam dagegen
weit verbreitet und in der Öffentlichkeit als gewalt-
freie Aktionsmetho de weitgehend anerkannt. Ei-
ner aktuellen Umfrage de s Wissenschaftszentrums
B erlin unter Stuttgart-2 1 -Gegnern zufolge sind 9 0
Prozent der B efragten b ereit, ihre Ziele »auch mit
den Mitteln des zivilen Ungehorsams , zum B eispiel
mit B e setzungen und Blo ckade , zu erreichen« .
(Pre ssemitteilung des WZB vom 2 7. 1 0 . 2 0 1 0)

B ei näherer B etrachtung zeigt sich indes , dass
die Vorstellungen üb er das, was ziviler Ungehor-
sam ist, weit auseinandergehen . D eshalb sei hier
der Versuch einer D efinition gewagt. Unter zivilem
Ungehorsam in der Tradition von Henry D avid
Thoreau , Mahatma Gandhi und M artin Luther King
versteht man die bewu sste Üb ertretung von Ge set-
zen o der ge setze sähnlichen Vorschriften sowie die
Gehorsamsverweigerung gegenüb er polizeilichen
Anweisungen mit dem Ziel, staatliche s Unrecht
o der staatliche Korruption zu b e seitigen . Ziviler
Ungehorsam in diesem Sinne sollte »zivil« , das heißt
offen, dialogb ereit und gewaltfrei sein . D azu ge-
hört auch die B ereitschaft, die für die Ge set-
ze sübertretung o der die Gehorsamsverweigerung
verhängte S anktion klaglo s hinzunehmen . D as gilt
selb stverständlich nicht für die Fälle , in denen das
Prinzip der Verhältnismäßigkeit von Seiten der Po-
lizei grob missachtet wird . Auch ist e s den Unge-
horsamen unb enommen, ihr Handeln vor Gericht
zu b egründen und zu rechtfertigen . Wer zivilen Un-
gehorsam leistet, stellt weder den Rechtsstaat no ch
die D emokratie als Staatsform in Frage . Im Gegen-
teil, den Ungehorsamen geht es um ihre Verb esse-
rung, nicht um ihre Zerstörung. Durch ihre B ereit-
schaft, Nachteile und Strafen hinzunehmen, b e-
kunden sie vielmehr ihren Re spekt vor dem Recht
als solchem und appellieren an die Regierung und
die Parlamente , die angefo chtene Entscheidung
no ch einmal zu üb erdenken . M assenhafter ziviler
Ungehorsam kann die Rücknahme der Entschei-
dung sogar erzwingen . Nach Meinung Gandhis ist
er sogar ein geeignetes Mittel, eine Diktatur, j a
selb st ein totalitäre s Regime zu stürzen .

Allerdings hab en nach meiner B eob achtung
viele Gegner und B efürworter von Stuttgart 2 1 kei-
ne klare Vorstellung davon, was ziviler Ungehor-
sam in dem von mir be schrieb enen Sinn b edeutet.
Viele Gegner des Proj ekts meinen, Straßen- o der
Sitzblo ckaden seien durch die Grundrechte auf
freie Meinungsäußerung und auf freie Versamm-
lung, die zusammen das D emonstrationsrecht bil-
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den, gedeckt. D as ist j edo ch nicht der Fall . Akte de s
zivilen Ungehorsams stellen strafb are Handlungen
dar, die als Ordnungswidrigkeit o der als Straftat ge-
ahndet werden können . B ei den B efürwortern von
Stuttgart 2 1 ist dagegen die Auffassung verbreitet,
j ede rechtswidrige Handlung sei an sich b ereits kri-
minell und moralisch verwerflich. Wer zivilen Un-
gehorsam leiste , »terrorisiere die Bürger und wolle
Politik und Presse einschüchtern« , schreibt b ei-
spielsweise Heinz Walde in einem Leserbrief
(Sonntag Aktuell, 3 1 . 1 0 . 1 0 , S . 6) . »E s ist, wie e s im-
mer ist ñ wenn einem die Argumente ausgehen,
wird zu Gewalt und Terror gegriffen . «

Der schwarze Donnerstag

D och zurück zum schwarzen D onnerstag. B is zu
die sem Tag hatte sich der verantwortliche Polizei-
präsident Siegfried Stumpf wie seine Vorgänger
Ratgeb und Schairer an die »Stuttgarter Linie« ge-
halten . Er schritt selb st dann nicht ein, als D emonst-
ranten wiederholt den Verkehr auf den dem B ahn-
hof b enachb arten Hauptverkehrsstraßen blo ckier-
ten . B ei der Räumung von Sitzblockaden, mit de-
nen der Abriss de s Nordflügels b ehindert, wenn
möglich sogar verhindert werden sollte , gingen die
Polizeib eamten meist b etont höflich vor, wie ich
au s eigener Erfahrung weiß .

Am 3 0 . September vollzog der Polizeipräsident
indes eine Wendung um 1 8 0 Grad . Vermutlich
hoffte er, mit einem Üb erraschungscoup den Park-
schützern zuvorzukommen, die für den Fall eine s
Rodungsb eginns eine Alarmkette eingerichtet hat-
ten . Ursprünglich war der Einsatz wohl für den
Nachmittag des 3 0 . Septemb er geplant, wurde
ab er, nachdem die Parkschützer den Alarm ausge-
lö st hatten, auf den Vormittag vorgezogen . So rück-
ten um 1 0 Uhr morgens 70 0 Polizisten, meist bür-
gerkriegsmäßig au sgerüstete Sondereinheiten au s
He ssen, Nordrhein-Westfalen, B ayern, Rheinland-
Pfalz und B aden-Württemb erg, mit vier Wasser-
werfern und mehreren, mit Hamburger Gittern b e-
ladenen LKW in den Schlo ssgarten vor, um ein Ge-
viert von etwa 5 0 x 5 0 Metern einzuzäunen . Auf die-
sem Gelände sollten die B äume gefällt und ein drei-
stö ckige s Geb äude für das »Wassermanagement«
errichtet werden .

Zufällig fand zur gleichen Zeit in der Nähe eine
angemeldete D emonstration einer Schüler-Organi-
sation, die sich »Jugendoffensive gegen Stuttgart
2 1 « nannte , mit etwa tau send Teilnehmern statt. Als
sie die Alarmmeldung der Parkschützer erreichte ,
eilten sie unverzüglich in den Schlo ssgarten, stell-
ten sich dem Konvoi in den Weg und b esetzten ei-
nen LKW mit Gittern . D a sie der polizeilichen Auf-
forderung, das Fahrzeug zu verlassen, nicht nach-
kamen, wurden sie unter dem Protest der Umste-
henden von Polizisten heruntergeholt. Mittlerwei-
le waren mehrere hundert Parkschützer am Schau-
platz eingetroffen . Sie quittierten die Aufforderung

über Lautsprecher, denn Schlo ssgarten zu verlas-
sen, mit ohrenb etäub endem Lärm . Aus Hilflo sig-
keit, so scheint e s mir, wurde daraufhin der Einsatz
der Wasserwerfer b efohlen . Auch wurde vereinzelt
vom Schlagstock Gebrauch gemacht. Vor allem
ab er wurde reichlich Pfefferspray verspritzt.

Auch mir blieb es nicht ersp art, damit B ekannt-
schaft zu machen . Ich war, nachdem mich der Park-
schützer-Alarm erreicht hatte , in den Schlo ssgarten
geeilt und hatte mich an einer Sitzblo ckade b etei-
ligt. D och statt wie gewöhnlich, von Polizisten hin-
ter eine Sperrkette getragen zu werden, machten
die in ihren schwarzen Uniformen rob oterhaft wir-
kenden vermummten Polizisten unverzüglich von
ihren M achtmitteln Gebrauch . Ich erhielt eine ge-
b allte Ladung Pfefferspray aus nächster Nähe in die
Augen . Zum Glück waren auf unserer Seite S anitä-
ter im Einsatz, die mich mit wiederholten Spülun-
gen von dem höllischen Schmerz b efreiten . Vor-
sorglich ließ ich mir von einer Augenärztin ein At-
te st au sstellen, um im Fall von Sp ätschäden nicht
ohne B eweismittel dazustehen . Im Unterschied zu
den D emonstranten, die schwere Augenverletzun-
gen erlitten, bin ich ohne ernsthafte Blessuren da-
vongekommen . Ein gewaltfreier Aktivist sollte , so
meine ich, von einer Attacke , wie sie mir wider-
fuhr, kein Aufheb ens machen . Sie gehört zu seinem
B erufsrisiko , so wie es zum B erufsrisiko von Poli-
zisten gehört, gelegentlich mit kriminellen Gewalt-
tätern zu tun zu hab en . D as gilt selb stverständlich
nicht für die vier D emonstranten, die b ei die sem
Einsatz schwere Augenverletzungen erlitten . D as
B ild de s Rentners , der sich schützend vor die Ju-
gendlichen stellte und dem der Ho chdruck-Was-
serstrahl b eide Augen zerstörte , so dass ihm das
Blut aus den Augenhöhlen rann, scho ckierte die
ganze Republik. Mit Recht hab en die Schwerver-
letzten Anzeige gegen die Verantwortlichen für
die sen brutalen Polizeieinsatz ge stellt.

Polizeipräsident Stumpf nahm als Einsatzleiter
die ganze Verantwortung auf seine Schultern . D er
Ministerpräsident von B aden-Württemb erg, Stefan
Mappus , stritt j ede Einflussnahme ab . D as glaub en
ihm vermutlich nur blind ergeb ene Anhänger, zu-
mal »D er Spiegel« (4 4/2 0 1 0 , S . 3 2 ) b erichtete , am
Tag vor dem unglücklichen Großeinsatz hab e e s in
der Villa Reitzenstein, dem Sitz der Landesregie-
rung, eine Einsatzbe sprechung gegeb en, an der der

Ministerpräsident, nicht ab er der eigentlich zu-
ständige Innenminister teilgenommen hab e . Ein
von den Grünen und der SPD b eantragter Untersu-
chungsausschuss de s Landtags b emüht wird sich
um Aufklärung. Seine Ergebnisse könnten das An-
sehen der regierenden CDU/FDP-Ko alition, das oh-
nehin durch Stuttgart 2 1 gelitten hat, weiter b e-
schädigen und ihren Sieg bei den Landtagwahlen
am 2 7. März 2 0 1 1 gefährden .

B emerkenswert ist, dass sich die Gegner de s
Proj ekts bisher nicht zu Gewalttaten hab en provo-
zieren lassen . Selb st die am Tag darauf im Schlo ss-
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garten abgehaltetene Kundgebung mit mehreren
zehntausend Teilnehmern blieb friedlich, obwohl
sie in unmittelb arer Nähe zum Ort des Geschehens
stattfand . Die Versuche , den D emonstranten ge-
walttätige Provokationen zu unterstellen, erwie-
sen sich als unhaltb ar. Die Pflastersteine , die angeb-
lich geworfen wurden, erwie sen sich b ei Lichte b e-
sehen als Kastanien . Selb st wenn vereinzelt Feuer-
werkskörper geflogen sein sollten, ist das kein au s-
reichender Grund für den brutalen Einsatz , zumal
nicht ausgeschlo ssen werden kann, dass e s sich da-
b ei um einge schleuste Provokateure handelte .

D er Schock, den der Polizeieinsatz am schwar-
zen D onnerstag in der Öffentlichkeit auslö ste , ver-
anlasste die Landesregierung, Schlichtungsge-
sprächen unter Leitung des erfahrenen Schlichters
Heiner Geißler, zuzustimmen . Die Lö sung des Kon-
flikts durch einen Schlichterspruch, dem b eide Sei-
ten zustimmen, ist j edoch äußerst unwahrschein-
lich, da der Konflikt im Unterschied zum Tarifkon-
flikt nicht kompromissfähig ist. B ei S 2 1 und K 2 1
gibt e s letzten Endes nur ein Entweder-O der: Ent-
weder geht der B ahnhof unter die Erde , o der er
bleibt ob en, wie die Gegner de s Proj ekts nicht mü-
de werden, in Sprechchören zu fordern . Auch ein
Volksentscheid , wie von der SPD favorisiert, wird
vermutlich keine Lö sung bringen, da die gesetzli-
chen Vorau ssetzungen dafür erst ge schaffen wer-
den mü ssten .

So richten sich denn die Hoffnungen der Geg-
ner de s Proj ekts auf die Landtagswahl im März
2 0 1 1 . In der Tat ergeb en die Umfragen derzeit rech-
nerisch eine Mehrheit für eine grün-rote Ko alition .
D ass sie sich ab er in eine Mehrheit an der Wahlurne
umsetzen lässt, ist extrem unwahrscheinlich, da ei-
ne einzelne S achfrage nur in seltenen Fällen wahl-
entscheidend ist. Sollte die Unzufriedenheit der
Wähler mit der Landes- und der Bunde spolitik bis
dahin allerdings dramatisch zunehmen, ist eine
»D enkzettelwahl« nicht au sge schlo ssen .

Resumee

D er weitere Verlauf des Konflikts bleibt sp annend .
B ahn, Stadt, Land und Bund sind entschlo ssen, das
Proj ekt Stuttgart 2 1 durchzusetzen, zumal die Bun-
de skanzlerin in einer Bunde stagsdeb atte die Land-

tagswahl zu einem Plebizit üb er Stuttgart 2 1 und
die Zukunft de s Lande s B aden-Württemb erg au sge-
rufen hat. Die Gegner de s Proj ekts sind j edo ch
nicht weniger entschlo ssen, e s zu verhindern . Ei-
nes kann man ab er schon j etzt mit Gewissheit sa-
gen : Selb st wenn Staat und Wirtschaft ein Proj ekt
mit aller Macht durchsetzen wollen, werden sie am
gewaltfreien Widerstand der b etroffenen B evölke-
rung scheitern, vorausgesetzt ñ und diese B edin-
gung ist entscheidend ñ sie ist b ereit, den Preis zu
b ezahlen, den gewaltfreier Widerstand nun mal
ko stet.

Nach dem Schlichterspruch

Mittlerweile kennen wir den Schlichterspruch, mit
dem Heiner Geißler den »Faktencheck« abge-
schlo ssen hat. Wie ist das Verfahren und sein Ergeb-
nis zu b ewerten? ñ Ich b ewerte b eide s , trotz man-
cher Einschränkung, üb erwiegend po sitiv. D as
Verfahren sollte bei ähnlich ko stspieligen und um-
strittenen Proj ekten Schule machen . In Stuttgart
krankte es allerdings von Anbeginn daran, dass e s
zu sp ät kam . Zehn Jahre früher und S 2 1 wäre sang-
und klanglo s in der Versenkung verschwunden,
selb st wenn der gesellschaftliche Wandel, der eine
gewichtige Ursache für den gewaltfreien Aufstand
ist, damals no ch keine so große Rolle spielte . D as
Proj ekt wäre am Missverhältnis zwischen Ko sten
und Nutzen ge scheitert. D er Schlichterspruch
trägt der Tatsache Rechnung, dass die Eigendyna-
mik des Proj ekts und die dahinter stehenden ge sell-
schaftlichen Kräfte viel zu stark sind , um dem
Schlichter ein ablehnende s Votum zu erlauben .

Nun heißt e s : Ring frei für die nächste Runde in
der Auseinandersetzung ! Gehen wir, die Gegner,
ge stärkt o der ge schwächt in diese Runde ? Schwer
zu sagen . Mein persönlicher Eindruck: gestärkt. Ob
das zutrifft, kann j edo ch nur die Zukunft zeigen .

Der Friedensforscher und ñaktivist Dr. Wolfga ng
Sternstein ist Mitglied des Versöh n ungsbundes
und lebt in Stuttgart. Der Text wurde im Herbst
201 0 vor A bschluss der Schlich tung verfasst und
vo n Wolfgang Sternstein danach um den letzten
A bsch n itt ergänzt.
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Die B erichterstattung ist unterschiedlich: Zu-
nächst wurde von den b eiden Stuttgarter Zeitun-
gen offensiv die Pro-Linie verfolgt. Jetzt wird aus-
führlich üb er die Proteste b erichtet. D as » Sommer-
lo ch” schaffte zusätzlich bunde sweite Aufmerk-
samkeit. Und inzwischen kommt die Presse nicht
mehr an den regelmäßigen Montagsdemo s und
den zahlreichen Aktionen Zivilen Ungehorsams
vorb ei .
Haben die Aktio nen eine Mein ungsversch iebung
in der Öffen tlichkeit erreich t?
Nach aktuellen Umfragen vom SWR und der Stutt-
garter Zeitung ist die Unterstützung der Prote stb e-
wegung sehr groß . Im »Ländle« gibt es eine Mehr-
heit gegen Stuttgart 2 1 , in Stuttgart sogar eine Zwei-
drittel-Mehrheit. Die Umfragewerte für die CDU
und FDP sind gesunken . Die SPD bleibt für Stutt-
gart 2 1 , fordert j etzt ab er einen Volksentscheid . Die
dauerhaften Aktionen und fantasievollen Prote ste
b ewirken, dass wir immer mehr Menschen enga-
gieren z . B . b ei den täglichen Blo ckaden gegen den
Abtransport von B aumaterialien, der Üb ertretung
der B annmeile , dem Abb au de s B auzauns sowie b ei
der spektakulären Aktion meiner B ezugsgruppe
mit etwa 4 0 Leuten, die einen B ohrer à la Christo in
1 . 2 0 0 Meter Folie eingep ackten mit dem Vermerk
»Zurück an Ab sender« . D as hat sogar die Polizei
amüsiert.
Welche ko nstruktiven L ösungsvorschläge bzw.
Wege zu einer L ösung seh t ihr?
D er Ausstieg au s Stuttgart 2 1 bleibt als Forderung
weiterhin be stehen . D as Aktionsbündnis ist b ereit
zu Gesprächen an einem Ründen Tisch, aber ver-
bunden mit einem B au stopp und der B ereitschaft,
über einen grundsätzlichen Ausstieg au s Stuttgart
2 1 zu diskutieren . Üb er 5 5 . 0 0 0 B efürworterInnen
und GegnerInnen hab en bisher einen Moratori-
umsaufruf bis zu einem Volksentscheid unter-
schrieb en . Selb st die Gewerkschaft der Lokführer
fordert inzwischen einen B au stopp . Unter dem
Motto »Ob en bleib en ! « wird als Alternative »K 2 1 «
gefordert. E s liegt ein Entwurf für einen mo derni-
sierten und verbe sserten Kopfb ahnhof vor, der zu
einem taktoptimierten Verkehrsknoten ausgeb aut
werden könnte . D er Park bliebe davon unb erührt
wie auch das denkmalge schützte B au- und Kultur-
denkmal B onatz-B ahnhof.
Was gibt Euch Mut und das Durchhalteverm ögen ?

Wir befinden uns j etzt (Mitte Septemb er 2 0 1 0) in
der 6 . Wo che der Ho chphase , täglich finden kreati-
ve Aktionen statt : An den Wo chenenden kommen
ca. 60 . 0 0 0 Menschen ! Jeden Tag blo ckieren Leute ,
es gibt weiterhin Trainings in zivilem Ungehorsam,
Vorträge , Konzerte , Künstleraktionen, Frühstücks-
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Wie breit ist die Widersta ndsbewegüng, wer ist da-
bei?
D er Protest zeichnet sich aus durch Ideologiefrei-
heit. D er Widerstand vereint Menschen unter-
schiedlicher B erufe und sozialer Herkunft, darun-
ter auch enttäüschte CDU-Mitglieder und ehemali-
ge FDP-WählerInnen . UmweltschützerInnen, Fahr-
gastverb ände , Grüne und S Ö S/Linke bilden das Ak-
tionsbündnis gegen Stuttgart 2 1 und organisieren
vor allem die D emonstrationen . D azu kommen die
»ParkschützerInnen” . Sie wollen mit gewaltfreien
Mitteln des zivilen Ungehorsams verhindern, dass
2 8 0 B äume im von den B aumaßnahmen eb enfalls
betroffenen Schlo ssgarten gefällt werden .
Wie stehen die Organ isa torInnen zur Gewaltfrei-
heit?
Nicht Gewaltfreiheit steht im Mittelpunkt, sondern
gewaltfreie s Handeln ! Immer wieder wird der Akti-
onskonsens verle sen, in dem die Protestierenden
sich für gewaltfreie Aktionen aussprechen und auf
die Verhältnismäßigkeit der Mittel achten wollen .
In Trainingsgruppen wird das Verhalten bei Sitzb-
lo ckaden und das Anketten an B äume geübt. B eim
Umgang der Polizei mit den Protestierenden merkt
man die Erfahrungen au s den 8 0 ern : Die Polizei ist
profe ssionell vorb ereitet im Wegtragen . Ruppiger
war und ist die Polizei bei »Nacht- und Nebelaktio-
nen« .
Wie ist das Aktio nsbündn is a ufAktio nstra in ings

geko mmen und welche Bedeutung ha t Gewaltfrei-
heit?
Im Aktionsbündnis machen erfahrene Aktionstrai-
nerInnen mit, ab er auch solche , die b ei den ersten
Aktionstrainings dab ei waren und j etzt selb st wel-
che durchführen . D ort wurde und wird sehr prag-
matisch und gut innerhalb von wenigen Stunden
erklärt, wie b eispielsweise geräumt wird o der wie
juristische Folgen aussehen könnten . Alle s ohne
moralischen Zeigefinger und ohne Ideologie - gut
für ein gemeinsame s Selb stverständnis .
Wie würdet ihr m itgewaltsamen A usschreitungen
umgehen ?
D er Aktionskonsens legt fe st: Wer Gewalt gegen
Menschen anwendet, gehört nicht »zu uns« ! S ach-
b e schädigung bzw. S ab otage gehören nicht zum
Aktionskonsens . B ei den bisherigen Aktionen stan-
den konstruktive Aktionen im Vordergrund . E s ist
zu b eob achten, dass enttäuschte und empörte Kon-
servative eher b ereit sind , härter vorzugehen, als
Erfahrene au s den verschiedenen B ewegungen .
Die sind b esonnener und scheinen auch die Folgen
zu b edenken .
Welche Erfahrungen m itPresse/Medien ha t die Be-
wegung bisher gemach t?

I I I +I V/ 2 01 0

Oben bleiben!
Interview mit Paul Russmann (Ohne Rüstung Leben)
über die Proteste gegen »Stuttgart 2 1 «
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blo ckaden ñ kurz, eine Vielfalt von täglichen Aktio-
nen mit vielen Menschen . D as macht Mut und hält
den Widerstand zü sammen . Und der Prote st wird
täglich breiter. Er wird j etzt auch von B erufsgrup-
pen getragen : Steuerb eraterInnen, IngenieurIn-
nen, GeologInnen, Ange stellte von Krankenkas-
sen, Verwaltungsleüte , KleinunternehmerInnen,
Selb stständige usw. E s macht einfach Sp aß , ich ler-
ne z . B . viele neue Nachb arn kennen . Man geht auch
richtig gern dorthin, weil man nette Leute trifft.
Was bleibt, wenn Euer Ziel n ich t erreich t wird?

Wenn wir unser Ziel wirklich nicht erreichen soll-
ten, dann hat e s wenigstens die größten und brei-
testen Prote ste innerhalb eines kurzen Zeitraums

in D eutschland gegeb en . In den letzten sechs Wo-
chen hab en sich schätzungsweise zwischen
1 5 0 . 0 0 0 und 2 0 0 . 0 0 0 Menschen an den Aktionen
b eteiligt. Ab er ich bin der festen Üb erzeugung : Wir
werden Stuttgart 2 1 verhindern und mit dem B ahn-
hof » Oben bleib en ! «

Pa ul Russmann ist Mitglied im Versöh n ungsbund
undfriedenspolitischer Referen t bei der ökumen i-
schen Aktio n Oh ne Rüstung L eben, die ihren Sitz
in Stuttgart ha t. Das In terview m it ihm führte Re-
na te Wa n ie vo n der Werksta ttfür Gewaltfreie Akti-
o n, Baden, es ersch ien in Gewaltfrei Aktiv 38, den
Mitteilungen der Werksta tt, im Okto ber 201 0.
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Vom 2 2 . Oktob er bis 2 7. Novemb er 2 0 1 0 fanden
acht von Heiner Geißler mo derierte »Schlichtungs-
ge spräche« zwischen Vertretern von Proj ektbefür-
wortern und -gegnern statt, die live im Internet
und im Fernsehen verfolgt werden konnten . An
acht Sitzungstagen wurde rund 60 Stunden disku-
tiert. B isher unb ekannte Fakten zu Stuttgart 2 1 ka-
men auf den Tisch und au s Sicht der Proj ektgegner
gelang es »zu b eweisen, dass K2 1 im ganzen Land
als die be ssere Alternative erkennb ar wurde . Unser
Konzept ist leistungsfähiger, ökologischer und fi-
nanzierb ar. «

Trotzdem sprach sich Heiner Geißler in seinem
Schlichterspruch im Grundsatz für das Proj ekt aus
und schlug eine Reihe von Veränderungen unter
dem Titel Stuttgart 21 plus vor, darunter den Erhalt
der Gäub ahn sowie zusätzliche Kap azitätsreserven
b ei den Zulaufstrecken und im B ahnhof. Welche
Vorschläge zur Kap azitätssteigerung re alisiert wer-
den, soll nach einem so genannten »Stresste st« , ei-
ner B etrieb ssimulation mit um 3 0 Prozent erhöh-
ter B elegung, entschieden werden .

D as Aktionsbündnis gegen Stuttgart 2 1 stellte in ei-
ner so genannten »Plattform« vom 7. D ezember
2 0 1 0 fe st :

1 . Wir lehnen S 2 1 plu s ab . D er Schlichterspruch
stellt die im Schlichtungsverfahren ermittelten
Fakten auf den Kopf und spricht sich nicht für eine
Bürgerb eteiligung au s .
2 . Die B ahn muss die vom Schlichter genannten
Auflagen ab arb eiten . Dies fordern wir, weil nur so
wenigstens ein Teil der Widersprüche und D efizite
de s Proj ekts sichtb ar gemacht werden kann . Auch
eine B ehebung der fe stge stellten (Planungs-)Män-
gel, wenn üb erhaupt möglich, macht S 2 1 nicht zur

b esseren Lö sung. Nicht b ehebb ar sind die grund-
sätzlichen Nachteile eine s unterirdischen Durch-
gangsb ahnhof, der keinen integrierten Taktver-
kehr zulässt, der den B ahnhof von seinem städti-
schen Umfeld trennt, den Teilabriss des B onatz-
b aus erfordert, etc . − und dafür mehr als doppelt so
teuer ist wie K 2 1 .
3 . Wir fordern eine verbindliche Bürgerb eteili-
gung zu fairen B edingungen (getrennte Ab stim-
mung über S 2 1 (nur regional) und NB S (lande s-
weit) und »Kampfmittelp arität«) sowie einen B au-
und Vergab estopp , bis die Ergebnisse de s Stress-
tests vorliegen und die Bürgerb eteiligung durchge-
führt werden kann . D em Ergebnis einer fairen Bür-
gerb eteiligung sehen wir uns verpflichtet.
4 . D er bisherige Erfolg unserer B ewegung ist das
Ergebnis des guten Zusammenspiels von
− M assenprotesten (D emo s)
− zivilem Widerstand (gewaltfreie und kre ative Ak-
tionen)
− Kulturwiderstand
− Argumentation & S achkunde
Maßstab für unsere Stärke ist letztlich der Massen-
prote st. Ohne ihn werden unsere Argumente nicht
gehört, wäre die Schlichtung nicht durchsetzb ar
gewesen, wird sich j etzt die B ahn der Einhaltung
der Auflagen entziehen, wird ziviler Widerstand
leichter kriminalisierb ar.
5 . Die Stärkung der Massenprote ste muss nach der
Schlichtung unsere Priorität sein . Die s geht nicht
mit der B rechstange , sondern nur durch sensible s
und kre ative s, ab er auch konsequentes Anknüpfen
an gegeb ene Anlässe und Stimmungslagen, an die
Widersprüche und Skandale des Proj ekts und un-
ter B erücksichtigung der Rahmenb edingungen
und Gegenstimmungen (Weihnachtszeit, Einzel-
handel, Autofahrerfrust) .

Der Protest geht nach dem
Schlichterspruch weiter
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neues Geld inve stieren muss , als die Alternative
ko stet, dann mü ssen vorausgegangene Ausgab en
als verloren, als »sunk co sts« verstanden werden . D a
»sunk co sts« unabhängig davon b e stehen, welche
Entscheidung gewählt wird , dürfen sie bei einer ra-
tionalen Entscheidung zwischen Handlungsalter-
nativen keine B erücksichtigung finden . E s handelt
sich um entscheidungsirrelevante Ko sten . Origi-
nellerweise rechnen so co ol nur Kapitalisten . Die
öffentliche Hand und der Schlichter hingegen füh-
ren immer wieder die b ereits hohen Ausgab en für
die bisherigen S 2 1 -Planungen und die hohen Ko s-
ten im Fall der B eendigung de s Proj ekts als »Argu-
ment« an − für ein weiter so .

Die grundsätzlichen Argumente gegen S 2 1 b e-
standen für die B ewegung gegen das Großproj ekt
nie darin, dass im Untergrund zwei Gleise fehlen .
Wir sagten : Die Menschen sind keine Kellerkinder.
D er B onatzb au ist ein zu erhaltendes und in Gänze
wieder aufzub auendes Wahrzeichen der Landes-
hauptstadt. D er Kopfb ahnhof hat b ewiesene un-
au sgenutzte Kap azitäten von zusätzlichen 3 0 Pro-
zent. Vor allem argumentierten wir schlicht und
die Massen ergreifend : Warum muss etwas , was seit
fast einem Jahrhundert funktioniert, zerstört wer-
den, und etwas, was vorau ssichtlich nicht funktio-
niert und sündhaft teuer ist, zehn Jahre lang geb aut
werden?

Es gibt keinen B austopp −
Die B ahn wird in B älde weiterbauen

B ahnvorstand Volker Kefer sagte no ch am Ab end
nach dem Schlichterspruch : »Wir werden natürlich
nicht morgen wieder die B agger rollen lassen, ab er
wir werden weiterb auen, sob ald uns das sinnvoll
erscheint. « Auch in dieser entscheidenden Frage
gibt es seitens de s Schlichters Geißler und seitens
der S 2 1 -B etreib er die klare Ansage : Nachb esserun-
gen hin und her - e s gibt keinen B austopp . Auch in
die sem Punkt stimmen die Vertreter des Aktions-
bündnisse s dem Schlichtungsergebnis faktisch zu .
In der Erklärung des Aktionsbündnisses vom
3 0 . 1 1 . 2 0 1 0 − verfasst nach dem Schlichterspruch −
heißt es : »Wir b edauern sehr, dass die Angst vor ei-
ner B auunterbrechung die B efürworter von S 2 1
dazu b ewogen hat, die grundlegenden Erkenntnis-
se der Schlichtung zu ignorieren . « Im Grunde
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as Ergebnis der letzten Runde der Schlich-
tung zu Stuttgart 2 1 (S 2 1 ) stellt eine erheb-

liche Niederlage für die B ewegung gegen diese s
die Stadt Stuttgart und den B ahnverkehr im Stutt-
garter Raum zerstörende Großproj ekt dar. Auf der
anderen Seite sind die B ahn, die CDU und die Lan-
desregierung in Stuttgart die Sieger. Grub e und
M appu s wu ssten, warum sie am Dienstag, dem 3 0 .
Novemb er 2 0 1 0 , dem Tag der Verkündigung de s
Schlichterspruchs in der Schlichterrunde Präsenz
zeigen konnten . In Verkennung der Re alitäten ver-
sucht das Aktionsbündnis K2 1 , die Niederlage als
einen Teilerfolg zu verkaufen . Die Erklärung de s
Aktionsbündnisse s vom 3 0 . 1 1 . 2 0 1 0 hat die ersten
zwei S ätze : »Wir haben e s geschafft zu beweisen,
dass K2 1 im ganzen Land als die be ssere Alternative
erkennb ar wurde . Unser Konzept ist leistungsfähi-
ger, ökologischer und finanzierb ar. « Warum hat
man dann bloß dem Schlichterspruch, der eben
nicht K2 1 , sondern S 2 1 als Grundlage hat, weitge-
hend zuge stimmt?

Ausgangspunkt ist S2 1 ,
ist die Stadtzerstörung

D er Schlichterspruch von Heiner Geißler lautet :
S 2 1 wird geb aut − als »S 2 1 plu s« . D as heißt, dass der
B onatzb au weiter zerstört wird , dass der Kopf-
b ahnhof aufgegeb en wird , dass zehn Jahre lang ein
neuer B ahnhof sieb en Meter unter der Erde und als
Zuläufe bis zu 60 Kilometer mit Tunneln geb aut
werden . Auf diese Grundaussage hab en sich nach
außen b eide Seiten geeinigt. Indem die Vertreter
des Aktionsbündnisses den Nachb esserungen zu-
stimmten, stimmen sie dieser Grundau ssage zu .
Nimmt man einmal an, alle zur D eb atte stehenden
Nachb e sserungen an S 2 1 würden re alisiert, dann
wäre » S 2 1 plu s« do ch nie und nimmer ein sinnvol-
le s Proj ekt. E s wäre in zweierlei Hinsicht sogar
noch problematischer: Die B auzeit wird sich no ch-
mals deutlich verlängern und die Ko sten liegen
nochmals erheblich höher; das Proj ekt wird no ch
unwirtschaftlicher und für andere Schienenver-
kehrsproj ekte im Land ist no ch weniger Geld da.

E s gibt für real existierende Unternehmen und
in der B etrieb swirtschaft den Grundsatz der sunk
co sts : Wenn erkennb ar ist, dass sich ein Proj ekt
nicht rechnet, dass man am Ende deutlich mehr

Winfried Wolf

Schwere Niederlage der S2 1-Gegner. . .
(die besonders schwer wiegt,

wenn diese sie nicht erkennen)
Nach dem »schlichten Spruch« von Heiner Geißler
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meint der S atz : »Wir b edauern sehr, dass die Angst
vor einer B auunterbrechung die B efürworter von
S 2 1 dazu bewogen hat, den B au nicht zu unterbre-
chen . « Wenn die Nachbe sserungen irgendeinen
Sinn machen sollten und wenn die Zustimmung
der S 2 1 -Gegner zu den Nachb esserungen als eine
b esonders raffinierte Taktik sein soll, dann mü sste
das mit einem B austopp verbunden sein . Diese Tak-
tik scheint B oris Palmer zu verfolgen, wenn die ser
sinngemäß argumentiert : »S 2 1 wird damit immer
teurer und am Ende unb ezahlb ar; man b enötigt
neue Planfeststellungsverfahren usw. « Nun gibt es
aber erklärtermaßen keinen B austopp . D amit aber
werden ständig neue Fakten ge schaffen, die die
skizzierte Taktik − so fragwürdig sie an sich b ereits
ist − immer mehr ad ab surdum führt.

Übrigens : E s war doch klar, dass Grub e , Map-
pus & Co weiterb auen wollten . Mappus sagte im-
mer, er werde alle möglichen Kompromisse mittra-
gen »unterhalb der Schwelle eines B austopp s . « E s
ist der Schlichter Geißler selb st, der explizit sagt,
dass es keinen B austopp geb en werde und der da-
mit unzweideutig Partei ergreift für die se entschei-
dende Po sition der Lande sregierung und der B ahn .

Die Wirkung der ab sehb aren Aufnahme der
B aumaßnahmen − möglicherweise erst im kom-
menden Jahr (201 1; der Text wurde a m 1. Dezem-
ber 201 0 veröffen tlich t - A nm. d. Red.) , möglicher-
weise zunächst nicht in spektakulärer Form (no ch
kein Abriss des Südflügels) − dürfte für die B ewe-
gung demoralisierend sein . Zumal die Haltung des
Bündnisses auch in dieser Frage ausgespro chen
zweideutig ist.

Der Charakter der Nachbesserungen

Die geforderten Nachb esserungen sind vor dem
Hintergrund der ersten zwei B e standteile des
Schlichterspruchs − Grundlage von allem weiteren
ist S 2 1 ; es gibt keinen B austopp - ko smetischer Art.
Nehmen wir nur die Formulierung von Geißler »S
2 1 muss b ehindertenfreundlicher werden« : Wie
kann ein grundsätzlich b ehindertenfeindliches
Proj ekt auf die se Weise mit einer Nachb esserung
veredelt werden? Im Grunde zeigte Geißler an die-
sem Punkt (der im übrigen in der Kommentierung
de s Schlichterspruchs nirgendwo erwähnt wird) ,
wie zynisch er und die Veranstaltung ist, für die er
Verantwortung üb ernahm . Vergleichb ares gilt für
Geißlers Au ssage » S 2 1 plus mu ss ökologischer wer-
den . « S 2 1 ist Stadtzerstörung pur. Eine B eb auung
de s Gleisfeldes o der größerer Teil desselb en muss
das Stadtklima im Kessel verschlechtern − so steht
es no ch in der K2 1 -Bro schüre , in der, dokumentiert
mit Infrarotaufnahmen, verdeutlicht wird , dass das
Gleisfeld an heißen Sommertagen in der Nacht
kühlend auf das Stadtklima wirkt und dass j ede zu-
sätzliche B eb auung in dieser Kessellage das Stadt-
klima weiter aufheizt. Überhaupt : Warum soll es
neue B eb auungen geb en − nunmehr im Schlichter-

spruch no ch sozial garniert : » . . . auch für untere Ein-
kommensgruppen« − , wenn die Stadt Jahr für Jahr
Tausende Einwohner verliert (seit 1 9 65 rund
8 0 . 0 0 0) − unter anderem weil das Stadtklima im
Zentrum kritisch ist. Jede zusätzliche B eb auung −
im übrigen : in der gegeb enen gesellschaftlichen Si-
tuation sogar gerade ein Wohngebiet für sozial
Schwache − ist mit zusätzlichem Autoverkehr im
Zentrum verbunden . Die bisherigen Planungen sa-
hen b ereits minde stens 2 . 0 0 0 zu sätzliche Pkw-
Stellplätze im Zentrum vor.

Und was sagt das Aktionsbündnis dazu ? In der
zitierten ersten Erklärung zum Schlichterspruch
heißt es : »Die B augebiete müssen ökologisch und
sozial mit B eteiligung der Bürgerschaft entwickelt
werden . Die Frischluftschneise für die Stuttgarter
Innenstadt wird nicht b eb aut werden . « Auch hier
folgt man der fatalen Linie »halb zog sie ihn, halb
sank er hin« : Irgendwie will man mitb eb auen . Die
Tatsache , dass das gesamte Gleisfeld stadtklimasta-
bilisierend wirkt, taucht nicht mehr auf. Man wagt
nicht, die naheliegende Forderung zu formulieren :
Was an Gleisen wegfällt − und b ei K2 1 wurden j a
auch 70 Hektar mit bisherigen Gleisanlagen zu frei
verfügb aren Flächen − muss in erster Linie zu Stadt-
grün, zu Vergrößerungen der Park- und Erholungs-
anlagen werden .

Im Übrigen gilt : Alle geforderten Nachb esse-
rungen sind das Papier nicht wert, auf dem sie ste-
hen . Eb en weil die Punkte 1 und 2 − S 2 1 ist die wei-
tere Grundlage und es gibt keinen B austopp − ent-
scheidend sind . B ahnchef Grub e äußerte sich in
diesem Sinn . Man werde in den nächsten Tagen »ei-
nen Stresste st machen« , um zu b elegen, dass der
Kellerb ahnhof 3 0 Prozent mehr Leistung bringe .
Im Klartext : E s wird eine weitere Computersimula-
tion geb en, die »belegt« , dass die Forderungen aus
dem Schlichterspruch irgendwie machb ar sind .
Und e s wird dann keine Chance geb en, öffentlich-
keitswirksam darzulegen, dass diese Computersi-
mulation praxisfremd und Schönrechnerei ist. D er
Verweis darauf, dass das unabhängige Schweizeri-
sche B eratungsunternehmen SMA den Stresstest
der B ahn prüfen soll, hat eb enfalls wenig Wert.
SMA hatte in einer streng geheimen Prüfung zwar
das B etrieb skonzept für S 2 1 als kaum praxistaug-
lich verworfen . D och als die s publik gemacht wur-
de , mu sste SMA eine Stellungnahme nachschieb en,
die im Sinne der B ahn interpretiert werden konnte .
SMA ist, wie fast alle Unternehmen in die sem B e-
reich, von der DB AG und von anderen europ ä-
ischen B ahnkonzernen, die sich fast alle auf Privati-
sierungskurs b efinden, finanziell abhängig.

Im übrigen wird mit der Forderung, die B ahn
müsse belegen, dass S 2 1 um 3 0 Prozent leistungsfä-
higer als der bisherige Kopfb ahnhof sei, die Re ali-
tät auf den Kopf ge stellt. D er b estehende Kopf-
b ahnhof hat Leistungsre serven von deutlich mehr
als 3 0 Prozent. D as muss nicht erst b ewiesen wer-
den . Heute gibt e s im b e stehenden Kopfb ahnhof
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rund 65 0 Zugb ewegungen am Tag . Im Sommer-
fahrplan 1 9 69 waren e s 8 09 Zugb ewegungen am
Tag; hinzu kamen mehr als 1 0 0 B ewegungen für die
Ausfahrten abgekoppelter Loks und für das B ereit-
stellen von Speise-, Kurs- und Schlafwagen . D amit
hat der Kopfb ahnhof längst unter B eweis ge stellt,
dass er mehr als 3 0 Prozent unausgenutzte Kap azi-
täten hat. (D er Rückgang der Zugb ewegungen, den
es seit Mitte der 1 970er Jahre gab , ist im Wesentli-
chen auf die Inbetriebnahme de s unterirdischen S-
B ahntunnels unter dem B ahnhof hindurch zurück-
zuführen . D amit entfielen im Kopfb ahnhof mehr
als 1 5 0 so genannte Vorortzüge) .

Kein Volksentscheid

E s soll keinen Volksentscheid − o der keine B efra-
gung der Bürgerinnen und Bürger − geb en . So der
Schlichterspruch. D azu heißt es in der ersten Erklä-
rung des Aktionsbündnisses : »Wir lehnen e s ab ,
dass die Lande sregierung keinen Weg akzeptiert
hat, die Bürger in eine neue Entscheidungsfindung
einzub eziehen . Wir setzen uns weiter für eine ent-
scheidungsrelevante Bürgerbefragung ein . « Die ge-
wundene Formulierung ist Ausdruck de s Unwohls-
eins o der b e sser: de s Gefangenseins in einer »Fau-
len-Kompromiss-Grundhaltung« . E s geht do ch
nicht um »die Lande sregierung« . E s geht darum,
dass der Schlichter Geißler einen Volksentscheid
ablehnt und dass im Schlichterspruch, für den man
mitverantwortlich ist, keinerlei direkte D emokra-
tie vorgesehen ist. Wenn Geißler sagt, e s geb e für ei-
nen Volksentscheid »keine Chance der Re alisie-
rung« und »die Lande sverfassung gibt das nicht
her« , dann ist das schlicht die Unwahrheit. O der
auch tricky business . Die Stadt Stuttgart kann die
Bürgerinnen und Bürger zu S 2 1 b efragen − und
vorab erklären, dass sie sich an das Ergebnis der B e-
fragung halten und einen entsprechenden B e-
schluss im Gemeinderat analog zu der B efragung
der Stuttgarter B evölkerung fassen wird . Vergleich-
b are s könnte − so das dann no ch ansteht − zum The-
ma Neub au strecke lande sweit und dann im Land-
tag gemacht werden . E s ist sogar wahrscheinlich
o der zuminde st im B ereich des Möglichen, dass e s
ab dem 2 7. M ärz 2 0 1 1 , 1 8 . 0 5 h, eine neue Mehrheit
im Stuttgarter Landtag gibt, be stehend au s zwei
Parteien, die eine solche de facto direkte Entschei-
dung der B evölkerung fordern .

Geißler schiebt die Schuld am Fehlen direkter
D emokratie auf »die Verfassung« . D as Aktions-
bündnis sieht die Verantwortung b ei »der Landes-
regierung« . E s ist ab er der Schlichterspruch und
der Schlichter selb st, die die re alen Möglichkeiten
für eine solche Entscheidung der B etroffenen ne-
gieren und die Möglichkeit direkter D emokratie
blo ckieren .

Die Schlichtung als solche.
Oder: D as Aktionsbündnis
in der schlichten Falle

Ich bin nicht der Meinung, dass das Ja der S-2 1 -Geg-
ner zur Schlichtung falsch war. Wenn das Aktions-
bündnis (o der de ssen Mehrheit) Anfang Oktob er
»Nein« zur Schlichtung gesagt hätte , dann wäre das
in der breiteren B evölkerung kaum vermittelb ar
gewesen . Die Schlichtung als solche ist auch üb er
weite Strecken als Errungenschaft und als po sitiv
zu werten . Mit ihr konnten nicht nur Hunderttau-
sende Menschen in B aden-Württemb erg in die D e-
b atte zu S 2 1 einb ezogen und die sen die Argumente
des S 2 1 -Widerstands − üb erwiegend üb erzeugend
− dargelegt werden . Vor allem konnten im Verlauf
der Schlichtung viele neue Argumente gegen S 2 1
vorgebracht o der bereits kursierende Argumente
untersetzt und erhärtet werden . (B eispiele : Die tat-
sächliche Kap azität de s Kopfb ahnhofs Ende der
1 9 60er Jahren − danke , Herr Hopfenzitz ! ; das Gefäl-
le im S 2 1 -Tiefb ahnhof − danke Her Happe ! ; die B e-
hindertenfeindlichkeit von S 2 1 − ein D ank an den
Vertreter der B ehinderten ! ; das Nichtfunktionie-
ren des S 2 1 -B etrieb sprogramms − danke , B oris Pal-
mer und Klau s Arnoldi ! ) .

Eine immanente Kritik am Schlichtungspro-
zess aus meiner Sicht b etrifft zwei Aspekte .

Erstens ließ man sich oft zu sehr auf die Eb ene
ein, die die S 2 1 -B efürworter b evorzugt : Man will
irgendwie do ch freiwerdende Flächen b eb auen −
mit einer »green city« ; man will do ch irgendwie
auch schneller und üb er eine Neub austrecke üb er
die Alb ; man will do ch irgendwie den Flughafen
auch noch stärker an die Schiene anbinden . Am En-
de einer der letzten Schlichtungsrunden fragte Hei-
ner Geißler mehrmals alle in der Schlichtungsrun-
de : »Im S aal ist aber j etzt niemand , der die alte Stre-
cke üb er Geislingen verteidigt. « Und es herrschte
Schweigen . Warum sagte man da nicht : »D o ch . Wir
sind für die B eib ehaltung der b estehenden Strecke
über Geislingen mit 2 1 Promille Steigung . Ja, wir
sind gegen eine Neub austrecke entlang der Auto-
b ahn, die in der aktuellen Planung 3 1 Promille Stei-
gung hat und die in j edem Fall steiler als die Geislin-
ger Strecke au sfallen mu ss . Eine solche Neub au stre-
cke schließt herkömmlichen Güterverkehr ganz
und viele klassische Züge aus . Wissen Sie , Herr
Geißler, ein großer Teil des Streckennetzes b esteht
au s Strecken, die 1 0 0 und mehr Jahre alt sind . Diese
tun ihre guten Dienste . Und die be stehende Geiß-
linger-Steige-Strecke musste bereits einmal 2 5 bis
3 0 Prozent mehr Leistung erbringen . Sie hat also
Leistungsreserven . Im übrigen, Herr Geißler,
kommt konservativ von conservare = erhalten . E s
macht oft Sinn, etwas B ewährtes zu erhalten . So
auch im Fall dieser b e stehenden Schienenverbin-
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dung, die optimiert werden kann, die ab er keiner
Neub austrecke b edarf. «

Zweitens fehlte oft der politische Kontext, in
dem S 2 1 und die NB S zu sehen ist. S 2 1 ist Teil des
Proj ektes B ahnprivatisierung (und wurde daher
vier Monate nach der B ahnreform vom D ezember
1 9 9 3 erstmals präsentiert) ; die B ahnprivatisierung

wiederum hat in ihrem Zentrum die Vermarktung
Tausender Hektar von B ahnflächen zur privaten
Gewinnerzielung einzelner. Ganz aktuell : Die Bun-
de sregierung hat in ihrem Ko alitionsprogramm
fe stgelegt, dass sie an der B ahnprivatisierung fe st-
hält. E s gibt auch einen bis heute gültigen Bunde s-
tagsb eschluss vom Mai 2 0 0 8 , wonach so b ald als
möglich 2 4 , 9 Prozent der DB ML (= Nahverkehr,
Fernverkehr, Güterverkehr der B ahn und die ge-
samte weltweite Logistik) an private Investoren zu
verkaufen sind . D as gesamte Proj ekt S 2 1 wird sich
völlig anders darstellen, wenn diese im D etail b e-
reits vorbereitete B ahnprivatisierung vollzogen
wird , weil dann die privaten Investoren als Anteils-
eigner an der DB M L vom Eigentümer des
S 2 1 -B ahnhofs und der Tunnelanlagen und der NB S
Wendlingen-Ulm immense Nachforderungen wer-
den stellen können (unter Verweise auf zu hohe
Ko sten und zu niedriger Rendite b ei der Nutzung
von S 2 1 und NB S) .

Geißler − kein unp arteiischer Schlichter

E s gab einen entscheidenden Punkt, an dem die
Schlichtung sich als M anöver, als p arteiliche Veran-
staltung erwie s und an dem der Schlichter erkenn-
b ar nicht mehr als ehrlicher Makler agierte : D as
war der Zeitpunkt am Freitag, dem 2 6 . November
2 0 1 0 , als Geißler üb er die »Frankfurter Allgemeine
Zeitung« kundtat, wie sein Schlichterspruch ausfal-
len werde . Geißler wählte b ewusst die se Form ei-
nes Versuchsb allons . Im Grunde sagte er dort, was
er dann auch im Schlichterspruch formulierte . Als
er sah, dass die S 2 1 -Gegner trotz seiner ab sehb ar
klaren Parteinahme für S 2 1 als Grundproj ekt nicht
Konsequenzen ziehen und nicht aus der Schlich-
tungsrunde ausscheiden würden, feilte er in den
folgenden Tagen daran, aus einer einsamen Ent-
scheidung eine s Schlichters, der seine Kompeten-
zen überschreitet, einen weitgehend von b eiden
Seiten getragenen Schlichterspruch zu formulie-
ren .

Geißler taktierte dab ei erfolgreich . D er Spiegel :
»Jetzt hat das umstrittene B ahnhofsproj ekt von
Mappus das Siegel des Edelvermittlers (. . . ) Diese
Schlichtungsrunde war ein ungemein gut getarn-
tes troj anisches Pferd , das M appus hinein in die
Reihen seiner Kontrahenten ge schob en hat (. . . )
Schlichtung kommt auch von schlicht : Und
schlicht und ergreifend ist e s nun so , dass die B oris
Palmer und andere nun nicht mehr Sturm laufen
können gegen ein mo difiziertes Stuttgart 2 1 , das
durch Geißlers Schlichtung veredelt wurde . « (Spie-
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gel online ; 3 0 . 1 1 . 2 0 1 0 ; 1 9 . 3 1 h) . Am Tag zuvor konn-
te man bereits der »Financial Times D eutschland«
entnehmen : »Heimliche Sieger in Geißlers Schlich-
tungsshow: Heiner Geißler hat die CDU gerettet. «
(FTD vom 2 9 . 1 1 . 2 0 1 0) . Am 1 . D ezemb er 2 0 1 0 macht
die »Süddeutsche Zeitung« auf mit : »Geißler: Stutt-
gart 2 1 ist grundsätzlich richtig. « Nach dem
Schlichterspruch bilanzierte die »Financial Time s
D eutschland« : » Geißlers Schlichterspruch pro du-
ziert Gewinner − die B ahn und die schwarz-gelbe
Lande sregierung − und Verlierer − die Verfechter
eines sanierten Kopfb ahnhofs . « (FTD vom
1 . 1 2 . 2 0 1 0) .

E s gab mehrere Punkte in der Schlichtung, an
denen e s denkb ar gewe sen wäre , dass die Vertreter
de s Aktionsbündnisses die Schlichtung verlassen
hätten − o der ultimativ präzise Forderungen hätten
aufstellen müssen, wenn der Schlichtungsproze ss
fortge setzt werden sollte : Viele für den B au von S 2 1
entscheidende D okumente blieb en geheim − da
galt dann nicht »alle Fakten auf den Tisch« . M an ließ
die Lüge durchgehen, im geheimen, b ahn-internen
»BAST-D okument« von Ende 2 0 02 habe es einen
Vertipper gegeb en; damals sei man no ch nicht, wie
ge schrieben, von »4 , 2 Milliarden Euro« , sondern
tatsächlich von »4 , 2 Mrd . DM« au sgegangen (alle an-
deren Angab en im »BAST«-D okument sind in Euro
angegeb en) . Die im »Stern« während der Schlich-
tung erstmals publizierte Enthüllung b elegte , dass
die DB AG acht Jahre lang die Öffentlichkeit über
die wahren Ko sten täuschte − und die tatsächli-
chen aktuellen Ko sten (die die B ahn seit Sommer
2 0 1 0 mit 4 , 2 Milliarden Euro angibt) also heute
nicht auf dem Nive au von 2 0 02 liegen können, son-
dern nochmals deutlich höher liegen müssen .

Und natürlich gab es die Situation mit dem zi-
tierten Geißler ´ schen Versuchsb allon vom vergan-
genen Freitag, wonach Grundlage seines Schlich-
terspruchs der B au von S 2 1 sein werde − sp äte stens
dies hätte Anlass sein müssen, zuminde st ab die sem
Zeitpunkt klarzumachen, dass e s keinerlei Konsens
geb en werde und man zurückkehrt auf den Stand
von Anfang Oktob er 2 0 1 0 − und zur breiten Mobili-
sierung gegen S 2 1 .

Geißlers Hinwendung zu S 2 1 als dem zukünftig
in Stuttgart zu re alisierenden Proj ekt mu ss als zy-
nisch, machtpolitisch und sachlich nicht b egrün-
det bezeichnet werden . E s gab im Verlauf der ge-
samten Schlichtung b ei j eder Art obj ektiver Wer-
tung keinerlei sachlichen Grund dafür festzustel-
len, dass der B au eines Kellerb ahnhofs mit der weit-
gehenden Zerstörung des b estehenden Kopfb ahn-
hofs das üb erzeugendere Proj ekt sein würde . Im
Gegenteil − während der Schlichtung wurden im-
mer neue Argumente gegen S 2 1 öffentlich ge-
macht. E s ist an dieser Stelle nicht entscheidend , da-
rüb er zu mutmaßen, welche Gründe e s für die
Geißler ´ sche Entscheidung gibt. Sicher ist, dass er
hier wieder zum unsachlichen Parteipolitiker wur-
de , der er j ahrzehntelang war (und wo viele , darun-
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ter auch ich, wo chenlang − in den ersten Wo chen
der Schlichtung − davon ausgegangen waren, dass
er die se Perio de hinter sich gelassen hab e) .

Was sagt das Aktionsbündnis zum Thema
» Schlichter in der Endphase« ? In der zitierten Erklä-
rung heißt es in deutlicher Verkennung der Situati-
on : »Wir b etrachten die Ergebnisse der Schlichtung
als Fortschritt und danken Heiner Geißler für seine
intensiven B emühungen . «

Folgen und »Wie weiter?«

D as Ende der Schlichtung ist eine schwere Nieder-
lage für die B ewegung gegen S 2 1 . D as Wichtigste
zunächst b e steht darin, das zu erkennen und e s an-
zuerkennen . Jedes Schönreden verschlechtert die
Situ ation . Jede weitere Orientierung auf die »Tak-
tik« , »möglichst viele und teure Nachb e sserungen
bringen S 2 1 vielleicht do ch no ch zu Fall« führt tie-
fer in die Niederlage .

Wir müssen auch in Rechnung stellen, dass die
Niederlage negative Folgen für die weitere Kam-
p agne gegen S 2 1 hab en wird . Vor allem gibt es nun
eine realistische Gefahr der Sp altung − derj enige
Teil der B ewegung, der die Schlichtung b ereits An-
fang Oktober ablehnte , wird sich b estätigt fühlen .
Die Rechtfertigung derj enigen, die als Vertreter
des Aktionsbündnisse s die Schlichtung bis zum En-
de mittrugen, man habe auch in der Endphase rich-
tig gehandelt, wird die Gefahr der Sp altung erhö-
hen . Schließlich gibt es das B e streb en von Teilen
des Aktionsbündnisses , ab dem 2 8 . M ärz 2 0 1 1 auf
ein Mitregieren im Land zu orientieren . D as geht
nur entweder mit der SPD o der mit der CDU. B eide

genannten Parteien wollen grundsätzlich und
mehrheitlich S 2 1 re alisieren .

Im Grunde wäre so etwas wie ein »Großer Rat-
schlag« , auf dem die B ewegung in der gesamten
B reite zwei Tage lang Bilanz ziehen und sich ge-
meinsam auf das weitere Vorgehen verständigen
würde , angesagt.

Und natürlich gilt : E s kommt in die ser Situ ation
darauf an, den Prote st auf der Straße wieder zu ver-
stärken . Unter anderem durch eine breite B eteili-
gung an der bundesweiten D emonstration in Stutt-
gart am 1 1 . D ezember. E s waren in erster Linie die
1 5 Jahre währenden außerp arlamentarischen Akti-

vitäten und die nun ein Jahr andauernden breiten
Mobilisierungen auf den Straßen und im Schlo ss-
garten, die den Erfolg − auch den Erfolg der öffent-
lichen Schlichtung − ermöglichten . Diese Orientie-
rung muss nun wieder verstärkt aufgegriffen wer-
den .

Dr. Winfried Wolf ist Mitglied der DFG- VK. Der ge-
bürtige Sch wa be war vo n 1994 bis 2002 Bundes-
tagsabgeordneterfür die PDS (Parteim itglied der
PDS war er vo n 199 7 bis 2004) und verkehrspoliti-
scher Sprecher seiner Fraktio n. Er ist Mithera usge-
ber der Zeitung gegen den Krieg und seit 2008
Chefredakteur der linken Wirtschaftszeitschrift
Lunapark21. Er ist einer der Sprecher des im Jahr
2000 gegründeten Bündn isses Bürgerbah n sta tt
Börsenbah n (www. buergerbah n-sta tt-boersen-
bahn. de). Der h ier veröffen tlich te Text wurde am
1. Dezember 201 0 a ufder Website www. bei-abriss-
a ufstand. de veröffen tlich t.

3 3

I I I +I V/ 2 01 0
27/ 28

Zi
vi

le
r

U
n

g
e

h
or

sa
m



ls am 9 . Mai 1 9 45 nach viereinhalb Jahren
des Schlachtens , Verstümmelns , Mordens,

Vergasens und Krepierens endlich die Waffen in
Europ a schwiegen, lag zu sammen mit dem Dritten
Reich endlich auch der preußisch-militaristische
Krieger- und Heldenkult in Trümmern . Nur no ch
Trauer war, wo früher Größenwahn und Herois-
mus strotzten . An die Stelle des verlogenen Helden-
gedenkens vergangener Zeiten rückte eine demo-
kratisch geläuterte Bunde srepublik D eutschland
das gemeinsame Erinnern an die Opfer b eider
Weltkriege und de s Nationalsozialismus ' − den
Volkstrauertag, den wir heute b egehen .

Nie wieder Faschismus , nie wieder Krieg laute-
te die bittere Lehre aus dem, wie der Historiker
Ernst Nolte 1 9 6 3 notierte , »ungeheuerlichsten Er-
oberungs-, Versklavungs- und Vernichtungskrieg,
den die mo derne Ge schichte kennt. « Mit preu-
ßisch-deutscher Disziplin und Gründlichkeit hatte
die Wehrmacht für die b arb arische Tyrannei des
Nationalsozialismus ' j enes Mammutverbrechen ge-
gen Völkerrecht und Menschlichkeit exekutiert.
Und damit zugleich den Weg b ereitet für die Toten-
kopfverb ände der S S , die Einsatzgruppen de s SD ,
die B ataillone der Feldpolizei, die das Mordpro-
gramm Adolf Hitlers willig, präzise und gnadenlo s
vollstreckten . D enn solange Hitlers Wehrmacht ih-
re Angriffsfronten gegen j eden no ch so verzweifel-
ten Widerstand immer weiter vorschob und sp äter
dann fanatisch gegen die immer stärker sich for-
mierenden Verteidiger ihrer attackierten Vaterlän-
der hielt, solange konnten eb en auch die Kremato-
rien in den Vernichtungslagern brennen . Am Ende
waren Ab ermillionen von Männern, Frauen und
Kindern tot, verwundet o der vertrieb en und weite
Teile Europ as und der Welt verwüstet.

Ange sichts de ssen konnte es nicht wunder neh-
men, dass in den Gründertagen der Bunde srepub-
lik zunächst selb st ein Franz-Jo sef Strauß mit nach-
gerade p azifistischem Patho s den Schwur ablegte ,
dass j edem D eutschen, sollte er j emals wieder ein
Gewehr anfassen, der Arm verdorren möge . D ass
solcherlei B ekundungen lediglich geheuchelt wa-
ren, erwies sich allzu b ald . Nur ein Jahrzehnt nach-
dem die deutsche Politik der kriegerischen Mittel
de saströ s gescheitert war, ertönte im Lande wieder
der M arschtritt deutscher Soldatenstiefel .

Rücksichtslo s hatte die konservative Fraktion
der politischen Klasse die so genannte Wiederb e-
waffnung (die nota b ene die Wiedervereinigung

de s geteilten Landes für Jahrzehnte blo ckieren soll-
te) durchgesetzt gegen die breite Mehrheit eine s
Volke s, das dem lang tradierten Schwertglaub en
endgültig abgeschworen hatte . Immerhin war die
»neue Wehrmacht« , die erst sp äter mit dem Etikett
»Bunde swehr« versehen worden war, in die Vertei-
digungsstrukturen der Bündnisp artner integriert
und von die sen auch strikt kontrolliert. Zugleich
entwickelte und pflegte die Politik der neuen deut-
schen B onner Republik eine dezidierte »Kultur der
Zurückhaltung« , was den Umgang mit der militäri-
schen M acht anging .

Als dann der Kalte Krieg sein relativ friedliche s
Ende fand und das geteilte D eutschland vereinigt
wurde , gelobte es ganz die sem Kurs verpflichtet
feierlich im so genannten » 2 + 4-Vertrag« : Von deut-
schem B oden soll nie wieder Krieg au sgehen .

Die Enttabuisierung des Militärischen

D o ch dauerte es nur wenige Jahre , bis in der B erli-
ner Republik j ene bellizistische Attitude mehr und
mehr in Mo de kam, die Brioni-Kanzler Gerhard
Schrö der mit dem ihm typischem Aplomb auf den
Punkt brachte , als er die »Enttabuisierung des Mili-
tärischen« verkündete .

Seitdem führt D eutschland wieder Krieg und
missbraucht seine Streitkräfte auch für Einsätze ,
die durch völkerrechtliche Mandate entweder kei-
ne hinreichende o der gar keine Rechtsgrundlage
haben . Hierdurch werden − mit tatkräftiger Unter-
stützung durch das Bunde sverfassungsgericht ! −
die in der Charta der Vereinten Nationen ko difi-
zierten Einschränkungen de s Rechts zur militäri-
schen Gewaltanwendung immer weiter au sge-
höhlt. In be sorgniserregender Weise entwickelt
sich ein glob al ausufernder militärischer Interven-
tionismus , der in D eutschland mit der Rhetorik von
der »Normalisierung der deutschen Außenpolitik«
legitimatorisch unterfüttert wird . Nahezu unisono
konstatiert die politische Klasse dieser Republik −
konterkariert allenfalls von der oppo sitionellen
Linken − , dass D eutschland »keinen Sonderstatus«
mehr b eanspruchen könne . Von der Nation werde
fortan erwartet, vermehrt »internationale Verant-
wortung« zu übernehmen . D arüb er hinaus wird
proklamiert, dass eine solche »Friedensmacht, die
seit langem für Ausgleich und internationale Hilfe«
sorge , historisch nunmehr als unb elastet zu gelten
habe − man ist halt wieder wer. D erlei Worthülsen,
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mit denen versucht wird , die unrühmlichen Etap-
pen vor allem der jüngeren deutschen Vergangen-
heit hurtig zu entsorgen, gehören heutzutage zum
Dummdeutsch der politischen Klasse in die sem
Lande . D o ch vermag dies nicht von der Tatsache ab-
zulenken, dass regelmäßig zwei Drittel de s deut-
schen Bunde stages gegen den erklärten Willen von
drei Vierteln der deutschen B evölkerung den von
der Bundesregierung geforderten Kriegseinsätzen
der Bunde swehr zu stimmen . Worau s denn folgt,
dass wir alle uns als Bürger − ob mit o der ohne Uni-
form − um den Zu stand der D emokratie hierzulan-
de sorgen und uns fragen müssen, wen die se Volks-
vertreter eigentlich zu repräsentieren b e anspru-
chen .

D eutschland führt also wieder Krieg . D er in Af-
ghanistan geht nun ins zehnte Jahr, ohne dass ein
Ende ab sehb ar wäre . Und so wollen wir heute am
Volkstrauertag j ener 45 Bundeswehrsoldaten ge-
denken, die am Hinduku sch gefallen sind , wie e s in
der verlogenen Diktion der Schlachtendirektoren
heißt, denn in Wirklichkeit sind sie j ämmerlich kre-
piert.

D ab ei ab er wollen wir nicht vergessen, dass Sol-
daten immer beide s zugleich − nämlich Opfer und
Täter − sind . D as markiert die entscheidende Diffe-
renz zu den am Kriege Unbeteiligten .

Diese nämlich sind nur eines : Opfer. Und die
Zahl die ser Zivilisten − unterschiedslo s M änner,
Frauen, Kinder − , die zu Hunderten im B omb en-,
Raketen- und Artilleriegranatenhagel der B esat-
zungstruppen am Hindukusch umkamen, üb er-
steigt die der so genannten Gefallenen um eine
Mehrfaches . Mindestens 2 . 4 1 2 zivile Schlachtenop-
fer zählte die Unama, die »United Nations Assistan-
ce Mission in Afghanistan« , letzte s Jahr auf dem af-
ghanischen Kriegsschauplatz . Tausende an Körper
und Seele Verletzter und Verstümmelter leiden
noch heute an den Folgen des Luftterrors . Terror?
Gewiss do ch, Terror, denn wenn Terrorismus ge-
meinhin b edeutet, unschuldige Menschen für poli-
tische Ziele zu opfern, dann erfüllt auch das Töten
von Zivilisten au s dem Co ckpit eine s Kampfj ets
o der durch aus fernab des Kriegsschauplatzes in
den USA gelegenen, unangreifb aren Gefechtsstän-
den ge steuerten Drohnen der CIA zweifello s den
Tatb e stand des Terrorismus ' , den de s Staatsterro-
rismusë nämlich .

D o ch muss wie Kurt Tucholsky einst trefflich
konstatierte , »die se Tätigkeit des Mordens vorher
durch b eharrliche B earb eitung der Massen als et-
was Sittliche s hinge stellt werden« . Erst dann näm-
lich − gehirngewaschen von regierungsamtlicher
Prop aganda, nationalb esoffen, dressed to kill −
sind die uniformierten Handwerker de s Krieges ,
wie wiederum Tucholsky schreibt, »b ereit, ihr Le-
ben und ihre Person für einen solchen Quark, wie
es die nationalistischen Interessen eines Staate s
sind , aufs Spiel zu setzen« .

Freilich muss auch die Heimatfront geschlo s-

sen stehen . D afür lässt sich die Kaste der schwarz,
rot, grün und manchmal gelb gewandeten Hohe-
priester des glob alen Interventionismu s' getreu ih-
rer Maxime : Frieden schaffen mit aller Gewalt, so
einiges einfallen . Feierliche Zapfenstreiche und öf-
fentliche Gelöbnisse zum B eispiel, also die Auffüh-
rung üb erkommener Militärrituale im demokrati-
schen Raum, damit das Militär zur spießbürgerli-
chen Erb auung seine anachronistischen Rituale ze-
lebrieren und zugleich Kanonenfutter für die künf-
tigen Kriege anwerben kann .

Neue Helden, neue Orden

Ab er auch neue Helden braucht das Land und diese
neuen Helden brauchen neue Orden . Militärorden
wie das »Ehrenkreuz der Bundeswehr für Tapfer-
keit« , das seit letztem Jahr »für außergewöhnlich
tapfere Taten« im Kriegseinsatz verliehen wird . Zu
denken gibt, dass zuvor durchaus schon eine Aus-
zeichnung existierte , mit der »unter Gefahr für
Leib und Leb en« erbrachte , »be sonders herausra-
gende Leistungen, insb esondere hervorragende
Einzeltaten« gewürdigt werden konnten, nämlich
eine b esondere Ausführung de s »Ehrenkreuze s der
Bunde swehr in Gold« . Die s freilich war den Krie-
gern nicht genug; für den in der Bundeswehr instal-
lierten neuen Kämpferkult bedurfte es eine s richti-
gen Kriegsordens . Wahrlich b emerkenswert nun
ist dessen ornamentale Au sge staltung . In Form und
Umriss ist es an das aus preußischen Zeiten Anfang
des 1 9 . Jahrhunderts b ekannte »Eiserne Kreuz« an-
gelehnt.

Was es vom herkömmlichen »Ehrenkreuz der
Bunde swehr in Gold« unterscheidet, ist ein auf der
B andschnalle angebrachte s stilisiertes goldene s Ei-
chenlaub . Schon dies muss zu denken geb en, stellte
do ch das »Eichenlaub zum Ritterkreuz des Eiserne s
Kreuzes« eine von Adolf Hitler im Zweiten Welt-
krieg ge stiftete Auszeichnung für diej enigen seiner
uniformierten Schergen dar, die sich durch b eson-
dere Effektivtät b ei der Verrichtung ihre s Tötungs-
handwerks hervorgetan hatten . No ch mehr zu den-
ken geb en mu ss j edoch der Umstand , daß das »Gol-
dene Eichenlaub mit Schwertern und B rillanten
zum Ritterkreuz des Eisernes Kreuze s« vom
»Grö FaZ« − dem » Größten Führer aller Zeiten« − als
die hö chste aller Tapferkeitsau szeichnungen für
seine Mordtruppen kreiert worden war. Und ge-
nau diese Au szeichnung wurde nur ein einzige s
M al verliehen, nämlich an den bis zu seinem To de
allergetreue sten und fanatischsten Auftragskiller
des Diktators , den berüchtigten Stuka-Oberst
Hans-Ulrich Rudel . Nicht nur, dass die ser bis zum
letzten Kriegstag mit abge scho ssenem Unter-
schenkel und blutender Prothese weiter seinen
menschenmörderischen »Kanonenvogel« flog, mit
dem er massenweise russische Panzer und die da-
rin b efindlichen B esatzungen vernichtete . Nein,
kaum war der Orlog (veraltete, a us dem Niederlän-
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dischen stam mende Bezeich n ung für Krieg −
A nm. d. Red.) zu Ende , b etätigte sich die ser unver-
b esserliche b ekennende Nazi-Protagonist als
Fluchthelfer für Parteigeno ssen und Kriegsverbre-
cher, als Waffenhändler für südamerikanische Dik-
tatoren und als Prop agandist für die rechtsextreme
D eutsche Reichsp artei, die sp äter verb oten wurde .
Ein goldene s Eichenlaub also als Attribut für den
Tapferkeitsorden der Bunde swehr − kann es sich
hierb ei wirklich nur um grenzdebile Geschichts-
verge ssenheit handeln oder, schlimmer no ch,
steckt dahinter sogar Metho de ?

Ab er nicht nur militärischer Tapferkeitsau s-
zeichnungen für lebende Helden b edarf es für die
Legitimation der neuen Kriege der B erliner Repub-
lik. Ergänzt wird das Repertoire durch ein Krieger-
denkmal, an dem die B erliner Offiziellen einmal
j ährlich staatstragend ihre Kränze zum glorifizie-
renden Angedenken für diej enigen abwerfen kön-
nen, die das ihnen verordnete Heldentum nicht er-
und überlebt hab en . Hierzu hat der vormalige
Kriegsminister Franz-Jo sef Jung eine bronzeelo-
xierte Wartehalle für den Heldentod entwerfen las-
sen, offiziell als »Ehrenmal« b ezeichnet. Peinlich
nur, dass es an der falschen Stelle steht, nämlich auf
dem Gelände de s Bunde sministerium der Verteidi-
gung am Reichpietschufer in B erlin, nicht aber, wie
es sich für die stets b eschworene Parlamentsarmee
eigentlich geziemte , vor dem Reichstagsgeb äude ,
dem Sitz de s D eutschen Bunde stages , wo diej eni-
gen Volksvertreter tagen, die üb er Krieg und Frie-
den zu entscheiden hab en . Üb erhaupt kam der B e-
schluss zur Errichtung dieser Gedenkstätte auf
hö chst undemokratische Weise zu stande , denn die
traf der Minister alleine , der Bunde stag musste au-
ßen vor bleib en .

Intere ssant ist denn auch der Leitgedanke des
Architekten, eines gewissen Professors Andre as
Meck, den dieser seinem Entwurfvorangestellt hat :
»D er Wesensvollzug de s B auens ist das Errichten
von Orten durch das Fügen ihrer Räume« . Solch my-
thische Sentenz entwab erte einst, auch die s viel-
leicht kaum üb erraschend , dem Munde de s Philo-
sophen Martin Heidegger, der während seiner Zeit
als Rektor der Freiburger Universität 1 9 3 3/3 4 offen
mit den Nazis symp athisierte und deren »national-
sozialistische Revolution« affirmativ als » seinsge-
schichtlich zu verstehenden Aufbruch zu einem
Neuanfang abendländischer Kultur« interpretier-
te . Woraufhin ihm nach dem Krieg die franzö si-
sche B esatzungsmacht in den Jahren 1 9 4 6 bis 1 9 49
Lehrverbot erteilte .

D er Gedanke zur Errichtung diese s so genann-
ten Ehrenmals b efiel den Kriegsminister Jung wäh-
rend einer Inspektion seiner Truppen auf den
Schlachtfeldern Afghanistans − symb olisch mani-
fe stiert sich in dem B au letztlich nunmehr die ein-
fältige Idee seine s Vorgängers Peter Struck, die Si-
cherheit D eutschlands werde auch am Hindu-
ku sch verteidigt. Er dient zuvörderst dazu , glob ale

Interventionskriege als sinnstiftenden Auftrag für
die deutschen Streitkräfte zu legitimieren . Hervor-
zuheb en ist zudem, dass nur tote Soldaten und Sol-
datinnen an der Ehre teilhab en, dort genannt zu
werden, nicht aber zivile Staatsbürger und Staats-
bürgerinnen, die eb enfalls ihr Leb en im Staats-
dienst geopfert haben . D amit wird wiederum der
Vorstellung von einer Sonderstellung des Soldaten,
der altb ekannten Sui-Generis-Ideologie , Vorschub
geleistet. Wer ein Kriegerdenkmal errichtet, der
huldigt einem anachronistischen Kriegerkult, wie
es Franz-Jo sefJung tat, als er im Verlaufe eines inter-
nationalen Militärhistorikerkongresse s 2 0 0 6 in
Potsdam forderte , dass die Traditionspflege der
Bundeswehr das Selb stverständnis des Soldaten als
Kämpfer b erücksichtigen solle . Wörtlich sagte er
damals : »E s gilt das Selb stverständnis des mo der-
nen Soldaten zu berücksichtigen . D enn die ser ist
trotz aller Ausweitung seiner Rolle als Helfer, Ver-
mittler und Retter im Kern immer no ch Kämpfer. «
Womit er sich in völliger Harmonie mit seinem
Heere sinspekteur, Generalleutnant Hans-Otto
Budde , b efand , der b ereits zwei Jahre zuvor zu Pro-
tokoll gegeb en hatte : »Wir brauchen den archai-
schen Kämpfer und den, der den High-Tech-Krieg
führen kann . « Sein ehemaliger Kampfgefährte
Wolfgang Winkel aus gemeinsamen Fallschirmj ä-
ger-Tagen, der ihn im Leib- und Magenblatt des na-
tionalkonservativ gesonnenen Offizierskorp s der
Bundeswehr, der Wochenendzeitung Welt am
Sonntag, porträtiert hatte , hatte damals kongenial
ergänzte : »Diesen Typu s müssen wir uns wohl vor-
stellen als einen Kolonialkrieger, der fern der Hei-
mat b ei die ser Existenz in Gefahr steht, nach eige-
nen Gesetzen zu handeln . « D enn : »Eine >neue Zeit <

in der Militärstrategie und Taktik verlangt natür-
lich einen Soldatentypen sui generis : D er >Staats-
bürger in Uniform < hat au sgedient. «

An dessen Stelle gibt' s nun, Jung sei' s gelobt, ei-
ne Heldengedenkstätte zu B erlin . D eren erhab ene
Inschrift lautet: »D en Toten unserer Bundeswehr.
Für Frieden, Recht und Freiheit. « D ab ei handelt e s
sich um eine dreifache Lüge . D enn für den Frieden
stand die Bundeswehr längstens bis 1 9 9 9 . Im Früh-
ling die se s Jahres nämlich b eteiligten sich Torna-
do-Kampfflugzeuge der Bundesluftwaffe am Luft-
krieg, den die Nato gegen die Bundesrepublik Ju-
go slawien − immerhin ein souveränes Mitglied der
Vereinten Nationen − entfe sselt hatte . Die ser war
zuvor zwar im Brüsseler Hauptquartier von einer
Gruppe unfehlb ar lupenreiner D emokraten zur
»humanitären Intervention« deklariert worden,
nichtsdestoweniger schlichtweg völkerrechtswid-
rig, da der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
das hierfür zwingend erforderliche Mandat nicht
erteilt hatte . Dieser Angriffskrieg gegen Völker-
recht und Grundge setz bildete den Präzedenz- und
Sündenfall für weitere Regierungsverbrechen, die
schon b ald folgen sollten . Mitnichten also − das er-
füllt den Tatb estand der zweiten Lüge − sind die in
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ihnen erteilten völkerrechts- und verfassungswid-
rigen Aufträge zu erfüllen . Und so sterb en und tö-
ten deutsche Soldaten weiterhin für das Bündnis
mit den USA, für den Fortb e stand der Nato , für
mehr politisches Gewicht D eutschlands auf der
Weltbühne und nicht zuletzt für Wirtschaftsinter-
essen, wie unser forscher Kriegsminister von Adel
nicht müde wird zu betonen .

Nur Gerechtigkeit schafft Frieden

Nicht Krieg ab er kann den Frieden bringen, son-
dern allein Gerechtigkeit − Gerechtigkeit schafft
Frieden . In Abwandlung des altb ekannten römi-
schen Wahlspruchs muss die D evise demnach lau-
ten : Wenn du den Frieden willst, so diene dem Frie-
den ! Auch wir sollten die se Wahrheit hören und da-
nach handeln . D enn es geht um unsere Verfassung
und es geht um unseren Frieden . Wir sind gefor-
dert, als demokratische Staatsbürger und in unse-
rer ganzen Person, b eides zu verteidigen gegen die
»schmutzige Zumutung der Macht an den Geist« ,
die einem Aperçu des großen Karl Kraus zufolge
darin b esteht, »Lüge für Wahrheit, Unrecht für
Recht, Tollwut für Vernunft zu halten . «

Nicht zuletzt de shalb sollten wir alle laut unsere
Stimme erheb en, um endlich den Rückzug unserer
Truppen aus dem immer mörderischeren Krieg am
Hindukusch verlangen. Und die ser muss , wie die
rhetorischen Taschenspielertricks der B ellizisten
gemeinhin suggerieren, keineswegs automatisch
das Ende sämtlicher Unterstützung für das afghani-
sche Volk b edeuten .

Ganz im Gegenteil könnte das Aus für den ge-
walttriefenden Militäreinsatz endlich die dringend
b enötigten und bis dato eb en fehlenden Re ssour-
cen für die zivile und gewaltfreie Wiederaufb au-
und Entwicklungshilfe im Lande freisetzen . Zwar
würde , worauf wohl zu Recht hingewie sen wird ,
der Gewaltkonflikt am Hindukusch auch für den
Fall andauern, dass D eutschland dem B eispiel der
Nato-Verbündeten Kanada und Niederlande folgte
und seine Soldaten abzöge . D och immerhin wären
dann keine deutschen Soldaten mehr am Wahnsinn
des Tötens und Sterb ens dort b eteiligt. Was wiede-
rum nicht das Schlechteste wäre für eine Nation,
auf deren historischem Schuldenkonto b ereits
Ab ermillionen von Gewaltopfern lasten und die
sich deshalb vor der Völkergemeinschaft im so ge-
nannten » 2 + 4-Vertrag« feierlich verpflichtet hat,
dass von ihrem B o den niemals wieder Krieg ausge-
hen werde .

Jürgen Rose ist Oberstleu tnan t der Bundeswehr
a. D. und Vorstandsm itglied der kritischen Solda-
tInnen verein igung »Darmstädter Signal«.

j enem Totenschrein geehrten Bundeswehrsolda-
ten allesamt für das Recht gestorben, ganz im Ge-
genteil . Und da die Freiheit untrennb ar mit dem
Recht verknüpft ist, nicht aber dem Unrecht ent-
springen kann, gerinnt auch der dritte B ezug in der
genannten Inschrift zur M akulatur.

Im zweiten Fall von Friedensverrat wurde nach
den »M ammutverbrechen« , wie Altbundeskanzler
Helmut Schmidt formulierte , von New York und
Washington im Septemb er 2 0 0 1 der einzig verblie-
benen Weltmacht USA vom damals amtierenden
Bunde skanzler Gerhard Schrö der »uneinge-
schränkte Solidarität« zugesichert und danach die
Bunde swehr mit einer äußerst knappen Mehrheit
des D eutschen Bundestage s in den Kampfeinsatz
nach Afghanistan entsandt. Die Art und Weise , wie
die ser B e schluss dem Parlament vom Bundeskanz-
ler abgepre sst worden war, b edeutete tendenziell
ein Unterlaufen de s vom Bunde sverfassungsge-
richt mit B edacht in seinem Urteil vom 1 2 . Juli 1 9 9 4
formulierten Parlamentsvorb ehalte s für den Ein-
satz der Bunde swehr j enseits der Lande sgrenzen .
Zugleich ist sp äte stens seit diesem Zeitpunkt b ei
der politischen Kontrolle des deutschen Militärs ei-
ne klare , fortdauernde M achtverschiebung weg
von der Legislative , hin zur Exekutive zu konstatie-
ren, die b esorgt machen mu ss .

D en dritten Fall bildete − entgegen der von
Kanzler Schrö der mit Aplomb in die Welt gesetzten
Legende von der deutschen Nichtb eteiligung − die
massive und umfassende Unterstützung de s anglo-
amerikanischen Völkerrechtsverbrechens gegen
den Irak und seine Menschen in den Jahren 2 0 0 2
und 2 0 0 3 , die sich, um nur ein einziges B eispiel zu
nennen, unter anderem darin manife stierte , dass
die Bundeswehr mit vielen Tausend ihrer Soldaten
die Kasernen der Aggre ssoren hierzulande b e-
wachten, wob ei sie »legitime Ziele im Sinne des Völ-
kerrechts« bildeten, wie der Verfasser eines in der
hau seigenen Rechtsabteilung de s Bunde sministe-
riums der Verteidigung erstellten Rechtsgutach-
tens zutreffend zum Ausdruck brachte .

Von deutschem B o den also geht entgegen der
völkerrechtlich verbindlich abgegeb enen Zusiche-
rung wieder Krieg, j a sogar Angriffskrieg aus . Un-
gestraft tragen die friedensverräterischen Regie-
rungskriminellen an den Schaltheb eln der Macht
in B erlin Mitschuld am vieltausendfachen M assen-
mord an M ännern, Frauen, Kindern auf den diver-
sen Kriegsschauplätzen, wo die Bunde swehr di-
rekt in Kampfeinsätzen agiert o der indirekt Unter-
stützungsleistungen erbringt. Mitschuld tragen
ab er auch j ene Friedensverräter im Generalsro ck,
die sich, Kadavergehorsam leistend und ihren
Diensteid brechend , nicht geweigert hab en, mit
Tausenden von Bunde swehrsoldaten willfährig die

I I I +I V/ 2 01 0

3 7

27/ 28

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



3 8

artin Luther King: Schöpferisches Wi-
derstehen

Zu Anfang des Jahres 1 9 67 hat Martin Luther King
in seinem Buch »Where D o We Go from Here ? Cha-
o s or community?« üb er das große »Hau s der Welt«
nachgedacht, in dem alle B ewohner der Erde Nach-
b arn sind . D as große Hau s, in dem wir leb en, ver-
lange danach, dass wir diese weltweite Nachb ar-
schaft in eine weltweite Bruderschaft verwandeln .
Gemeinsam müssten wir lernen, als B rüder zu le-
b en, o der wir würden gemeinsam gezwungen sein,
als Toren zu sterb en . Wollen wir in unserem Welt-
haus schöpferisch leb en, ist nicht nur die Armut im
internationalen B ereich zu überwinden . D er von
King so genannte »weltweite Krieg gegen die Ar-
mut« , der Kampf gegen die »würgende Armut«
muss b egleitet sein von einem deutlichen Einste-
hen dafür, eine Alternative zu Krieg und Menschen-
vernichtung zu finden . Schon vor üb er vierzig Jah-
ren hat der Prediger de s schöpferischen Widerste-
hens daran erinnert, dass die Nationen ihre Arsena-
le von Massenvernichtungswaffen nicht verklei-
nern, sondern eher vergrößern . Die Vermehrung
der Kernwaffen, genauer: der Instrumente der M as-
senvernichtung, sei trotz des begrenzten Atom-
stopp-Vertrages nicht zum Stillstand gekommen .
Martin Luther King erschrak darüb er, wie er die
Führer der Nationen wieder vom Frieden sprechen
hörte , während sie sich auf den Krieg vorbereite-
ten . Er zitterte für das Hau s unserer Welt − nicht nur
in furchtb arer Erinnerung an den Alpdruck der frü-
heren Kriege , sondern auch aus der ängstigenden
Erkenntnis der potenziellen nukle aren Vernich-
tung von heute und der no ch verheerenderen Au s-
sichten für morgen . So rief er auf zu der Einsicht,
die auch heute noch praktisch einzulö sen ist: »Ei-
nes Tage s müssen wir einsehen, dass der Frieden
nicht nur ein ferne s Ziel ist, das wir erstreb en, son-
dern ein Mittel, durch das wir zu diesem Ziel gelan-
gen . Wir müssen friedliche Ziele durch friedliche
Mittel verfolgen . Wie lange müssen wir no ch Krieg
führen, bis wir die traurigen Plädoyers der unzähli-
gen Toten und Krüppel früherer Kriege b etrach-
ten?«

1 )

Im Wissen um die vernichtende Macht der
mo dernen Waffen proklamierte King seinen Glau-
b en, dass das Leb en leb enswert ist und dass der
Mensch das Recht hat, zu üb erleb en; von daher
müsse eine Alternative zum Krieg gefunden wer-
den . Nach wie vor stünden wir vor der Wahl : ge-

Arnold Köpcke-Duttler

Eine Welt ohne Atomwaffen
Die bleibende Menschheitsaufgabe

waltlo se Ko existenz o der gewaltsame Vernichtung
Aller. E s heißt weiter, gehalten von der Sehnsucht
nach dem Üb erleben der gesamten Menschheit :
»Wir hab en es mit alten Gewohnheiten und großen
Machtgefügen zu tun und unb eschreiblich kompli-
zierte Probleme zu lö sen . Ab er wenn wir unsere
Menschlichkeit nicht ganz ab danken lassen und an-
ge sichts der Waffen, die wir selb st ge schaffen ha-
b en, der Furcht und Ohnmacht erliegen, ist e s
eb enso möglich und eb enso dringend nötig, dem
Krieg und der Gewalt zwischen den Nationen ein
Ende zu machen, wie es möglich und dringend nö-
tig ist, der Armut und Ungerechtigkeit gegen Ras-
sen ein Ende zu machen . «

2 )

Nach wie vor sind wir verpflichtet, weltweite
Gewaltfreiheit zu verwirklichen . Zu die ser Sehn-
sucht gehört das Wissen, dass der Frieden eine
»lieblichere Musik, eine ko smische Melo die«
(King) bedeutet, die den Disharmonien des Krie-
ge s weit üb erlegen ist, die das Wettrennen um die
atomaren, biologischen und chemischen Vernich-
tungsmittel verwandelt in einen schöpferischen
Wettbewerb , in einen Wettbewerb um den B au de s
großen Welthauses , in dem wir alle leben können .
Heute ist der Aufruf zu einer allumfassenden und
b edingungslo sen Lieb e zu allen Menschen zu er-
neuern : j ener Kraft, die Martin Luther King in allen
großen Religionen als einigendes Lebensprinzip
erkannt hat. D er Geist der Lieb e üb erwinde den
Geist des Hasses und b euge sich nicht und knie
nicht nieder vor dem Altar der Vergeltung .

Albert Einstein und Bertrand Russell:
Verhütung der Selbstzerstörung
der Menschheit

Alb ert Einstein hat die erfolgreiche Anwendung
der atomaren Energie zur militärischen M assenver-
nichtung als monumentale B edrohung für die Zu-
kunft der Menschheit wahrgenommen . Diese Er-
kenntnis drängte ihn nach dem Zeiten Weltkrieg
dazu , in dem Kampf gegen die Selb stzerstörung der
Menschheit eine sehr aktive Rolle zu spielen . Er
kämpfte für den Pazifismus und für die Kriegs-
dienstverweigerung schon in den Jahren vor der
Machtergreifung de s Nationalsozialismus und b e-
teiligte sich sp äter an der Anstrengung für die Ab-
schaffung der Atomwaffen und die Errichtung ei-
ner Weltregierung. Die Idee de s Friedens zwischen
souveränen Nationalstaaten sei ein Phantasiege-

1 ) M artin Luther King, Schöpferischer Widerstand , Gütersloh 1 9 8 0 ,
S . 1 0 1

2 ) eb d . S . 1 0 2 ; s . Johan Galtung, Frieden mit friedlichen Mitteln,
Opladen 1 9 9 8
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spinst. D er Atomkrieg könne nur auf eine einzige
Weise verhindert werden : durch die »Ausrottung
des Kriege s überhaupt« .

3 )

Einstein rief zur schöpfe-
rischen Tat auf und hielt einen »allmählichen Weg
zur Sicherung des Friedens« für eine verhängnis-
volle Illusion . Am 1 0 . D ezemb er 1 9 45 hat Alb ert
Einstein b ei einem Nobel-Gedenkdinner in New
York eine Rede gehalten, in der er den Gewinn de s
Kriege s deutlich unterschied von der Erlangung
des Friedens : »Die Welt erfordert kühne Taten und
einen radikalen Wandel unserer Mentalität und po-
litischen Konzeptionen . Möge der Geist, der Alfred
Nob el erfüllte , der Geist de s Glaub ens und Vertrau-
ens , der Großzügigkeit und Menschenbrüder-
schaft, all j ene b eherrschen, deren Entscheidun-
gen unser Schicksal b e stimmen . Sonst wird unsere
Zivilisation dem Untergang geweiht sein . «

4)

Kurz
vor seinem To d hat Alb ert Einstein eine von B er-
trand Russell ausgearb eitete Erklärung unter-
schrieb en . Diese von hervorragenden Wissen-
schaftlern in verschiedenen Teilen der Welt unter-
schrieb ene Erklärung handelt von den Gefahren ei-
nes Kernwaffenkriege s . Russell selber brachte in
der Erklärung zum Ausdruck, dass in einem sol-
chen Krieg keiner der B eteiligten auf einen Sieg
rechnen könnte . Er zeigte die ernste Gefahr der
»Au srottung der Menschenrasse durch Staub und
Regen radio aktiver Wolken . «

5 )

Die einzige Hoff-
nung für die Menschheit sah die Erklärung in der
Verhütung von Kriegen und in dem Nachdenken
über die dazu erforderlichen Schritte . In dem M ani-
fest heißt es , die Anwendung vieler Wasserstoff-
bomb en würde den universellen To d bringen − für
eine Minderheit der Menschen den sofortigen To d ,
für die Mehrheit ab er langwierige s Siechtum und
qu alvollen Verfall . So wurde die Frage von harter
und unausweichlicher Grauenhaftigkeit erneuert,
ob wir die Menschheit o der den Krieg ab schaffen
wollen . D ab ei wird einem vagen und ab strakten B e-
griff der »Menschheit« widersprochen . Die Men-
schen wollten nämlich nicht b egreifen, dass sie
selb st, ihre Kinder und Kindeskinder gefährdet
sind − und nicht nur ferne Mitglieder einer
Menschheit. Sie könnten e s nicht b egreifen, dass
sie selb st und ihre Nächsten sich der unmittelb aren
Gefahr qualvollen To de s gegenüb erfänden . »Und
vielleicht denken sie , man könne weiter Kriege füh-
ren, wenn nur ein Verb ot der modernen Waffen er-
zielt werden könnte . «

6)

Russell − und wie er Alb ert
Einstein − gingen üb er ein Verb ot der modernen
Vernichtungsmittel weit hinau s . Im Hinblick da-
rauf, dass in einem künftigen Krieg Kernwaffen an-
gewandt würden und dass diese den Fortb e stand
der Menschheit gefährden, ersuchten die Unter-
zeichner de s Manifests die Regierungen der Welt,

zu erkennen und öffentlich zu b ekennen, dass ihre
Ziele nicht durch einen Weltkrieg erreicht werden
könnten . Und dass sie b ereit seien, friedliche Mittel
der Lö sung für alle zwischen ihnen b estehenden
Konflikte au sfindig zu machen . E s ging also um ein
Abkommen zur Ab schaffung der Kernwaffen als
Teil eines allgemeinen Rüstungsabb aus .

Carl Friedrich von Weizsäcker und
Mahatma Gandhi: Geschwisterlichkeit
mit den Verachteten

Ergebnis einer Zusammenkunft von Nobelpreis-
trägern auf der Insel Mainau im B odensee war ein
weiteres M anifest, das am 1 5 . Juli 1 9 5 5 , sechs Tage
nach der Russell-Einstein-Erklärung veröffentlicht
wurde . In die sem Mainauer Manifest der Naturfor-
scher heißt e s : »Wir leugnen nicht, dass vielleicht
heute der Friede gerade durch die Furcht vor die-
sen tö dlichen Waffen aufrecht erhalten wird . Trotz-
dem halten wir e s für eine Selb sttäu schung, wenn
Regierungen glaub en sollten, sie könnten auf lange
Zeit gerade durch die Angst vor diesen Waffen den
Krieg vermeiden . Angst und Sp annung hab en so
oft Krieg erzeugt. Eb enso scheint es uns eine Selb st-
täuschung, zu glaub en, kleinere Konflikte könnten
weiterhin stets durch die traditionellen Waffen ent-
schieden werden . In äußerster Gefahr wird keine
Nation sich den Gebrauch irgendeiner Waffe versa-
gen, die die wissenschaftliche Technik erzeugen
kann .

Alle Nationen mü ssen zu der Entscheidung
kommen, freiwillig auf die Gewalt als letztes Mittel
der Politik zu verzichten . Sind sie dazu nicht b ereit,
so werden sie aufhören, zu existieren . «

7)

B ereits im Jahr 1 9 5 9 hat C arl Friedrich von
Weizsäcker in den von ihm mitverfassten »Heidel-
b erger The sen« als Ziel der Menschheit nicht die
Ausschaltung der Atomwaffen aus dem Krieg, son-
dern die Ausschaltung de s Krieges insge samt auf-
gerichtet.

8)

Nicht nur dem großen Physiker und
Philo sophen, sondern auch Mahatma Gandhi
schien im Zeitalter der Atombomb e die innere Ge-
genstrebigkeit von Leben und Sterb en üb ermannt
zu werden durch die Logik der Vernichtung und
Selb stvernichtung der Menschheit. Die Erfindung
und Anwendung der thermonuklearen Mittel der
Austilgung, die sich zum Zweck an sich selb st längst
erhob en haben, verändern nicht allein die politi-
sche Struktur der Erde , sondern erzwingen auch ei-
ne Neub esinnung der kulturellen Aufgab e und de s
Selb stverständnisses der Wissenschaft.

9)

D er enge
Zusammenhang von neuzeitlicher Wissenschaft
und Menschheitskrise ist auch Gandhi nicht unent-
deckt geblieb en . Gleichwohl vermo chte die Atom-

I I I +I V/ 2 01 0

3 ) Alb ert Einstein, Üb er den Frieden . Weltordnung o der Weltunter-
gang? , Neu-Isenburg 2 0 0 4 , S . 3 4 8

4) eb d . S . 3 6 6

5 ) eb d . S . 62 7

6) eb d . S . 6 3 0

7) eb d . 6 6 4

8) C arl Friedrich von Weizsäcker, D er b edrohte Friede , München
1 9 8 3 , S . 97

9) s . Werner Heisenb erg, Physik und Philo sophie , Frankfurt/B er-
lin/Wien 1 9 8 0 , S . 1 5 9
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b omb e nicht seinen Glauben an Wahrheit und Ge-
waltfreiheit zu erschüttern; vielmehr hat die Ver-
nichtb arkeit der Menschheit insge samt ihn gerade
darin no ch b estärkt, in ihnen die größte Kraft der
Welt zu sehen . So heißt es in »Non-Violence in Pe a-
ce and War: « »The two oppo sing force s are wholly
different in kind , the one moral and spiritual, the
other physical and material . The one is infinitely su-
perior to the other which by its very nature has and
end . The force of the spirit is ever progre ssive and
endless . «

1 0)

Allmächtig sind demnach nicht die
Atomb omb en, sind nicht Krieg und Kolonialismus .
Allmächtig ist vielmehr Ahimsa, ist S atyagraha, der
Weg der Gewaltfreiheit. Gandhis Weg der Wahr-
heit erneuerte und erneuert die b eiden großen
Künste de s Lebens : ars amandi und ars moriendi .
Weiß Gandhi auch, dass die Leb ens- und Sterb ens-
welt aller Menschen von Gewalt gezeichnet bleibt,
so unterliegen do ch seine Experimente mit der
Wahrheit nicht der Grunderfahrung eines zerstö-
rerischen Weltgerichts . Vielmehr lebte Gandhi sei-
ne schöpferische Geschwisterlichkeit mit den
Elenden und Verachteten, mit den »Verdemütigten
und B eleidigten« (Friedrich Heer) , mit allen Ge-
schöpfen .

1 1 )

In einer Universitätsstadt wie Würzburg erin-
nere ich an das Entsetzen eines Wissenschaftlers .

Ange sichts de s »Mega-To de s« , der Atomb om-
b en auf Hiro shima und Nagasaki, ereilte den B io-
chemiker Erwin Chargaff ein ekelerregender
Schrecken üb er den »Nexu s zwischen Wissen-
schaft und Mord« .

1 2 )

Die diab olische Dialektik zeigt
sich ihm auch in den nationalsozialistischen Au s-
rottungsfabriken : »la science pour tuer« .

1 3 )

Chargaff
fragte , ob die Menschheit gelernt hab e , Einhalt zu
gebieten »diesem schwindelerregenden Taumel« .
Er fragte weiter, ob wir das Recht haben, die »Meis-
ter des Weltalls« zu sein .

Nicht zu dieser Frage gelangte der Physiker Vic-
tor Weisskopf, der von B eginn an in Lo s Alamo s ar-
b eitete . Weisskopf b erichtet in seiner Autobiogra-
phie von seinem Drang, an einer b edeutsamen Ar-
b eit teilzunehmen, von seinem Gefühl de s Stolze s,
an einem einzigartigen, sensationellen Unterneh-
men mitwirken zu können . Zudem hab e sich ihm
die Gelegenheit geb oten, der Welt zu zeigen, wie
kraftvoll, einflu ssreich und pragmatisch die e sote-
rische Wissenschaft der Kernphysik sein könne .
Weisskopf erwähnt den Stolz auf die Leistung der
Wissenschaftler, verschweigt gleichwohl nicht die
b elastende Erkenntnis , dass sie die Verantwortung
trügen für die Herstellung der vernichtendsten
Waffe , die j e ersonnen worden sei . »Wir lebten mit
dem B ewusstsein, dass unsere Arb eit den To d von
mehreren hunderttausend Menschen unter grau-

enhaften Umständen herb eigeführt hatte − in der
gewaltigen Hitze verbrannt und durch Radio aktivi-
tät getötet o der verstümmelt. Wir hatten den er-
hofften Frieden errungen . «

14)

D er Frieden ist ab er gerade nicht erreicht wor-
den, allenfalls ein prekäres Gleichgewicht de s Ter-
rors .

Andrej Sacharow: Nukleare Abrüstung
und die Überwindung des Krieges

Am 1 4 . D ezemb er 1 9 89 ist Andrej S acharow, der Er-
finder der sowj etischen Wasserstoffbombe im Jahr
1 9 5 3 , ge storb en, S acharow ist trotz seiner Verb an-
nung für die notwendige Einsicht eingetreten, dass
ein weltumfassender thermonuklearer Krieg zur
Vernichtung der Menschheit führt, vielleicht sogar
zur Vernichtung allen Lebens auf der Erde .

1 5 )

Als
notwendig sah er eine vollständige nukle are Abrü s-
tung an, wobei im Jahr 1 9 62 sein Vorschlag ange-
nommen wurde , ein Verb ot von Atomwaffenversu-
chen in der Luft, unter Wasser und im Weltraum
auszuarb eiten . Eine Konsequenz dieses Vorschlags
war, dass im Jahr 1 9 6 3 Chruschtschow und Kenne-
dy den »Mo skauer Vertrag« unterzeichneten, den
sogenannten ob erirdischen Atomteststopp-Ver-
trag . Wie der Widerstand leistende sowj etische
Physiker war auch Martin Luther King davon
durchdrungen, dass die Zerstörungskraft mo der-
ner Waffen die Möglichkeit ausschließt, den Krieg
als ein notwendiges Üb el zu sehen . Wenn wir das
Leb en für leb enswert halten und an das Leb ens-
recht j edes Menschen glaub en, dann mü ssen wir ei-
ne Alternative zum Krieg finden .

1 6)

Die Anhäufung und die Weitergab e von Mas-
senvernichtungsmitteln, deren technische Perfek-
tionierung, der potentielle Einsatz durch terroristi-
sche Organisationen, die Anwendb arkeit aller Ar-
ten von konventionellen Waffen auch durch die
Grenzen der Nationalstaaten üb erschreitende kri-
minelle Organisationen stellen ein weiteres B edro-
hungspotential dar. Angesichts dieses auch von
manchen Staaten ausgehenden Terrors sind bilate-
ral abge schlo ssene Verträge zwischen den Regie-
rungen der Vereinigten Staaten von Amerika und
Russland mit einer Verringerung der nuklearen
Sprengköpfe und Trägerraketen einerseits zu b e-
grüßen, andererseits aber auch unzureichend . Sol-
che bilateralen Verträge führen zu einem Nachlas-
sen der Aufmerksamkeit für die Thematik der erd-
weiten nuklearen Rüstungen .

1 7)

1 0) M ahatma Gandhi, Non-Violence in Pe ace and War, Vol . II , Ah-
medab ad 1 9 49 , S . 9 4

1 1 ) Arnold Köp cke-Duttler, Wege des Friedens , Würzburg 1 9 8 6 , S . 4 4

1 2 ) Erwin Chargaff, D as Feuer de s Heraklit, 2 . Aufl . Stuttgart 1 9 8 0 , S .
14

1 3 ) León Bloy, Exégè se des Lieux communs , Paris 1 9 0 2

1 4) Victor Weisskopf, Mein Leb en, München 1 9 9 1 , S . 1 8 3 ; siehe Karl
Lanius , Die ersten Atomb omb en. D ie Motive der b eteiligten Wis-
senschaftler, in : Wissenschaft und Frieden, Heft 1 /2 0 1 0 , S . 2 6

1 5 ) Andrej S acharow, D en Frieden retten ! , Stuttgart/B onn 1 9 8 3 , S . 1 1 9

1 6) M artin Luther King, D er Traum vom Frieden, Gütersloh 1 9 8 3 , S .
3 2

1 7) D er Start-I-Vertrag (Strategic Arms Reduction Talks) , der am 5 . D e-
zemb er 1 9 9 4 in Kraft getreten ist, soll die Zahl der nukle aren
Sprengköpfe und der Trägersysteme b egrenzen (Knut Ip sen, Völ-
kerrecht, 5 . Aufl . München 2 0 0 4 , S . 1 1 5 5 ; s . USA und Ru ssland rüs-
ten weiter ab , in: Neue Zürcher Zeitung v. 2 7./2 8 . M ärz 2 0 1 0 , S . 1 ) .
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York stattfinden wird , sollen weitere Strategien b e-
spro chen und Ideen ausgetauscht werden .

2 0)

Die B ehauptungen der »International Commis-
sion on Nuclear Nonproliferation and Disarma-
ment« , Atomwaffen hätten einen Krieg zwischen
den Großmächten abgeschreckt und würden das
auch weiterhin tun, sie schreckten j eden größeren
Angriff mit konventionellen Waffen ab , j eder grö-
ßere Schritt zur Abrüstung wirke destabilisierend ,
unterwerfen sich dagegen der Logik der Ab schre-
ckung und b eschwören, dass die Zu sammengehö-
rigkeit der Menschheit nur durch den atomaren
Terror herstellb ar sei . Ignoriert wird die men-
schenrechtliche Grunderfahrung, dass Menschen
einander dann gleich sind , wenn e s niemanden
gibt, der Mittel in seinem B esitz hält, die e s ihm er-
laub en, üb er andere Menschen zu herrschen . Nicht
erkannt wird , dass eine Gesellschaft gerecht ist,
weil sie egalitär und in einem sozialen Sinn herr-
schaftsfrei gestaltet ist.

2 1 )

D er Unterwerfung unter
das Diktat der Vergeltung ist deutlich zu widerspre-
chen gerade auch in dem Vorfeld der Überprü-
fungskonferenz für den Nichtverbreitungsvertrag.

Alyn Ware: Nuklearwaffen-Konvention

D as Aufb egehren gegen die B e schränktheit politi-
scher Macht und die Phantasielo sigkeit einer Atom-
waffenpolitik ruft in Erinnerung, dass 1 14 Staaten
gegenwärtig Teil regionaler nukle arwaffenfreier
Zonen sind , in denen der B esitz, die Stationierung
und die Androhung der Anwendung von Atomwaf-
fen verb oten sind . Alyn Ware , Träger de s alternati-
ven Nob elpreises de s Jahre s 2 0 09 , ermutigt zur Ein-
richtung weiterer solchen Zonen in Nordo stasien,
der Arktis und in Zentraleurop a; Schritte dahin sei-
en auch zu einer nuklearwaffenfreien Zone im
Mittleren O sten zu gehen . Ware erinnert auch da-
ran, dass einige Länder b ereits Gesetze verab schie-
det haben, mit denen Atomwaffen flächendeckend
verb oten und kriminalisiert werden . Solche Ermu-
tigung soll die Vorb ereitungskonferenz für eine
Nuklearwaffen-Konvention durchstimmen . Wäh-
rend die ser Konferenz soll e s um Wege zur Etablie-
rung einer atomwaffenfreien Welt gehen, um die
Zusammenarb eit zur B ildung politischer Initiati-
ven für aktuelle Verhandlungen zu einer Nuklear-
waffen-Konvention . D er Zu sammenschluss der
Staaten der nuklearwaffenfreien Zonen ist unb e-
dingt zu stärken im Blick auf die anstehende Üb er-
prüfungskonferenz . So hebt Ware hervor, die An-
kündigung einer Vorb ereitungskonferenz für eine
Nuklearwaffen-Konvention würde Aufsehen erre-
gen und einen B ezugspunkt bilden, »an dem die Zi-
vilge sellschaft alle Regierungen herau sfordern
könnte , sich dem Prozess anzuschließen und tat-

D er Internationale Gerichtshof in D en Haag hat
in seinem Gutachten vom 8 . Juli 1 9 9 6 die generelle
Vereinb arkeit der Drohung mit und des Einsatze s
von Atomwaffen mit dem Völkerrecht und den Re-
geln des menschlichen Rechts gerade nicht be stä-
tigt.

1 8)

Dieser Rechtsgedanke ist heute zu stärken
und in die anstehenden Aktionen einzubringen .

Zu der Vorb ereitung der 8 . Konferenz üb er den
Atomwaffensperrvertrag im M ai 2 0 1 0 in New York
hat sich nicht allein in D eutschland eine weite Ko a-
lition aus Gewerkschaften, Kirchen, Bürgermeis-
tern, Wissenschaft, Friedenswissenschaftlern, Um-
weltb ewegung, Künstlern und der Friedensp äda-
gogen zusammengefunden . Diese Ko alition ist mit
dem Aufruf »Für eine Zukunft ohne Atomwaffen«
an die Öffentlichkeit getreten . Neb en der Unter-
schriftensammlung plant das Bündnis »Für eine Zu-
kunft ohne Atomwaffen« große öffentliche Infor-
mationsveranstaltungen und ein Mediensympo si-
um . D as Bündnis erinnert an j ene s D amokles-
schwert, das sich in dem folgenden S atz verdeut-
licht : »Entweder wir schaffen die Atomwaffen ab
o der diese vernichten den Planeten und die Huma-
nität« (Russell-Einstein-Manife st) .

Alle fünfJahre treffen sich Regierungsvertreter
und − vertreterinnen vieler Staaten der Erde , um
die atomare Lage zu be sprechen . D as vierwöchige
Treffen trägt die Üb erschrift »Üb erprüfungskonfe-
renz de s Atomwaffensperrvertrags« . In dem Nicht-
Weiterverbreitungs-Vertrag (Atomwaffensperr-
Vertrag; Nucle ar Non-Proliferation Tre aty) geht e s
in Art. VI um die Frage , wann und wie die Atomwaf-
fen abgeschafft werden .

1 9)

B ereits im Jahr 1 9 97 ha-
ben die Staaten Co sta Rica und Malaysia den Vor-
schlag verschiedener Friedensorganisationen wie
»Pax Christi« und »International Physicians for the
Prevention of Nuclear War« aufgenommen und in
Form eines Mo dellentwurfs für eine Nuklearwaf-
fenkonvention (Vertrag zur Ab schaffung aller
Atomwaffen) als D okument der Vereinten Natio-
nen offiziell den Unterzeichnerstaaten zukommen
lassen . D azu kam im Jahr 2 0 07 in dieser Richtung
eine neue Anstrengung, b egleitet von »Internatio-
nal Camp aign to Ab olish Nucle ar Weappons«
(ICAN) . Diese Anstrengung wird von üb er 2 0 0
weltweit verbreiteten Organisationen getragen .
Seit dem Jahr 1 9 9 5 hab en sich verschiedene Nicht-
Regierungsorganisationen täglich b ei allen Üb er-
prüfungskonferenzen und auch bei den Vorb erei-
tungskonferenzen getroffen, um die Ab schaffung
der Atomwaffen b ei der Konferenz voranzubrin-
gen . Die se Gruppe nennt sich »Ab olition C aucu s« .
D araus entstand 1 9 9 5 das glob ale Netzwerk »Ab oli-
tion 2 0 0 0« , das alle Organisationen vernetzt, die für
eine atomwaffenfreie Welt arb eiten . Auf der Jahres-
tagung des Netzwerks, die am 8 . Mai 2 0 1 0 in New

1 8) ICJ Rep orts 1 9 9 6 , S . 2 2 6 , 2 4 2 ; Torsten Stein und Christian von
Buttlar, Völkerrecht, 1 2 . Aufl . München/B erlin 2 0 09 , S . 2 8 1

1 9) Knut Ip sen, Völkerrecht, a. a. O . , S . 1 1 4 8 ff. ; zu kernwaffenfreien Zo-
nen eb d . S . 1 1 4 6 f.

2 0) Xanthe H all, Next stop : New York 2 0 1 0 , in : FriedensForum, Heft
2/2 0 1 0 , S . 2 5

2 1 ) Hasso Hofmann, Einführung in die Rechts- und Staatsphilo so-
phie , 2 . Aufl . D armstadt 2 0 0 3 , S . 2 0 5
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sächliche Arb eit zur B eendigung nuklearer Ab-
schreckung, für das Verb ot der Atomwaffen und
zur Errichtung einer nuklearwaffenfreien Welt ein-
zuleiten« .

2 2 )

Nicht allein Regierungen werden aufgefordert,
sich die sem Prozess hinzuzugesellen . Wir hab en
die Antwort auf den Terror des Atomzeitalters zu

Aktionen zivilen Ungehorsams zwar b efürworten,
nicht ab er in den Tagen vor der Großdemonstrati-
on, da die s für die Hunsrücker Initiativen eine zu
große Arb eitsbelastung b edeuten würde , Blo cka-
den durch massiven Polizeieinsatz zudem zu einer
D emobilisierung der Hunsrücker B evölkerung
führen könnten .

2 )

D er Ko ordinierungsausschuss der Friedensb e-
wegung akzeptierte diese Po sition der Hunsrücker
Gruppen . Stattde ssen sollten im Hunsrück unmit-
telb ar nach der Großdemonstration Blo ckaden
durchgeführt werden .

3 )

Auf der Vollversammlung
der FI am 2 2 . August 1 9 8 6 in B ell wurde die Ab sage
von Blo ckaden im Zusammenhang mit der Großde-
monstration von den Vertretern der Hunsrücker
Friedensb ewegung no chmals b estätigt.

4)

Dies blieb allerdings nicht ohne Widerspruch .
Sowohl in der bundesweiten Friedensb ewegung
als auch bei einigen Friedensgruppen vor Ort stieß
dies auf Unverständnis .

5 )

So stellte der Kreisver-
b and Rhein-Hunsrück der Grünen einen Antrag
auf Genehmigung von Aktionen zivilen Ungehor-
sams, und deren friedenspolitischer Sprecher Axel
Weirich (Kirchb erg) kritisierte in Leserbriefen die
Entscheidung, keine Blo ckaden durchzuführen :
»Also werden wir im Hunsrück weiterhin für den
Frieden beten und Kreuze aufstellen und darauf
hoffen, daß sich die Militaristen davon b eeindru-
cken lassen . «

6)

Die erste Blockade

Am 2 0 . und 2 1 . Novemb er 1 9 8 6 , fünf Wo chen nach
der erfolgreichen Großdemonstration mit über
1 8 0 . 0 0 0 Teilnehmern, kam es zur ersten Blo ckade
de s Stationierungsgelände s b ei Hasselb ach . D as

er Hunsrück war in den achtziger Jahren
des vergangenen Jahrhunderts ein wichti-

ger Kristallisationspunkt für die bunde sdeutsche
Friedensb ewegung. D enn in der Nähe von Hassel-
b ach wurden als Folge de s Nato-D oppelb eschlu s-
ses Cruise s Missiles stationiert. 9 6 sollten es insge-
samt werden, nach umfangreichen B aumaßnah-
men trafen 1 9 8 6 die ersten Raketen auf der B asis
ein . D agegen erhob sich ein Protest, der weite Teile
der Hunsrücker B evölkerung erfasste . Die se Zeit
war geprägt von Mahnwachen, D emonstrationen,
Friedensgeb eten, O stermärschen und Wider-
standscamp s . Eine für den Hunsrück bis dahin un-
b ekannte Prote stform waren die Sitzblockaden vor
den Toren des Stationierungsgelände s, mit denen
die Stationierung der M arschflugkörper b ehindert
werden sollte . Die se Aktionen zivilen Ungehor-
sams waren nicht nur in der B evölkerung umstrit-
ten, sie sorgten auch in der Friedensb ewegung für
Diskussionen . Die juristischen Folgen dieser Sitzb-
lockaden führten sogar bis zum Bundesverfas-
sungsgericht.

Zeitpunkt der Blockaden
in der Friedensbewegung umstritten

Im Januar 1 9 8 6 b e schlo ss der Ko ordinierungsau s-
schuss der bunde sweiten Friedensb ewegung, im
Herb st 1 9 8 6 zu einer Großdemonstration am Sta-
tionierungsort der Cruise Missile s in Hasselb ach
einzuladen . Die s wurde vom »Großen Ratschlag«
der Friedensbewegung im Febru ar 1 9 8 6 in B onn
b estätigt.

1 )

Innerhalb der Friedensb ewegung gab es
dab ei Üb erlegungen, am Rande die ser Großde-
monstration, die am 1 1 . Oktob er 1 9 8 6 stattfinden
sollte , auch Blo ckadeaktionen durchzuführen . Die
D elegierten der Friedensinitiative (FI) Rhein-
Hunsrück-Mo sel-Nahe machten ab er in der Sitzung
in B onn deutlich , dass sie Blo ckaden und andere

geb en und sind verantwortlich für die Stärkung de s
Rechts der Menschheit, auf einer Erde ohne atoma-
re und andere Vernichtungsmittel zu leb en .

Prof. Dr. Arnold Köpcke-Duttler ist Rech tsanwalt
und Diplo m-Pädagoge so wie Mitglied in der DFG-
VK. Den h ier veröffen tlich ten Text ha t er als Rede
bei der Ostmarsch-Kundgebung am 3. April 201 0
in Würzburg gehalten.

2 2 ) Alyn Ware , Weg zur nuklearen Abrüstung . Von der Vision zur Re a-
lität, in: Wissenschaft und Frieden, Heft 1 /2 0 1 0 , S . 5

Dieter Junker

Ziviler Ungehorsam im Hunsrück
Die Hasselb ach-Blockaden der Friedensbewegung und ihre Folgen

1 ) Graswurzelrevolution M ärz 1 9 8 6 , S . 4

2 ) Hunsrück-Forum 1 4/ 1 9 8 6 , S . 3

3) Graswurzelrevolution D ezemb er/J anuar 1 9 8 6/87, S . 2 2

4) eb d . , S . 3

5 ) Graswurzelrevolution Mai 1 9 8 6 , S . 7

6) Graswurzelrevolution Septemb er 1 9 8 6 , S . 5
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I I I +I V/ 2 01 0

D atum war bewu sst gewählt, denn es war der dritte
Jahrestag de s Stationierungsb eschlusse s durch
den D eutschen Bundestag.

Aufgerufen zu die ser Blo ckade hatten verschie-
dene Gruppen, so unter anderem die Initiative
»Kirche von Unten« , mehrere Fraueninitiativen
und die Bunde skonferenz unabhängiger Friedens-
gruppen . Zu den prominenten Unterzeichnern de s
Aufrufes gehörten die Politiker Gert B astian und
Petra Kelly, die Theologin D orothee Sölle , der
Theologe Helmut Gollwitzer, der Liedermacher
Franz-Jo sef D egenhardt sowie der Psycho analyti-
ker Horst-Eb erhard Richter. Im Aufruf hieß es , die
zweitägige Blo ckade sollte »ein leb endiges Zeichen
gegen die geplante Stationierung von 9 6 Cruise-
Missiles-Raketen« setzen . Auch die Grünen und die
FI Rhein-Hunsrück-Mo sel-Nahe schlo ssen sich
dem Aufruf an . Von anderen Parteien, auch der
SPD , wurden die geplanten Blo ckaden allerdings
kritisiert und abgelehnt.

7)

Für die Hunsrücker Friedensbewegung b edeu-
tete die Blo ckade schon im Vorfeld wie auch wäh-
rend der b eiden Aktionstage viel Arb eit. So wurde
das B eller Gemeindehaus zur zentralen Anlaufstel-
le für die Teilnehmer, ab er auch für Interessierte
o der Journalisten . Im Friedensbüro in Kastellaun
gab e s ein Kontakttelefon, Üb ernachtungen wur-
den im Vorfeld organisiert, eine Pre ssegruppe ge-
bildet.

8)

Jeweils üb er 2 0 0 D emonstranten blo ckierten
an den b eiden Tagen die vier Zugangstore zum Sta-
tionierungsgelände .

9)

Ein Eingang am B eller B ahn-
hof wurde als »Frauentor« von den Frauengruppen
blo ckiert. D ie Polizei räumte immer wieder die To-
re . An diesen b eiden Tagen konnte dadurch der
B au stellenverkehr nur sto ckend und vereinzelnd
das Gelände b efahren .

1 0)

Insge samt gab e s zwölf
Räumungen durch die Polizei, von 1 5 9 Personen
werden die Personalien erfasst, darunter auch
rund 5 0 Hunsrücker, außerdem gab e s 1 6 Festnah-
men .

1 1 )

Wie 1 9 8 7 der rheinland-pfälzische Innenmi-
nister im Landtag erklärte , wurden alle Blo ckade-
teilnehmer, gegen die ein Ermittlungsverfahren
eingeleitet wurde , im zentralen Aktener-
schließungssystem (PIO S) des Bundeskriminalam-
te s gespeichert.

1 2)

Die zweite Blockade im Mai 1987

Nur ein halb e s Jahr nach der ersten Blo ckade wur-
de das Stationierungsgelände am 2 8 . und 2 9 . M ai

1 9 8 7 erneut blo ckiert. Auch hier riefen neb en den
Friedensgruppen erneut Prominente zur Teilnah-
me auf, so b eispielsweise der Zukunftsforscher Ro-
b ert Jungk, die S ängerin Katj a Eb stein und der Frie-
densforscher Alfred Mechtersheimer.

Die Blo ckade stieß am ersten Tag, e s war Christi
Himmelfahrt, auf großes Interesse . Etwa 5 0 0 Men-
schen kamen nach Hasselb ach, rund 1 0 0 von ihnen
blo ckierten die B asis . Am zweiten Tag wurde das
Stationierungsgelände eb enfalls von rund 1 0 0 D e-
monstranten blo ckiert. Die Polizei räumte wiede-
rum mehrmals , von 45 Teilnehmern wurden die
Personalien erfasst. An der Blo ckade nahmen unter
anderem auch die neugewählte Fraktion »Die Grü-
nen« im rheinland-pfälzischen Landtag sowie die
M ainzer Theologin Luise Schottroff teil .

1 3 )

Erstmals leitete nach die ser Blo ckade die Staats-
anwaltschaft Ermittlungsverfahren gegen die 1 0 5
Unterzeichner des Aufrufs zur dieser Blo ckade ein
wegen »Aufrufs zu strafb aren Handlungen« ( § 1 1 1
StGB) . Als Reaktion darauf unterschrieb en fast 60 0
Menschen einen generellen Aufruf zum Blo ckie-
ren .

1 4)

Ermittlungen wurden auch von der B onner
Staatsanwaltschaft eingeleitet, da der Aufruf in
B onn veröffentlicht wurde .

1 5 )

In diesem Zusam-
menhang wurde zudem das Büro de s B onner Frie-
densplenums von der Polizei durchsucht.

1 6)

Dritte Blockade bei den »Gewaltfreien
Aktionstagen im Hunsrück«

Die dritte und letzte Blo ckade de s Stationierungs-
geländes b ei Hasselb ach war Anfang Oktober 1 9 87.
Vom 2 . bis 8 . Oktob er wurde dab ei ein Tor blo-
ckiert, am 9 . und 1 0 . Oktob er kam e s zur To-
talblockade der B asis . Die Aktion war eingeb ettet
in die » Gewaltfreien Aktionstage im Hunsrück« .

Die amerikanische Armee hatte während der
zweitägigen Totalblockade die B asis offiziell ge-
schlo ssen . Die Polizei nahm lediglich zwei Perso-
nen fe st, als zwei amerikanische Soldaten das Ge-
lände betreten wollten und de swegen das Tor von
der Polizei geräumt wurde .

1 7)

Die Aktionen endeten
am 1 1 . Oktob er mit einer Kundgebung auf dem B el-
ler Marktplatz, an der rund 70 0 Menschen teilnah-
men .

1 8)

Wie schon b ei der zweiten Blo ckade leitete
auch hier die Staatsanwaltschaft erneut Ermittlun-
gen gegen die Unterzeichner de s Aufrufs ein . Zu
den prominenten Unterstützern gehörten die smal
mehrere rheinland-pfälzische Landtagsabgeordne-
te .

7) Hunsrücker Zeitung vom 1 5 ./ 1 6 . Novemb er 1 9 8 6

8) Informationsblatt der Vorb ereitungsgruppe zur Blo ckade am
2 0 ./2 1 . Novemb er 1 9 8 6

9) Tageszeitung vom 2 2 . Novemb er 1 9 8 6

1 0) Tageszeitung vom 2 1 . Novemb er 1 9 8 6 , auch andere Medien und
Pre ssemitteilungen der Friedensb ewegung

1 1 ) Hunsrücker Zeitung vom 2 2 ./2 3 . Novemb er 1 9 8 6

1 2 ) Antwort auf die Kleine Anfrage MdL Prof. Dr. Gernot Rotter vom
1 1 . August 1 9 87 (Drucksache 1 1 / 1 9 5 )

1 3) Tage szeitung vom 2 9 . Mai 1 9 87

1 4) Gemeinsame Pressemitteilung von B onner Friedensplenum und
Friedensbüro Hunsrück vom 1 1 . März 1 9 8 8

1 5 ) Frankfurter Rundschau vom 2 8 . August 1 9 87

1 6) Tage szeitung vom 14 . Juli 1 9 87

1 7) Tage szeitung vom 1 2 . Novemb er 1 9 87

1 8) D er Weg 45/ 1 9 87

27/ 28

Zi
vi

le
r

U
n

g
e

h
or

sa
m



Die Prozesse beginnen

Am 8 . April 1 9 87 war vor dem Amtsgericht in Sim-
mern der erste Blo ckade-Prozess gegen drei Pfarrer
und eine Sozialp ädagogin . E s war der Auftakt zu ei-
ner j ahrelangen Proze sslawine . Die erste Verhand-
lung mu sste aufgrund des großen B esu-
cherandrangs in die Hunsrückhalle in Simmern
verlegt werden . Die Anklage lautete auf Nötigung .

Die Angeklagten nutzten bei den Prozessen die
Gelegenheit, in persönlichen B eiträgen und Vertei-
digungsreden ihre B eweggründe für die Sitzblo-
ckaden zu erläutern . So fragte der B eller Pfarrer
Karl-Augu st D ahl, der im ersten Prozess angeklagt
war, den Richter: »Ist eine Sitzdemonstration, die ,
vorher angekündigt, den B aufirmen, der B austel-
lenleitung, den Ordnungskräften der Polizei, Gele-
genheit gibt, sich auf die se D emonstration einzu-
stellen − und eb enso natürlich den b etroffenen Mi-
litärdienststellen − ist eine solche Sitzdemonstrati-
on wirklich in erhöhtem Maße sittlich zu missbilli-
gen?« Und er fügte sp äter hinzu : »Für einige Minu-
ten die sen Wahnsinn (Anm . des Autors : Gemeint
war die Aufrüstung) aufgehalten zu hab en? D as soll
verwerflich sein?«

1 9)

Am Ende wurden die vier Angeklagten, wie
dann in den folgenden Verfahren auch alle weite-
ren Blockierer, vom Amtsgericht in Simmern zu
Geldstrafen wegen einer »verwerflichen Nöti-
gung« nach § 2 4 0 StGB verurteilt, in der Regel zu 3 0
Tagessätzen

2 0)

, was damit dem Monatsverdienst der
Angeklagten entsprach. Nach Ansicht des Gerich-
tes wurden Autofahrer, Arb eiter und B edienstete
der Nato-B asis durch die Blo ckierer in ihrer Arb eit
b ehindert und so genötigt, etwas zu tun, was sie
nicht wollten .

2 1 )

Freisprüche in B ad Kreuznach

D a die Angeklagten gegen diese Urteile Wider-
spruch einlegten, kam es in B ad Kreuznach ab dem
2 0 . Juli 1 9 87 vor dem Landgericht zu zahlreichen
B erufungsverhandlungen . Anders als in Simmern
konnte die dortige Kleine Strafkammer keine ver-
werfliche Nötigung in den Sitzblo ckaden erken-
nen, sie sprach die Angeklagten frei und hob die
erstinstanzliche Verurteilung wieder auf. D as Ge-
richt verurteilte die Blo ckierer lediglich zu Geldbu-
ßen wegen Verstoße s gegen die Straßenverkehrs-
ordnung.

2 2)

In seiner Urteilsbegründung wertete das Ge-
richt die Sitzblo ckaden nicht als Nötigung, son-
dern als Ordnungswidrigkeit. D afür verhängte das
Landgericht Geldbußen zwischen 5 0 und 1 0 0

Mark. D er Richter b etonte , im Verhalten der Ange-
klagten sei »nichts Verwerfliches« zu erkennen, e s
handele sich um »eine Meinungsäußerung. «

2 3 )

Erneute Verurteilung in Koblenz und
Mainz

Die se Freisprüche vor dem Landgericht in B ad
Kreuznach wurden im Herb st vom Ersten Strafse-
nat des Ob erlandesgerichts in Koblenz wieder auf-
gehob en . Anders als die Richter in B ad Kreuznach
sahen die Juristen in Koblenz den Tatbe stand der
Nötigung wieder als erfüllt an . D as OLG folgte da-
mit in seinen Urteilen der Rechtsprechung de s
Bundesgerichtshofes . D er Senat b ekräftigte zu-
dem, dass es nicht Aufgabe de s Gerichte s sei, politi-
sche Motive zu würdigen .

2 4)

D as OLG verwies die
Verfahren an das Landgericht in Mainz, wo über
das endgültige Strafmaß entschieden werden soll-
te .

In Mainz wurden dann ab dem 1 5 . Juli 1 9 8 8 die
Urteile aus der ersten Instanz be stätigt und die
Hunsrück-Blockierer zu Geldstrafen wegen Nöti-
gung verurteilt. Einige der Verurteilten, die sich
weigerten, diese Geldstrafen zu zahlen, saßen ihre
Strafen im Gefängnis ab .

2 5 )

Auch Aufrufe sind strafb ar

Zu einem Novum vor deutschen Gerichten kam e s
am 6 . Januar 1 9 8 8 im Amtsgericht in Simmern .

2 6)

Erstmals verurteilte ein Gericht einen Unterzeich-
ner eines Aufrufs zur Blo ckade zu einer Geldstrafe
wegen § 1 1 1 StGB (Aufforderung zu einer B ege-
hung von Straftaten) . Auch hier folgten mehrere
Prozesse in Simmern und sp äter dann in B ad Kreuz-
nach . D abei wurden die Angeklagten in der Regel
zu höheren Strafen verurteilt als die Sitzblo ckierer
in ihren Verfahren . Angeklagt waren auch zahlrei-
che prominente Unterzeichner, so der Schriftstel-
ler B ernt Engelmann, die S ängerin Katj a Eb stein,
der Zukunftsforscher Rob ert Jungk, die Theologin
Luise Schottroff, der Ho chschullehrer Profe ssor
O ssip K. Flechtheim und mehrere Abgeordnete .

Verhandlungen wegen des Aufrufs zu den Blo-
ckaden gibt es zudem vor dem Amtsgericht B onn,
da die Aufrufe von Büro de s Ko ordinierungsau s-
schusse s der Friedensb ewegung verbreitet wur-
den . Hier gab e s sowohl Freisprüche als auch Verur-
teilungen . Die Revisionsverhandlungen dazu fan-
den vor dem Landgericht B onn statt.

2 7)

In M ainz vor
dem Landgericht wurden eb enfalls Revisionsver-

1 9) Extra-Ausgab e Hunsrück-Forum zu den Blo ckade-Prozessen. o .J . ,
S . 1 7

2 0) Ein Tagessatz ist 1 /3 0 de s monatlichen Verdienstes .

2 1 ) Hunsrücker Zeitung vom 9 . April 1 9 87, Tageszeitung vom 1 0 . Ap-
ril 1 9 87

2 2 ) Hunsrücker Zeitung vom 2 1 . Juli 1 9 87

2 3) Tageszeitung vom 2 1 . Juli 1 9 87

2 4) Tageszeitung vom 3 0 . Oktob er 1 9 8 7

2 5 ) D ie D auer der H aft war dab ei von der Höhe der Geldstrafe abhän-
gig . Ein Tagessatz entsprach einem Tag Haft.

2 6) Tageszeitung vom 7. Janu ar 1 9 8 8 , Pressemitteilung des Ko ordinie-
rungsau sschusse s der Friedensb ewegung vom 5 . Janu ar 1 9 8 8

2 7) FI Rhein-Hunsrück-Nahe-Mo sel (Hrsg .) , Friedensinformationen
Nr. 3 6 , Oktob er 1 9 8 8 , S . 7
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fahren wegen der Unterzeichnung des Aufrufs zu
den Blo ckaden verhandelt.

2 8)

Karlsruhe entscheidet neu

Am 1 0 . Januar 1 9 9 5 , zu einer Zeit, als die Cruise Mis-
sile s längst aus dem Hunsrück abgezogen waren,
revidierte das Bunde sverfassungsgericht in Karls-
ruhe seine bisherige Rechtsprechung b ei der B eur-
teilung von Sitzblo ckaden, nicht zuletzt vor dem
Hintergrund unterschiedlicher Urteile der Gerich-
te in D eutschland . So waren b eispielsweise Land-
wirte , die in Koblenz die Straßen blo ckierten, eb en-
so straffrei geblieb en wie Stahlarb eiter in Duis-
burg-Rheinhausen b ei einer Straßenblo ckade o der
Lkw-Fahrer, die einen deutsch-ö sterreichischen
Grenzüb ergang blo ckierten, während die Sitzbloc-
kierer vor den militärischen Anlagen in der Regel
verurteilt wurden .

D er 1 . Senat de s Bunde sverfassungsgerichte s
fasste an diesem Tag mit knapper Mehrheit im Zu-
sammenhang mit einer Sitzblo ckade in Mutlangen
die Entscheidung: »Die erweiterte Auslegung de s
Gewaltb egriffs in § 2 4 0 Ab s . 1 StGB im Zusammen-
hang mit Sitzdemonstrationen verstößt gegen Art.
1 0 3 Ab s . 2 GG . « D as heißt, bei gewaltfreien Sitzblo-
ckaden ist das Kriterium der Gewalt nicht erfüllt.
D er grundge setzlich verbürgte B estimmheits-
grundsatz in Artikel 1 0 3 GG sei durch die Urteile
verletzt worden . D anach können unter anderem
Sitzblo ckaden nicht mehr als Nötigung im Sinne
von § 2 4 0 StGB b estraft werden .

Dies brachte wieder B ewegung in die juristi-
sche B ewertung der Sitzblo ckaden . In der Folge
wurden no ch nicht abge schlo ssene Verfahren ein-
gestellt o der endeten mit Freispruch . Zahlreiche
Verfahren, in denen es zu Verurteilungen gekom-
men war, wurden wiederaufgenommen o der wur-
den von Amts wegen wieder aufgenommen und
führten zu Freisprüchen .

D er rheinland-pfälzische Ju stizminister Peter
Caesar (FDP) betonte 1 9 9 5 im Landtag, dass alle
Teilnehmer von Sitzblo ckaden, die verurteilt wur-
den, voll rehabilitiert werden müssten . Er wies da-
her die Staatsanwaltschaften im Land an, sämtliche
Verurteilungen ohne neue Hauptverhandlung ei-
nem Freispruch zuzuführen . D er rheinland-pfälzi-

sche Justizminister Peter C ae sar, FDP, sagt am 2 4 .
M ärz 1 9 9 5 im M ainzer Landtag: »Nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts hab en sie
sich nicht strafb ar gemacht. «

2 9)

Juristische Bilanz

In Rheinland-Pfalz wurden aufgrund von Sitzblo-
ckaden, zu denen auch die Blo ckaden 1 9 8 6/87 in
Hasselb ach gehörten, zwischen 1 9 8 3 und 1 9 89 ins-
gesamt 8 1 8 Personen wegen Verstoßes gegen § 2 4 0
StGB rechtskräftig verurteilt. Laut rheinland-pfälzi-
schem Justizministerium wurden in den Jahren
1 9 8 3 bis 1 9 89 gegen insgesamt 1 . 14 8 Personen in
Rheinland-Pfalz Ermittlungsverfahren wegen Nöti-
gung eingeleitet, darunter gegen 2 2 1 Personen b ei
der Staatsanwaltschaft B ad Kreuznach, die für Has-
selb ach zuständig war. In genau 1 0 0 0 Fällen wur-
den, ganz üb erwiegend mit Strafb efehlsantrag,
ab er auch mit Anklageschriften die Gerichte im
Land befasst. Neb en den 8 1 8 Verurteilungen bzw.
rechtskräftigen Strafbefehlen kam es zu 76 Frei-
sprüchen und zu 8 7 gerichtlichen Einstellungen,
vorwiegend nach den § § 1 5 3 , 1 5 3 a der StPO wegen
geringer Schuld mit o der ohne Geldauflage .

3 0)

Drei Jahre nach dem Urteil des Bunde sverfas-
sungsgerichtes waren die Wiederaufnahmeverfah-
ren abgeschlo ssen . In den Fällen, in denen die Ge-
richte die Wiederaufnahme abgelehnt hatten, hat-
te Ju stizminister Peter C ae sar die Staatsanwalt-
schaften geb eten, im Wege einer Gnadenentschei-
dung im Einzelfall die Geldstrafe , die Verfahrens-
ko sten und notwendige Auslagen zurückzuzahlen .
Nach Angab en de s rheinland-pfälzischen Ju stizmi-
nisteriums wurden insgesamt üb er 8 0 0 . 0 0 0 Mark
zurückerstattet.

3 1 )

D etaillierte Zahlen für die Blo-
ckaden in Hasselb ach liegen nicht vor.

DieterJunker, Dipl. -Soziologe undfreierJo urnalist
ha t diesen Text als Begleitheft zu einer So ndera us-
stellung über die Hunsrück-Blockaden der Frie-
densbewegung verfasst. Die A usstellung ist bis Ap-
ril im Ha us der regio nalen Gesch ich te a ufder Un-
terburg in Kastella un (Hunsrück) zu sehen.

2 8) Tageszeitung vom 2 5 . Januar 1 9 9 0

2 9) Rhein-Zeitung vom 2 5 ./2 6 . M ärz 1 9 9 5 , Landtagsprotokoll 1 2 .
Wahlp erio de , 1 0 6 . Sitzung, S . 8 2 4 0 ff.

3 0) Landtagsprotokoll 1 2 . Wahlp erio de , 1 0 6 . Sitzung, S . 8 2 3 8 ff.

3 1 ) B ericht der Landesregierung im Rechtsau sschuss de s rheinland-
pfälzischen Landtags vom 1 2 . Juni 1 9 9 8 (Vorlage 1 3/2 0 39)

27/ 28
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ls mich Claudia Roth zu ihrem Parteitag in
meiner Stadt eingeladen hat, habe ich M a-

rianne Fritzen im Wendland gefragt : Was soll ich sa-
gen? Sie hat geantwortet : »Erinnere sie an ihre Wur-
zeln ! « Ich werde es versuchen .

Zu die sem Zweck greife ich einen S atz auf, den
ein Sprecher der Bürgerinitiative Lüchow-D annen-
b erg am vorletzten Wo chenende in irgendein Mik-
ro ge spro chen hat. »Jetzt sind wir in der Mitte der
Ge sellschaft angekommen . «

Diese Aussage wurde dann wie üblich auf allen
Kanälen tagelang wiederholt, und p assenderweise
trat zur selb en Zeit in irgendeiner Talkshow eine
D emonstrantin au s Stuttgart auf, die ge stand , dass
sie , obwohl normalerweise CDU-Wählerin, sich
diesmal im Schlo ssgarten dem Wasserwerfer au s-
ge setzt hab e . Offenb ar ein leb endiger B eweis für
die These : Jetzt sind wir in der Mitte der Ge sell-
schaft angekommen .

Ich hab e mich gefragt : Wo kam sie denn eigent-
lich her, diese Anti-AKW-B ewegung, dass sie einen
derart weiten Weg in die Mitte der Ge sellschaft zu-
rücklegen musste ?

In meiner Erinnerung kam nämlich das , was
wir »Anti-AKW-B ewegung« nennen, aus der Mitte
der Gesellschaft, und zwar fast zeitgleich in ganz
Westeurop a und in den USA. D as war doch die
Pointe der Ge schichte , dass die regierende CDU in
B aden-Württemb erg einen Teil ihrer »ange stamm-
ten« Klientel an die Bürgerinitiativen verlor und
nicht wusste , wie ihr ge schah .

Die Organisationsform »Bürgerinitiative« war
zunächst schwer zu b egreifen . Politik machen mit
nur einem einzigen Thema! Sich organisieren quer
zu sämtlichen Parteien, zu den Alterskohorten, zu
den sozialen Schichten ! Sich wild wuchernd weit-
hin vernetzen, auch üb er die nationalen Grenzen
hinweg !

Heute , scheint mir, hat sich das Konzept Bür-
gerinitiative als ein komplementäre s Element in
unserer Parteiendemokratie etabliert.

Die Orte der Au seinandersetzung waren zu-
nächst die D örfer, die sich die Atomindustrie als
Standorte au sge sucht hatte . D ort entwickelten die
Bürgerinitiativen ihr Konzept der zivilen Verteidi-
gung, oder wie e s 1 974 in Wyhl wörtlich hieß, den
gewaltfreien Widerstand »gegen die Gewalt, die
uns mit die sen Unternehmen angetan wird« . (In
Brokdorf wurde dann zwei Jahre sp äter diese »Ers-
te Erklärung der 2 1 Bürgerinitiativen an die b a-
disch-elsässische B evölkerung« im Wortlaut üb er-
nommen) .

Was neu war: Auf den b e setzten Plätzen in Marc-
kolsheim, Wyhl o der Kaiseraugst trafen sich nicht
mehr nur die üblichen Verdächtigen au s der linken
Szene , auf die sich Polizei und Ju stiz längst einge-
scho ssen hatten, vielmehr kamen dort Leute zu-
sammen, die eigentlich gar nicht zusammen gehör-
ten, de shalb ging e s j a auch in Wyhl viel lustiger zu
als b ei den Parteimeetings der Mo skau- o der der Pe-
king-Kommunisten .

Im Freundschaftshaus auf dem be setzten Platz
in Wyhl trafen Winzergeno ssen und katholische
Landfrauen auf eine Jugendgruppe der IG Metall
aus NRW o der auf die Stuttgarter Gewerk-
schaftsoppo sition b ei D aimler (»Plakatgruppe»)
mit Willi Ho ss und Peter Grohmann, e s trafen sich
evangelische Pfadfinderinnen aus Heidelb erg mit
bündischen Jungs aus Hamburg und Grauen Pan-
thern aus Westb erlin, es kamen denkende Sozialde-
mokraten, die sich gerade mit Erhard Eppler gegen
den Atompolitiker Helmut Schmidt aufrichteten,
es kamen die Religiö sen von den Anthropo sophen
bis zu den Zen-Buddhisten, dazwischen Linkska-
tholiken, Pfingstler, B asisgemeinden, ortho doxe
Russen, reformierte Juden, laizistische Iraner, syn-
kretistische und tolerante Brasilianerinnen, e s ka-
men deutsche Männergesangsvereine , franzö si-
sche Feministinnen, geoutete Schwule , heimliche
Hetero s , Spontis , M aoisten, Trotzkisten, Anarchis-
ten, Ornithologen, Vegetarier, Verteidiger des SED-
Regime s , die ab surderweise auf volkseigene Atom-
kraftwerke vom Typ Tschernobyl setzten, e s kamen
Leute vom Schwarzwaldverein, von den Vo sge s
Trotter Colmar, von der Skizunft Brend , es kamen
Pazifisten, Reserveoffiziere und die Schnap snasen
aus Web ers Weinstub en, e s kamen alte Leute , die ih-
re Ideen vom Naturschutz au s der nationalsozialis-
tischen Erziehung mitbrachten, es kamen kritische
Architekten, Mediziner, Pädagogen, Journalisten,
fru strierte Orche stermu siker, grüb elnde Polizis-
ten, und sie trafen auf den Apotheker vom Kaiser-
stuhl, den Schmied , den Schreiner, die Ärztin, die
Chemikerin, den Müller, den Fischereimeister, den
Tab akb auer, die Winzerinnen, die Lehrer, die Pfar-
rer, und sie trafen Werner Mildebrath , den Elektri-
ker aus S asb ach, der schon 1 975/76 den Leuten sei-
ne Sonnenkollektoren aufs D ach setzte , denn die
Bürgerinitiativen arbeiteten schon damals an er-
neuerb aren Energien, und sie organisierten 1 976
die Sonnentage von Sasb ach, als die Stuttgarter Re-
gierung no ch einfältig und doktrinär an das Perpe-
tuum Mobile namens Atomkraft glaubten .

Walter Mossmann

In der Mitte angekommen
Rede beim Grünen-Parteitag im November 2 010
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D as Wort »Vorläufer«
bringt mich auf die Palme

Wenn ich heute die Herren Sö der und Röttgen hö-
re , wie sie sich brüsten mit ihrer Revolutionierung
der Energieversorgung zugunsten der Erneuerb a-
ren, dann denke ich: Schweigt Ihr do ch lieb er fein
stille und pilgert hinaus nach S asb ach zu Werner
Mildebrath und versucht, ihm das Bunde sver-
dienstkreuz anzudrehen, vielleicht nimmt er es an .

In der taz las ich dann ge stern diesen zauberhaft
ahnungslo sen S atz : »Wenige Kilometer weiter (von
Freiburg aus ge sehen) , in dem Örtchen Wyhl, einte
in den 70 er Jahren der Widerstand gegen ein ge-
plante s Atomkraftwerk eine breite Front Bürgerb e-
wegter − einer der Vorläufer der Grünen entstand . »

Abge sehen davon, dass das »Örtchen« Wyhl viel-
leicht etwas zu klein gewe sen wäre für die »breite
Front Bürgerb ewegter« , die e s damals im Dreyeck-
land mit einem halb en Dutzend Atomanlagen zu
tun hatte , mal abgesehen also von dieser eher
spitzwegerischen Phantasie der taz − das Wort »Vor-
läufer« bringt mich auf die Palme . Die B adisch-El-
sässischen Bürgerinitiativen als Vorläufer, quasi
wie Johannes der Täufer mit dem üb erlangen Zei-
gefinger hinweisend auf die eigentliche Verhei-
ßung, die Partei Bündnis9 0/Die Grünen . D erartige
Hagiografie (die Darstellung des Lebens vo n Heili-
gen − A nm. d. Red.) ist mir vollkommen zuwider.

Mir scheint, die Bürgerinitiativen waren keine
Vorläufer der Grünen, sondern die grünen Partei-
en in Europ a waren eine der zwangsläufigen Fol-
gen der Anti-AKW-B ewegung. Eine Folge unter vie-
len anderen, denn das Neue D enken, das wir unter
der Chiffre »ökologisch« fassen, hat seither in alle
B ereiche der Gesellschaft hineingewirkt, selb stver-
ständlich auch in die anderen Parteien, übrigens
auch in die Parteib asis der CDU, das musste schon
der Vorläufer von Stefan Mappus , der damalige Mi-
nisterpräsident Hans Karl Filbinger, erleb en .

Umso grote sker, wenn heute immer no ch die
Regierungen in Stuttgart o der B erlin vor die Presse
treten und mit dem Untergang de s Abendlande s
drohen, falls ihre Großproj ekte nicht akzeptiert
würden . D as Wort »Großproj ekt« wird dab ei ohne
j ede s weitere Attribut gebraucht, als ob schon al-
lein die schiere Größe ein Garant für B edeutung
und Nutzen wäre .

Ich geb e zu , Wyhl ist ein vergleichsweise klei-
nes Großproj ekt gewesen, aber e s war damals j a
auch nur ein Mo saikstein, Teil eines wirklich flä-
chendeckenden Großproj ektes . Hier am Ob er-
rhein sollte ein neues Ruhrgebiet entstehen, b asie-
rend auf der unermesslichen Energiepro duktion
einer »Perlenkette von Atomkraftwerken am
Rhein« .

1 972 brachte der Club of Rome »Die Grenzen
des Wachstums« heraus , und im selb en Jahr veröf-
fentlichte der Staatsanzeiger B aden-Württemb erg
einen Text, der alle technokratischen Tabula-rasa-

Fantasien, die wir bisher kannten, b ei weitem üb er-
traf: » . . . rückt nämlich die EWG no ch näher zusam-
men, was allgemein erwartet wird , so wird das
Rheintal zwischen B asel und Frankfurt die Wirt-
schaftsachse überhaupt werden . Ob dann no ch
Platz für den Umweltschutz ist, mu ss bezweifelt
werden . S achverständige Leute sind de shalb der
Ansicht, die Eb ene solle für gewerbliche und in-
du strielle Nutzung freigegeben werden, während
die Funktionen Wohnen und Erholung in die Vor-
b ergzone und in den Seitentälern angesiedelt wer-
den sollen . «

Selten hab e ich eine Technokratenpro sa gele-
sen, die den eigentümlichen Irrsinn dieser Spezie s
so unverblümt auszudrücken in der Lage war. Ich
le se den Text nicht nur als einen gewalttätigen und
biedermännisch elitären (die hö chste Instanz sind
die »sachverständigen Leute« − wer wohl?) , son-
dern auch als eine hoffnungslo s veraltete Industrie-
Vision, schlechtes neunzehntes Jahrhundert, rück-
wärtsgewandte Utopie . Und dann die Stuttgarter
Progno se : »Kein Platz mehr für Umweltschutz« −
man schrieb das Jahr 1 972 !

Die Antwort auf diese B edrohung war dann die
Gründung der Fö deration der 2 1 B adisch-Elsässi-
schen Bürgerinitiativen und der Gewaltfreien Akti-
on Kaiseraugst (GAK) . Allein in den Jahren 1 974
und 1 975 stoppte das Netzwerk der Bürgerinitiati-
ven an drei Orten im Dreyeckland den B au von
zwei Atomkraftwerken in Wyhl (D) und Kaiser-
augst (CH) und einem Bleichemiewerk in Marc-
kolsheim (F) , d . h . drei ho chgerüstete Indu strie staa-
ten mussten vor die sem neuartigen gewaltfreien
Widerstand zurückweichen . D ass das scheinb ar
Unmögliche möglich ist, das war dann in der Folge
die ermutigende B otschaft von Wyhl . Gut, diese Er-
folge sind nicht irgendwelchen genialen Strategien
zu verdanken, sondern der Gunst der Stunde , will
sagen, die Bürgerinitiativen wurden von den
M achthab ern glücklicherweise vollkommen un-
terschätzt.

Wohlb emerkt: Auch die Proj ekte in Wyhl, Marc-
kolsheim und Kaiseraugst waren abge segnet auf al-
len politischen und juristischen Eb enen, aber sie
wurden dann sang- und klanglo s einge stellt, weil
sie politisch nicht durchsetzb ar waren . D er Recht-
staat kam dab ei nicht zu Schaden, die D emokratie
auch nicht, ganz im Gegenteil, und sogar die Lich-
ter gingen nicht aus , wie Filbinger prophezeit hat-
te , stattde ssen ging vielen ein Licht auf, ab er davon
war j a heute schon die Rede .

Zum selben Schluss kam vierJahre sp äter Minis-
terpräsident Albrecht in Hannover. Die Plutonium-
fabrik WAA sei politisch nicht durchsetzb ar. Und
nun, no ch einmal 3 0 Jahre sp äter, nachdem heraus-
gekommen ist, dass sich die B etreib er ihre Geneh-
migung mit allerlei Tricks erschlichen haben, dass
die Entscheidung für Gorleben eine politische war
und den Gegeb enheiten des Kalten Krieges ge-
schuldet, und nachdem wir in der Asse ge sehen ha-
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b en, was die Versicherungen der sachverständigen
Leute wert sind , erleb en wir, dass eine neue Politi-
ker-Generation wieder einmal die Stirn hat, Sicher-
heits-Garantien für ein Endlager Gorleb en abzuge-
b en − auf unab sehb are Zeit. Wer diesen Garantien
glaubt, kann wohl nicht ganz b ei Tro st sein .

Am vorletzten Wo chenende hab en viele Medi-
en und alle Politiker der schwarzgelben Ko alition
die D emonstranten im Wendland nur als Fußtrup-
pen der grünen Parteiprominenz wahrgenommen,
weil sie selb st eb en nur in den Kategorien von Füh-
rern und Verführten denken . Ich meine , nach Eu-
ren vielb eachteten Auftritten im Wendland sollte
nunmehr von die sem Parteitag ein Signal au sge-
hen, das als euer Ziel unzweideutig formuliert : D er

Standort Gorleb en muss definitiv aufgegeb en wer-
den . DreiunddreißigJahre sind genug, mehr ist den
Menschen im Landkreis Lüchow-D annenb erg
nicht zuzumuten . Ich höre die Mahnung, man sollte
nichts versprechen, was man nicht halten kann .
Richtig. Ab er man kann auch etwas als Ziel formu-
lieren, und dann wirklich alles dransetzen, die se s
Ziel zu erreichen .

Der L iedermacher Walter Mossma nn h ielt diese
Rede (h ier veröffen tlich t sein Redeman uskript)
am 19. No vem ber 201 0 bei der Bundesdelegierter-
ko nferenz vo n Bündn is 90/Die Grünen in Frei-
burg.

Ute Finckh

Mörderische Spiele?
Zur Diskussion über Gewalt in Computerspielen

ir leben in einer Welt, in der Gewaltanwen-
dung angefangen von Prügeleien am Ran-

de von Fußb allspielen bis hin zu Kriegs- und Bür-
gerkriegsereignissen einen we sentlich höheren
Nachrichtenwert hat als die vielfältigen Möglich-
keiten, Konflikte konstruktiv auszutragen o der
Friedensproze sse erfolgreich in Gang zu bringen
und voranzutreib en . Auch in Kinofilmen wird Ge-
walt häufig als sp annungssteigernde s Element ein-
ge setzt, und normale Fernsehkrimis enthalten heu-
te drastischere Gewaltszenen als die entsprechen-
den Filme vor 2 0 o der 3 0 Jahren . Insofern zeigt sich
in gewalthaltigen Computerspielen ein allgemei-
ner gesellschaftlicher Trend zur medialen D arstel-
lung von Gewalt (was nicht mit einem Trend zur
Anwendung von Gewalt verwechselt werden darf) .

Gewalthaltige Computerspiele b asieren oft auf
Gewaltszenarien, die au s der realen Welt (Ge-
schichte o der Gegenwart) stammen . Wenn wir es
schaffen, Gewaltausübung bzw. ihre Rechtferti-
gung in der re alen Welt zu reduzieren, werden ver-
mutlich Gewaltszenarien in Computerspielen
eb enfalls abnehmen .

Die hohen Umsätze der PC-Spiele-Industrie , die
auf die ser Tagung zitiert wurden und die sämtliche
Computerspiele umfassen, auch die gewaltfreien
Aufb au-, Simulations- o der Sportspiele , sollten mit
den we sentlich höheren Umsätzen der Waffen- und
Rüstungsindustrie verglichen werden . So meldet
der Bunde sverb and der deutschen Industrie auf
seiner Web seite stolz : »Mit einem Jahre sumsatz von
rund 1 7 Milliarden Euro ist die deutsche Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie ein bedeutender

Wirtschaftsfaktor für den Standort D eutschland
und dessen Zukunftsfähigkeit. «

1 )

D as »Aktionsbündnis Amoklauf Winnenden« ,
das sowohl ein Verb ot großkalibriger Schusswaf-
fen in Privatb esitz als auch ein Verb ot »so genann-
ter Killer-Spiele« fordert, mö chte in Württemb erg
eine kirchliche »Stiftung gegen Gewalt an Schulen«
aufb auen .

2 )

Die Schützenlobby reagierte auf die se s
Vorhab en mit massivem Druck: In einem B rief, den
der » Großkalib er Sportschützen Verb and B aden-
Württemb erg e .V. « am 3 0 . 6 . 2 0 09 an den Württem-
b erger Landesbischofgerichtet und auf seiner Web-
seite veröffentlicht hat, wird b ehauptet, e s geb e we-
gen der Aktivitäten de s Aktionsbündnisses »eine re-
gelrechte Hetzj agd auf Sportschützen und Schüt-
zenvereine« , und es wird unverhohlen gedroht :
»D aher ist kein legaler Waffenbe sitzer zur Zeit b e-
reit, die Aktionen auch nur im geringsten zu unter-
stützen − und sei e s nur durch abgeführte Kirchen-
steuer oder Spenden an kirchliche Institutionen . «

3 )

Von denj enigen, die Computerspiele nutzen,
entwickeln, herstellen o der vertreib en, sind im Ge-
gensatz dazu keinerlei verb alen Angriffe auf das
»Aktionsbündnis Amoklauf Winnenden« , ge-
schweige denn B eschwerden b ei der Württemb er-
gischen Lande skirche wegen deren Ab sicht, die
Stiftung gegen Gewalt an Schulen zu unterstützen,
b ekannt. Schusswaffenb e sitz und -nutzung schei-

1 ) www. b di . eu/ 1 9 6 5 .htm, einge sehen am 5 . 1 0 . 2 0 0 9

2 ) www. ep d . de/nachrichten/nachrichten_index_6 6 1 9 4 .html, ein-
gesehen am 5 . 1 0 . 2 0 0 9

3) www. schiessen. landesj agdverb and . de/site/60 0 0 68_C45TA8UC
YX9 3 1 LAT9 BJTS4Z 1 D 74 LRW5V/content/ 5 7 1 / 5 8 1 _landesbi-
schof_kopfb ogen . p df, eingesehen am 5 . 1 0 . 2 0 0 9
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nen die Fähigkeit, Konflikte fair auszutragen, eher
einzu schränken als die B eschäftigung mit Compu-
terspielen .

Wir hab en in unserer Gesellschaft inzwischen
einen breiten Konsens darüb er, dass Konflikte
ohne Anwendung physischer o der p sychischer Ge-
walt au sgetragen werden können und müssen . D as
gilt zumindest für alle Konflikte innerhalb unserer
eigenen Gesellschaft und für den Umgang mit den
anderen EU-Mitgliedsländern bzw. zwischen de-
mokratischen Staaten . In B ezug auf Krieg und Bür-
gerkrieg in anderen Regionen der Welt, auch und
gerade da, wo wir e s mit undemokratisch regierten
Ländern o der so genannten »failing states« zu tun
hab en, sind wir noch nicht so weit. Hier wird auch
von unserer eigenen Kirche no ch mit Konstrukten
wie »rechtserhaltender Gewalt« argumentiert, die
polizeiliches und militärisches Handeln in einen
Topf wirft.

Im Workshop von Andre as Reupert wurde auf
die ser Tagung plausib el dargelegt, dass Ego shooter
eine ganze Reihe typischer B edürfnisse heran-
wachsender Jungen ansprechen . E s macht also we-
nig Sinn, diese auf die existierenden gewaltfreien
Spiele (z . B . Wirtschaftssimulationen) zu verwei-
sen, weil die wenig zur B efriedigung die ser B edürf-
nisse b eitragen

4)

. Ab er wer einmal an einer Gewalt-
freien Aktion teilgenommen hat, weiß , dass dab ei
die Lust auf Ab enteuer nach Herzenslu st ausgelebt
werden kann, Wettkampfaspekte und Gruppenge-
fühl eine wichtige Rolle spielen und oft genug auch
»Herausforderungen und Gefahren« erlebt werden
können . Ein Computerspiel, in dem e s darum geht,
einen Castortransport gewaltfrei zu blo ckieren
(die eine Rolle) oder mit polizeilichen Mitteln zu
verhindern (Gegenrolle) , würde vermutlich genau
die selb en B edürfnisse ansprechen wie Counter-
strike .

Üb er Mahatma Gandhi wurde vor einigen Jah-
ren ein erfolgreicher Kinofilm gedreht, der hö chst
sp annende Szenen enthält und Gandhi als Helden
und Vorbild darstellt. Wie wäre es mit einem Com-
puterspiel, das den gewaltfreien Aufstand gegen ei-
ne Kolonialmacht oder einen Diktator mit der gan-
zen Vielfalt der gewaltfreien Aktionsformen » spiel-
b ar« macht?

Auch in der Fantasy-Literatur, die den Stoff für
die meist gewalthaltigen Fantasy-Rollenspiele lie-
fert, gibt e s B eispiele für die Anwendung gewalt-
freier Metho den . Terry Pratchett lö st in einem sei-
ner »Scheib enwelt«-Romane (»Fliegende Fetzen«)
einen eskalierenden Konflikt, in dem alle s auf eine
bewaffnete Auseinandersetzung hinauszulaufen
scheint, durch den Vorschlag, dass üb er Sieg und
Niederlage durch ein Fußb allspiel entschieden
wird . D as geht zwar nicht ganz ohne fußb alltypi-
sche Verletzungen ab , ab er do ch ohne Tote o der
bleib ende Schäden .

F or u m Pazi fi s mus

Wo stehen wir in fünf Jahren?

D adurch, dass Filme zu interaktiven Spielen weiter-
entwickelt werden, Fernsehsendungen Zuschaue-
rInnen direkt einb eziehen, virtuelle soziale Netz-
werke persönliche o der telefonische Kontakte zu
anderen Menschen teilweise ersetzen bzw. ergän-
zen, b e steht die Gefahr, dass die virtuelle und die
reale Welt für immer mehr Menschen nicht mehr
richtig getrennt erlebt werden . Wenn das p assiert,
könnte virtuelle Gewalt tatsächlich in weitaus hö-
herem Maße in die re ale Welt zurückwirken als bis-
her.

D as von Herrn Stadlb auer erwähnte Computer-
spiel »The Witcher« , in dem der Verkauf von Waffen
die Konsequenz hat, dass für das Spiel wichtige Fi-
guren möglicherweise mit Hilfe die ser Waffen (vir-
tuell) getötet werden und daher für die B ewälti-
gung eines »Que sts« nicht mehr zur Verfügung ste-
hen, zeigt, dass Computerspiele auch die Chance
bieten, die Folgen b e stimmter Handlungen virtuell
sichtb ar zu machen . Einzelne Spieleentwickler
scheinen hier schon weiter zu sein als der Bundes-
verb and der D eutschen Industrie , der üb er die Fra-
ge , was mit den Pro dukten der deutschen »Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie« nach dem Ver-
kauf eigentlich p assiert, offensichtlich nicht weiter
nachdenkt.

Terry Pratchett ist ein unter Jugendlichen viel
gele sener Autor mit Millionenauflagen . Seine
Scheib enwelt stellt vermutlich b esondere Anforde-
rungen an Programmierung und Grafik, hätte ab er
(ähnlich wie Mittelerde aus der »Herr der Rin-
ge«-Trilogie von J . R. R. Tolkien) gute Chancen, als
Szenario für ein erfolgreiches Computerspiel zu
dienen . Ich hoffe , dass es in fünf Jahren Scheib en-
welt-Rollenspiele gibt, in denen Pratchetts vielfälti-
ge Figuren im Duktus seiner Bücher nicht immer
konfliktfrei und nicht immer im strengen Sinn de s
Wortes gewaltfrei, ab er do ch ohne Gewalt um der
Gewalt willen sp annende Ab enteuer be stehen
bzw. schwierige »Que sts« b ewältigen .

Dr. Ute Finckh istF or u m Pazi fi s mus -Redakteurin
und Vorsitzende des Bundes für Soziale Verteidi-
gung (BSV). Ihr Text basiert a uf einem m ündli-
chen Beitrag a uf dem A bschlusspodium der Ta-
gung »Mörderische Spiele? Gewalt in Co mputer-
spielen und ihre Alterna tiven«, die Ende Septem-
ber 2009 in der Eva ngelischen Akadem ie Th ürin-
gen sta ttgefunden ha t. A uf dieser Tagung disku-
tierten Spieleexperten, PädagogInnen, Medienex-

pertInnen und Perso nen a us der Friedensarbeit
darüber, was Kinder undJugendliche an Co mpu-
terspielen faszin iert, welchen Stellenwert Gewalt-
szenarien in bestimm ten Co mputerspielen haben,
welche Bezieh ung zwischen virtueller und realer
Gewalt besteh t und wie pädagogisch und gesell-
schaftlich m it gewalthaltigen Co mputerspielen
umgegangen werden sollte.

4) Vgl . http ://www. reupert. de/index. php ? option= com_do c-
man&task= license_result&gid = 2 1 0 &b id = 2 1 0 &Itemid = 3 8
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egenwärtig unterhält die Evangelische Kir-
che in D eutschland (EKD) 1 0 1 Dienststel-

len, in der Regel j eweils mit einem Militärpfarrer
bzw. einer Militärpfarrerin und einem Pfarrhelfer
als Büroleiter; die Katholische Kirche b e schäftigt
in 1 0 1 Dienststellen im In- und Au sland insgesamt
6 5 haupt- und 2 7 neb enamtliche Militärpfarrer so-
wie zusätzlich 2 5 Pastoralreferenten und 8 7 Pfarr-
helfer.

Jeder Militärpfarrer b ekommt von der Bunde s-
wehr ein eigenes Büro und einen Dienstwagen zur
Verfügung gestellt. Die Ko sten für die Militärseel-
sorge trägt der Staat ; im Jahre 1 9 9 8 waren dies al-
lein für die evangelische Militärseelsorge knapp 68
Millionen M ark. (Werkner 2 0 0 1 , S . 2 47) D as sind
staatliche Zuschüsse für die Kirche , da diese wäh-
rend der Ab ordnung der Pfarrer zum Militär die Ge-
hälter einsp art. Pfarrer, die in die Verwaltungshier-
archie der evangelischen o der katholischen Mili-
tärseelsorge üb erwechseln, werden Militärdekane
− das sind Bunde sbe amte .

Evangelische und katholische Militärbischöfe
sind so genannte »geistliche Leiter« des Kirchen-
amts für die Bundeswehr bzw. de s Militärbischofs-
amts . D as für die evangelischen Militärseelsorger
zuständige Evangelische Kirchenamt für die Bun-
de swehr ist trotz dieser B ezeichnung kein Amt der
Kirche , sondern untersteht dem Verteidigungsmi-
nisterium; Leiter die ser Ämter tragen den Titel Mili-
tärgeneraldekan . D as katholische Militärbischofs-
amt hat auf Grund des Konkordats von 1 9 3 3 mit der
nationalsozialistischen Reichsregierung einen ei-
genen Rechtsstatu s .

Soldaten zahlen Steuern − das war nicht schon
immer so . D amit zahlen auch die Soldaten, die Kir-
chenmitglied sind , Kirchensteuern . Ein Teil die ser
Kirchensteuern steht der Arb eit der Militärseelsor-
ge in Form des Sonderhau shalte s zur Verfügung.
Auch auf diesem Wege findet also eine versteckte
Subventionierung der Kirche statt.

D en Militärpfarrern wird im Militärseelsorge-
vertrag von 1 9 5 7 zugesichert, dass sie in der Ver-
kündigung und Seelsorge »im Rahmen der kirchli-
chen Ordnung selb ständig« sind (MSV Artikel 4) .
Sie tragen kein Rangabzeichen und unterstehen
nicht der militärischen Einheit, in der sie Dienst
tun . Allerdings werden sie denno ch nach den B e-
soldungsrichtlinien für Offiziere minde stens im
Rang eines Oberstleutnants alimentiert und von
den Soldaten innerhalb der Hierarchie auch so
wahrgenommen .

Von den Militärpfarrern wird erwartet, dass sie
Leb enskundlichen Unterricht erteilen, das ist
Ethikunterricht für Soldaten . Teilnahme ist für Sol-
daten Pflicht ; wollen diese unter B erufung auf die
religiö se Freiheit (Grundgesetz Artikel 4 , Ab satz 1 )
nicht teilnehmen, muss der j eweilige Vorgesetzte
eine Ersatzaufgab e (B esinnungsaufsatz o . ä.) stel-
len . Die Seelsorge steht Christen wie Nicht-Chris-
ten offen . Konfessionsunterschiede spielen außer
b ei der Ausgestaltung der Gottesdienste kaum
no ch eine Rolle . Kriegsgeräte wie Panzer o der
Drohnen werden schon lange nicht mehr »getauft« .

B ei seelisch-p sychischen B elastungen können
sich die Soldaten an einen Psychologen oder einen
Seelsorger wenden . D er Psychologe untersteht der
militärischen Hierarchie . Nicht selten − so die eige-
ne Erfahrung − werden Soldaten von ihrem Vorge-
setzten zum Pfarrer ge schickt, mit der B emerkung
»Kümmern Sie sich um ihn, wir wissen nicht wei-
ter« . Anfang 2 0 1 0 wurde , nach dem B ericht eine s
Kollegen im Einsatz in Afghanistan, ein Soldat zu
ihm ge schickt, der einen Afghanen, in der irrtümli-
chen Annahme , er würde eine ru ssische Panzer-
büchse auf ihn richten, erscho ssen hatte . So tragen
Seelsorger dazu b ei, die Armee einsatzb ereit zu hal-
ten .

Jenseits der Alltagswelt

In welchem Kontext gestalten Militärseelsorger −
unabhängig von ihrer persönlichen Interpretation
dieses Dienste s − ihre Aufgab e ? Gibt e s üb ergeord-
nete religiö se B ezüge ?

Die Religionssoziologie b e schreibt Religion als
ein gegenüb er ihrer Umwelt autonome s System,
das ab er in einem fortwährenden Proze ss von
Wechselwirkungen mit ihr verbunden bleibt und
geformt wird (Bro ckhaus 2 0 02 ) . Religion »wird ge-
tragen von den religiö sen Menschen und gewinnt
erst durch deren Glaub en (geprägt durch Lehre
und Tradition) , Verhalten (Kult, Ethik) und religiö-
se Verge sellschaftung (Gemeinschaft, Hierarchie ,
Organisation) Ge stalt« (ebd .) . Nach dem religi-
onsphänomenologischen Ansatz zeichnet Religion
die B eziehung zu einem wie auch immer genann-
ten »Ganz Anderem« , das deutlich von der Alltags-
welt geschieden ist. B esondere Räume , herau sge-
hob ene Zeiten und Ereignisse , z . B . Fe ste , gehören
eb enso dazu wie »heilige Worte« in »heiligen Schrif-
ten« und »heilige Menschen« als »(religiö se) Spezia-
listen« . In Kult und Ritus werden »heilige Handlun-

Matthias Engelke

Der Kriegsdienst der Militärseelsorge
D as problematische Verhältnis Kirche und Bundeswehr
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gen« vollzogen, in denen das »Ganz Andere« als prä-
sent vorgestellt wird .

B estehen Üb ereinstimmungen zwischen den
Formmerkmalen von Militär und Religion? Wenn
j a, ist Militär als eine Religion zu verstehen? Wel-
che s » Ganz Andere« wird dort als präsent erachtet?

Militär als Religion?

Militär zeigt sich in mehrfacher Hinsicht als ein au-
tonome s System, das sich räumlich und zeitlich von
der Zivilge sellschaft unterscheidet sowie durch b e-
sondere Riten, Feste , Gewohnheiten, eine eigene
Sprache und Spezialisten auszeichnet.

Eine deutliche Trennung von »innen« und » au-
ßen« markiert b ereits der Stacheldraht um j ede mi-
litärische Einrichtung. Hinweisschilder machen
auf den militärischen Sicherheitsb ereich aufmerk-
sam . Nur mit b esonderen Formalitäten ist es dem
Nicht-Soldaten erlaubt, militärisches Gelände zu
betreten . D er Zeit- und B erufssoldat vollzieht in ei-
nem eigenen Ritual den Üb ertritt vom Bürger zum
Soldaten, der nach der gegenwärtigen bunde sre-
publikanischen Ideologie als »Bürger in Uniform«
gilt. In die sem Ritual schwört der angehende Soldat
vor der Fahne der Bundesrepublik D eutschland ge-
genüb er einem höherrangigem Soldaten einen Eid .
Er verlässt den B ereich der vom Tötungstabu ge-
prägten Zivilge sellschaft und tritt ein in den B e-
reich des Militärs, das die Verletzung de s Tötungsta-
bus betreibt unter der B ereitschaft, dab ei selb er
verletzt o der gar getötet zu werden .

Eine eigene Sprache mit b esonderen B egriffen,
meistens gespickt mit einer Fülle von Abkürzun-
gen, sorgt dafür, dass der Nicht-Soldat sich als Au-
ßenstehender wahrnimmt. Gegner werden nicht
getötet, geschweige denn ermordet, sondern »aus-
geschaltet« o der »kampfunfähig gemacht« . Seit eini-
ger Zeit werden wir wieder daran gewöhnt, dass
Soldaten im Krieg nicht ums Leben kommen, son-
dern »fallen« . In einer ganzen Schriftenreihe wer-
den die »heiligen Schriften« gesammelt, die dem
normalen Bürger nicht zu Gesicht gelangen − die
ZdVs , Zentrale Dienstvorschriften . Hier ist nieder-
gelegt, was das Leb en und Sterb en des Soldaten b e-
trifft, und zwar mit einem lückenlo sen, alles umfas-
senden Gültigkeitsanspruch . Sinnfällige s Kennzei-
chen für diese Sonderwelt ist das gemeinsame Mar-
schieren, das als solche s allerdings nicht an das Mi-
litär gebunden ist : D er Einzelne geht in einer als
»Einheit« b ezeichneten Formation auf, die auf B e-
fehl möglichst gleichzeitig gleichförmige B ewe-
gungen ausführt.

Zu den b esonderen Ereignissen gehören Ge-
löbnisfeiern, Gedenkfeiern der einzelnen Einhei-
ten, Dienstjubiläen und Verab schiedungen und −
seit einiger Zeit auch wieder − Gedenkfeiern für
die im Krieg getöteten Kameraden . Eine eigene
Hierarchie mit eigenen Verhaltensweisen und eige-
nem Etho s sorgt dafür, dass auch im Alltag ein Un-

terschied wahrgenommen werden kann zwischen
der soldatischen und bürgerlichen Welt : B egegnen
sich Ob erst und Gefreiter in (Ausgeh-)Uniform im
Theater, hat die ser j enen auf eine festgelegte und
eingeübte Weise zu grüßen .

Für j edes formale Religionsmerkmal findet sich
also ein Pendant innerhalb des Militärs . D as mögen
die notwendigen B edingungen dafür sein, um eine
soziologisch abgrenzb are Form des Zusammenle-
b ens als »Religion« zu b ezeichnen . Ab er erfüllt das
Militär auch die hinreichenden B edingungen da-
für? Gibt e s auch im Militär eine Vorstellung vom
»Ganz Anderen« , zu dem eine eigene B eziehung
herge stellt wird , die nur und ausschließlich inner-
halb de s Militärs möglich ist? Und verfügt auch das
Militär üb er religiö se Spezialisten, die für die Kom-
munikation zu diesem »Ganz Anderen« und für sei-
ne Präsenz in Kult und Ritus sorgen?

In D eutschland hab en wir uns an den Terminu s
»der Soldat als Bürger in Uniform« gewöhnt. Ge-
meint ist damit, dass das Militär innerhalb der Ge-
sellschaft keinen Staat im Staate bildet, sondern die
Grundrechte eines j eden Bürgers − wenn auch ein-
geschränkt − auch für diej enigen gelten, die als Sol-
daten ihren Dienst tun . D ab ei wurde üb er Jahr-
zehnte ausgeblendet, auf welches praktische Ziel
hin ein Soldat au sgebildet wird : Die Au sbildung ei-
nes Soldaten − in all ihren Facetten − zielt darauf ab ,
die sen selb st o der andere in die Lage zu versetzen,
tötende Gewalt anzuwenden . D er ge samte gewalti-
ge Verwaltungsapp arat und Maschinenp ark hat
die sen einen Zweck: Soldaten in die Lage zu verset-
zen, mit Hilfe der erlernten Techniken, Regeln und
Verhaltensweisen das Tötungstabu gezielt zu ver-
letzen . D amit diese Verletzung nicht ungeschützt
auf die Gesellschaft zurückschlägt, erschafft sie die
Sonderexistenz Militär: D er Soldat, durch dessen
B efehl am 4 . Septemb er 2 0 09 b ei Kundus bis zu 1 4 0
Menschen getötet wurden, mu ss sich für keinen
die ser Toten vor irgendeinem deutschen Gericht
verantworten . Schon b ei einer einzigen fahrlässi-
gen Tötung drohte demselb en Menschen außer-
halb eines militärisch-kriegerischen Einsatzes eine
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren .

Wer o der was sich aus diesem Ziel und Zweck
des militärischen Handelns manifestiert, wird er-
kennb ar, wenn der b ei einem Einsatz getöteten ei-
genen Soldaten in einer b esonderen Feier gedacht
wird . Vorau sge setzt, das Militär untersteht dem Pri-
mat der Politik und dient als letztes Mittel einem
politisch und ge sellschaftlich akzeptierten Zweck,
wie wird die s in Trauerfeiern sichtb ar?

Einen Anhaltspunkt gibt die Trauerfeier am O s-
tersonntag 2 0 1 0 in Kundus nach dem To d von drei
deutschen Soldaten am Karfreitag, dem 2 . April
2 0 1 0 . D a ist zuallererst der große Ab stand − der gro-
ße Ab stand zwischen dem Rednerpult und den Sol-
daten, die in drei Formationen einen freien Platz
vor dem Rednerpult au ssp aren . In der Antike wur-
de die Würde einer Person dadurch sichtb ar, wie
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viel Raum sie üb er sich, etwa in Form von Triumph-
b ögen, ab er auch vor sich in Anspruch nahm . Je
größer der Ab stand , um so höher die zugemessene
Würde . Hinter dem Rednerpult in Kundus sind vier
Personen zu sehen, in ihrer Ab sonderung erkenn-
b ar als Würdenträger. Ab seits , b ewacht von eini-
gen Soldaten, die aufgeb ahrten S ärge der getöteten
Soldaten . Wo hält sich der Militärseelsorger der Ein-
heit auf? Steht er b ei den Soldaten o der in der Nähe
der S ärge ? Nein, der Militärseelsorger steht hinter
dem Rednerpult, zwischen dem General der Ein-
heit und dem Minister für Entwicklungszusam-
menarb eit, Nieb el, der sich zu die sem Zeitpunkt in
Afghanistan aufhielt.

In den öffentlichen Reden wird der To d der Sol-
daten zu dem vorgeblichen politischen Zweck des
Einsatze s in B eziehung ge setzt. Sie hätten, um die-
ses Ziel zu erreichen, tapfer ihr Leb en eingesetzt;
ihr To d dürfe nicht sinnlo s sein . Ihre Kameraden
sind dem Leb en und To d dieser Soldaten verpflich-
tet, indem sie den Einsatz unverändert fortsetzen .

1 )

D abei fallen zwei Dinge auf:

Der Tod der Soldaten
im Auslandseinsatz generiert Sinn

Wie ist das möglich? Gemäß der politischen Ideolo-
gie hab en Soldaten dafür zu sorgen, dass diej enigen
notfalls zu sterb en hab en, die sich der politischen
Zielsetzung (uneinsichtig/gewalttätig) widerset-
zen (Rebellen, Aufständische , Terroristen) . D er
To d der eigenen Soldaten kann nicht das Ziel sol-
cher Einsätze sein, er kann darum eigentlich auch
nicht sinnvoll sein und schon gar nicht den Anlass
bilden, Sinn zu stiften . So ist es konsequent, wenn
der gegenwärtige Verteidigungsminister zu Gut-
tenb erg in einer die ser Trauerfeiern b ei den Ange-
hörigen der getöteten Soldaten um Verzeihung b at
(am 2 4 . 4 . 2 0 1 0) . D er To d der Soldaten wird j edo ch
ausdrücklich damit in Verbindung gebracht, dass
nun für die Soldaten ein b esonderer Sinn be stünde
− nämlich weiter zu machen wie bisher.

Entsteht also durch den To d der Soldaten ein
b esonderer Sinn? War ihr Leb en vorher sinnlo s ? In-
dem Mitglieder der eigenen Einheit durch kriegeri-
sche Auseinandersetzungen ums Leb en kommen,
entsteht eine neue Unterscheidung: Die zwischen
Opfern und Üb erleb enden . D ab ei fühlen sich
Überleb ende oft in doppelter Weise moralisch b e-
lastet : Einmal fragen sich Soldaten, warum es die se
Kameraden und nicht etwa sie selb st getroffen hat,
und sie fühlen sich mitschuldig am To d ihrer Mit-
Soldaten . Zum anderen sind sie durch den To d der

Kameraden als Üb erleb ende definiert, sie werden
also durch den Tod ihrer zumeist j a B ekannten neu
b estimmt. Die Freude , zu den Üb erleb enden zu ge-
hören, kann darum mit Schuldgefühlen einherge-
hen, sich auf Ko sten anderer, j a sogar auf Ko sten
der Toten, zu freuen .

Wann und wo diese Unterscheidung zwischen
Überleb enden und Opfern in Erscheinung tritt, ist
nicht vorhersehb ar; sie kann alle Soldaten im Ein-
satz treffen . Dieser Willkür sind mehr o der weniger
alle Soldaten im Einsatz ausgesetzt. D a sie unau s-
weichlich mit Schuldgefühlen verbunden ist, b e-
darf es einer Form, die se in irgendeiner Weise zu
b ewältigen . Hier kommen die religiö sen Spezialis-
ten zum Zuge , die die Aufgab e haben, die Schuld-
problematik zu bewältigen und an der Grenze zwi-
schen Leb en und To d für die Kommunikation zu
sorgen, und zwar in mehrfacher Weise : für die
Kommunikation zwischen den Üb erlebenden und
den Getöteten, zwischen den Angehörigen der
Überleb enden und den Angehörigen der Getöte-
ten, für die Kommunikation zwischen denen, die
vor der Aufgab e stehen, dem Willkürereignis einen
Sinn abzugewinnen, und denen, die dab ei ums Le-
b en kamen . Um die se Kommunikation konstituie-
ren zu können, mü ssen die Getöteten in irgendei-
ner Weise repräsentiert werden . Ohne Gedenkstei-
ne , Grabplatten, Soldatenkreuze o . ä. würde die Dif-
ferenz zwischen Opfer und Üb erleb enden hinfäl-
lig und es könnte weder die Kommunikation no ch
die Sinnstiftung funktionieren .

Diese Sinnstiftung ist mit der B ezeichnung »Op-
fer« verbunden . Innerhalb des jüdisch-christlich-is-
lamischen Kontexte s verschiebt die Opferb ezeich-
nung die Schuldproblematik von einer individuel-
len, im Grunde nicht zu erfassenden Problematik
hin zu einem übergeordneten Ge schehen . Indem
der einzelne Soldat den erteilten Auftrag trotz de s
To des seiner Kameraden fortführt, gesteht er dem
To d dieser Mitsoldaten Sinn und sich selb st eine
Entlastung seiner Schuld zu . Die − im wahrsten Sin-
ne des Wortes − B etroffenen sind es also selb st, die
das schaffen, wofür sie da sind : Ihr Glaub e an den
Sinn des Einsatzes ermöglicht den Einsatz .

Die Antike hatte für diese im militärischen
Kampf zu Tage tretende Willkür eine B ezeichnung.
Ihr war e s möglich , die sen unfas sb aren Grenzb e-
reich zu benennen und ihm darum auch in der
Öffentlichkeit zu b esonderen Zeiten mit regelmä-
ßigen Festen und speziellen Kulten und Ritu alen
auf speziell dafür vorgehaltenen Plätzen Raum zu
geb en : D er Name für diese Willkür hieß Mars o der
b ei den Griechen Are s . E s ist gewiss kein Zufall,
dass für die sen Zweck der Planet Mars ausgewählt
wurde bzw. dass dieser Planet als Kriegsgott b e-
zeichnet wird . Nach dem Planeten Merkur weicht
Mars am meisten von der Kreisb ahn ab . Sein Verhal-
ten erscheint nicht nur auf Grund seiner wechsel-
haften Helligkeit sondern auch , da an b estimmten
Tagen in seiner B ahn rückläufig, für den Laien ext-

1 ) »E s ist auch ganz klar, dass die Opfer, die gebracht werden, nicht
umsonst sein dürfen. « Brigadegeneral Frank Leidenb erger, I SAF-
Kommandeur für Nordafghanistan, Tage sschau vom 0 3 . 0 4 . 2 0 1 0 ;
http ://www. tagesschau . de/ausland/afghanistan 1 74 0 . html, einge-
sehen am 1 0 . 0 6 . 2 0 1 0 . »Ihr To d darf ab er nicht vergeb ens sein. Wir
geb en nicht klein b ei . Wir werden wetier kämpfen . Und wir wer-
den gewinnen. « Frank Leidenb erger, Tagesthemen vom
0 4 . 0 4 . 2 0 1 0 ; www. tage sschau . de/multimedia/sendung/tt2 1 9 2 .
html, einge sehen am 1 1 . 6 . 2 0 1 0 .

5 2

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



rem willkürlich . Are s ist in der Mythologie Sohn
von Zeu s und dessen Schwe ster Hera; sie galt als b e-
sonders eifer- und rachsüchtig. Die Erscheinung
des M ars in der Willkür de s Kriege s ist der Zweck
des Kriege s − der Krieg dient der Manifestation de s
M ars . Militär ist die gesellschaftlich legitimierte Er-
scheinungsform des mit dem Namen Mars b ezeich-
neten erfahrb aren Numino sum, dem »Ganz Ande-
ren« .

Die Abwesenheit der Anderen

B ei allen Trauerfeiern für die getöteten Soldaten
wird stets ein nicht zu üb ersehender Aspekt ver-
mieden : Nie ist von den − bei solchen kriegeri-
schen Einsätzen unvermeidlich − verletzten und/
o der getöteten Gegnern die Rede , von den Opfern
der anderen Seite . Eine gemeinsame Trauerfeier ist
geradezu unvorstellb ar.

D adurch wird augenfällig, dass die Militärseel-
sorger nicht im Dienste einer Institution stehen,
die unabhängig vom Militär andere Zusammenhän-
ge und B ezüge schafft und lebt, wie es etwa die
weltweite Kirche b e ansprucht, sondern sie agie-
ren innerhalb der Grenzen und Regeln des j eweili-
gen Militärs . Pfarrer, die in der Bundeswehr ihren
Dienst leisten, leisten − wie Zeit- und B erufssolda-
ten − gegenüb er ihrem Vorge setzten einen Eid und
überschreiten damit die Grenze zwischen der Zivil-
gesellschaft und dem Militär. Sie werden vom Staat
bezahlt und unterstehen als B eamte den Weisun-
gen de s Verteidigungsministeriums vermittelt
durch das Kirchenamt für die Bunde swehr bzw.
das Militärbischofsamt. Militärseelsorgern wird
die Freiheit der Verkündigung und der Seelsorge
gewährleistet, im Einsatz allerdings innerhalb der
vom Dienst hab enden Kommandeur gesetzten
Grenzen . Feindesliebe , die Jesus gemäß zum Weg
derer gehört, die ihm nachfolgen, falls sie üb er
Worte und Gebete hinaus womöglich auch zu den

Feinden geht, ist ausgeschlo ssen . Christlicher
Glaub e hat sich hier dem Kriegsgott Mars unter-
worfen und von ihm entmündigen lassen .

D a die Menschen in der Bunde swehr einen An-
spruch auf eine unabhängige Seelsorge hab en, hat
der deutsche Zweig des Internationalen Versöh-
nungsbunde s angefangen, eine solche in D eutsch-
land aufzub auen . Nähere Informationen dazu fin-
den Sie unter www.verso ehnungsbund . de .

Dr. Ma tth ias Engelke ist Vorsitzender des Versöh-
n ungsbundes. Er ist evangelischer Pfarrer und
war vo n 199 7 bis 2001 Militärpfarrer. Sein Beitrag
ist zuerst ersch ienen in Wissenschaft & Frieden,
Heft 3/201 0.
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rer in der Bundeswehr, B aden-B aden, S . 2 47
� B ro ckhaus Enzyklop ädie (2 0 02 ) : Artikel zu
Religion
Militärseelsorge im In ternet
� Militärseelsorge in der Bundeswehr www. bun-
deswehr. de/portal/a/bwde/soziales/m ilseelsor
ge?yw _co n ten tURL =/C1256EF4002AED3 0/
N264H QC82 7 7MM ISDE/co n ten t.jsp
� Militärseelsorge www. m ilitaerseelsorge. bun-
deswehr. de
� Katholische Militärseelsorge − mit einem Lexi-
kon der Ethik! www. ka th olische-m ilitaerseelsor-
ge. de/
� Institut für Theologie und Frieden (in Träger-
schaft der Katholischen Militärseelsorge)
www. ithf. de/
� Graphik der Organisationsstruktur der evang.
Militärseelsorge : www. m ilitaerseelsorge. bundes-
wehr. de/portal/a/eka/mediabild? yw _co n ten-
tURL =/02DB090200000001/W26L 4NFT593IN-
FODE/co n ten t.jsp
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er Konvent der Friedensbe auftragten und
B eistandspfarrer für KDV in den Evangeli-

schen Lande skirchen in Württemberg und B aden
hat sich auf seinem Studientag am 2 0 . November
2 0 1 0 in Stuttgart mit der Frage der Friedensethik an
Schulen b efasst.

Anlass ist die Ko operationsvereinb arung von
Kultu sministerium in B aden-Württemb erg und
Wehrb ereichskommando Süd vom 4 . D ezember
2 0 09 .

Seit 1 9 5 8 haben Jugendoffiziere der Bunde s-
wehr Zugang zu Schulen . In der neuen Ko operati-
onsvereinb arung vom 4 . 1 2 . 2 0 09 wird die ser Zu-
gang au sgeweitet u . a. auf die Referendarsausbil-
dung . Hier sind B ereiche der Friedensethik b e-
rührt, die auch Glaub ens- und Gewissensfragen
einschließen .

D as Verständnis der Bunde swehr von Frieden
und Sicherheit unterscheidet sich vom ökumeni-
schen Verständnis von menschlicher Sicherheit
und gerechtem Frieden . Christen und Kirchen sind
geleitet durch Verheißung und Geb ot des Evangeli-
ums »Selig sind die Friedensstifter« , Matthäus 5 , 9 ,
und »Lieb et eure Feinde« , Matthäu s 5 , 4 4 . Sie orien-
tieren sich an der biblischen Vision : »D a werden sie
ihre Schwerter zu Pflugscharen und ihre Spieße zu
Sicheln machen« Jesaj a 2 , 4 .

Die christlichen Kirchen hab en auf weltweiter
wie regionaler Eb ene erklärt, darauf hinzuarb ei-
ten, den Krieg als Institution zu üb erwinden (u . a.
Europ äische ökumenische Versammlung B asel
1 9 89 , Weltkonvokation für Gerechtigkeit, Frieden
und B ewahrung der Schöpfung, Seoul 1 9 9 0) .

B ei allen Konflikten treten Christen und Kir-
chen für die vorrangige Option der Gewaltfreiheit
ein . Krisenprävention und zivile gewaltfreie und
konstruktive Konfliktb e arb eitung müssen gegen-
üb er militärischen Einsätzen Priorität erhalten
(»prima ratio«) . D as hat auch für gesellschaftlich
zur Verfügung gestellte Ressourcen Konsequen-
zen .

Die Ko operationsvereinb arung ermöglicht
den Jugendoffizieren der Bunde swehr gegenüber
Schülern und Schülerinnen wie angehenden Leh-
rern und Lehrerinnen regierungsoffizielle , j edo ch
von den Grundüb erzeugungen vieler Christen aus
nicht mittragb are und in der B evölkerung umstrit-

tene sicherheitspolitische Konzepte zu vermitteln,
die der Bunde swehr wesentliche Aufgab en in der
Außenpolitik zubilligen .

Im B eispiel zeichnet das Simulationsspiel
»POL&IS« ein Bild der politischen, wirtschaftlichen
und ökologischen Wirklichkeit, das den spielen-
den Schülern und Lehrern Militäreinsätze zur Kon-
fliktbe arbeitung als »normal« und nützlich erschei-
nen lässt.

D er Einsatz der Jugendoffiziere entspricht in
seinem Vollzug nicht bildungspolitischen Erfor-
dernissen .

D er 1 976 für die politische B ildung an Schulen
vereinb arte »B eutelsb acher Konsens« mit seinem
Überwältigungsverb ot, wonach Schüler nicht im
Sinne erwünschter Meinungen üb errumpelt o der
an der Bildung eines selb ständigen Urteils gehin-
dert werden dürfen, sowie das Ausgewogenheits-
geb ot, wonach auch im Unterricht kontrovers sein
muss , was in Wissenschaft und Politik kontrovers
ist, wird durch die Ko operationsvereinb arung un-
terlaufen .

Für ein demokratisches Bildungsverständnis
ist es unerlässlich, dass im Unterricht die B andbrei-
te der unterschiedlichen Po sitionen im Original-
ton zu Wort kommt. Schülerinnen und Schüler sol-
len die Möglichkeit erhalten, eine reflektierte , ei-
genständige Po sition zu entwickeln . Notwendig
sind eine plurale Meinungsbildung in Verantwor-
tung der Schule durch unabhängige Lehrerinnen
und Lehrer, die Schärfung der Gewissen der Ju-
gendlichen und die Orientierung am Friedensge-
b ot de s Grundgesetzes .

Die Schulen mü ssen de shalb personell und von
den S achmitteln her in die Lage versetzt werden, ei-
ne umfassende Information und Meinungsbildung
zu friedens- und sicherheitspolitischen Themen zu
gewährleisten .

Wir halten es für erforderlich, dass die institu-
tionell verankerte Ko operationsvereinb arung mit
der Bundeswehr aufgekündigt wird . Schulen soll
es selb st anheimgestellt werden, Referenten der
Bundeswehr und der Kirchen oder Friedensorga-
nisationen bzw. Organisationen der Entwicklungs-
zusammenarb eit auf freiwilliger B asis und au sge-
wogene Weise in den Unterricht einzuladen .

»Kündigt die Kooperationsvereinbarung
zwischen Schule und Bundeswehr«
Entschließung zur Friedensethik in der Schule
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rinnern ist das Entfachen de s Feuers , nicht
die Verehrung der Asche . « Die ser S atz, den

mir ein Freund kürzlich schrieb , lässt mich nicht
mehr lo s − b ei vielen wichtigen Erinnerungen an
den Herb st 1 9 89 in den vergangenen Wo chen . Er-
innern, nicht nur an die Riesenfreude damals , son-
dern an die herrlichen Möglichkeiten, die sich für
heute ergeb en . Wenn ich an den 9 . Novemb er 1 9 89
zurückdenke : Ich hab e die sen großartigen Mo-
ment deutscher Ge schichte verschlafen ! An die-
sem Ab end war in unserer Kirchgemeinde eine Sit-
zung de s Kirchenvorstands , der oft bis Mitternacht
tagte . Erst am Tag darauf hörte ich im D eutsch-
landsfunk von diesen b ahnbrechenden Vorgän-
gen, etwas ungläubig, wie ich no ch weiß . Viel ein-
drücklicher waren für mich im Herb st 1 9 89 andere
Momente , die ich hautnah erlebte : die » Gorbi, Gor-
bi ! «-Rufe der D emonstrationen am 7. Oktober auf
dem Dresdner Altmarkt, die durch die dicken M au-
ern der Kreuzkirche in ihr Innere s drangen, wäh-
rend ich mit weiteren Pfarrkollegen auf die Kopien
einer Ansprache von Superintendent Christof Zie-
mer − einem der b ekanntesten Köpfe der Dre sdner
Ereignisse - wartete , die er b ei einer üb erfüllten
Kreuzchorvesper gehalten hatte und die am nächs-
ten Tag in den Gotte sdiensten Dre sdner Kirchen
verle sen wurden . Die ser Moment b einhaltete eine
Energie und einen Aufbruchwillen, der mit Worten
kaum zu be schreib en ist.

Keiner der an den Andachten und D emonstra-
tionen B eteiligten wu sste in diesen b ewegten Ta-
gen genau , auf welche s Wagnis er sich mit seiner
Anwe senheit o der Mitwirkung einließ . Umso hö-
her zu b ewerten ist de shalb der zur Gewaltfreiheit
und zum Dialog aufrufende Appell, den Christof
Ziemer in seiner Ansprache an die Zuhörer richtete
und der in seinem Kern brennende Fragen dieser
Zeit auf den Punkt brachte . Ich mö chte wesentli-
che Gedanken au s dieser Rede zitieren :

1 . Lasst uns der Versuchung zur Gewalt wider-
stehen . Gewalt zerstört alle s , was uns teuer ist.

2 . Lasst uns der Versuchung zum Weggehen, zur
Flucht widerstehen . Probleme werden nicht durch
Trennung gelö st.

3 . Lasst uns b edenken, dass die langfristige Lö-
sung des Problems in unserer Ge sellschaft nicht
durch kurzfristige Aktionen unmöglich gemacht
werden darf.

4 . Lasst uns unsere Aufgab e als Friedensstifter
erkennen und aufnehmen . Friedensfähigkeit heißt

heute und j etzt Konfliktfähigkeit. E s gibt keine ein-
fachen, glatten Lö sungen .

5 . Lasst uns in allem, was wir denken, reden und
tun, vom Geist des Evangeliums inspirieren und lei-
ten .

. . . Rinnsale, B ach, Fluss ,
reißender Strom

So bleibt auch der 8 . Oktob er leb endig in Erinne-
rung und wie sich die Stimmung im Verlauf de s Ta-
ges wandelte . Nach zahlreichen Verhaftungen von
Demonstranten am Nachmittag kam ab ends der
Umschwung : von der Konfrontation zum Dialog .
Einen weiteren eindrücklichen Moment erlebte
ich am darauffolgenden Tag, als Vertreter der Grup-
pe der 2 0 in der wieder überfüllten Kreuzkirche
von ihrem Ge spräch mit dem Ob erbürgermeister
b erichteten, und dann kam die Nachricht von der
überwältigenden D emonstration von 70 . 0 0 0 Men-
schen in Leipzig !

D as sind für mich die großartigen vorherlaufen-
den Momente . Die Gruppe der 2 0 brachte mit den
Forderungen der D emonstranten auf den Weg, was
sich nicht mehr aufhalten o der gar »zurückdrehen«
ließ : Reise-, Pre sse- und Wahrfreiheit, Einführung
eine s Zivildienste s, die Legalisierung de s Neuen Fo-
rums, den offenen und gewaltfreien Dialog in der
Gesellschaft, das Recht auf friedliche D emonstrati-
on, Freilassung der politischen Gefangenen . Was
sich immer stärker in Bürgerversammlungen und
D emonstrationen B ahn brach, gipfelte in der Groß-
demonstration am 4 . Novemb er auf dem B erliner
Alexanderplatz, fünf Tage vor der Öffnung der
M auer. D er Mauerdurchbruch kam nicht aus heite-
rem Himmel, veranlasst durch ein schussliges ZK-
Mitglied , sondern war die logische Folge de s
Drucks von der Straße .

Aktive s Erinnern : Mich interessiert heute , wie
sich der Umbruchswille zu solch einer gewaltigen
B ewegung entwickeln konnte und an welchen Stel-
len wie als Einzelne an diesem Prozess b eteiligt wa-
ren, so dass au s Rinnsalen ein B ach, ein Flu ss und
schließlich ein reißender Strom werden konnte .
Ich stehe hier, als Initiator des Meißner Friedensse-
minars − auf das ich an sp äterer Stelle eingehen
werde − und als ein Vertreter der kirchlichen Frie-
densarbeit S achsens, der zu DDR-Zeiten junge Män-
ner unterstützte , die im Konflikt zwischen ihrem
christlichen Glaub en und der Wehrpflicht stan-

Rudolf Albrecht

»Ein Floh macht einem Löwen oft mehr
zu schaffen als ein Löwe einem Floh«
Aktive Erinnerung an die friedliche Revolution
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den . Im Hinblick auf meine p azifistische Lebenshal-
tung hat mich die Zeit b ei den B ausoldaten in den

Jahren 1 9 66/67 nachhaltig geprägt. Dieser waffen-
lo se Dienst innerhalb der Nationalen Volksarmee ,
einmalig im Warschauer Pakt, ist eher eine »Notge-
burt« (B ernd Eisenfeld) gewe sen, denn als in der
DDR 1 9 62 die »Allgemeine Wehrpflicht« eingeführt
wurde , erklärte das »Neue D eutschland« , dass die
»Waffenführung« die ehrenvollste »B eschäftigung«
sei, von der nur »Körpergebrechlichkeit, Blödsinn
o der das Verbrechen« ausschließen können . D en-
no ch wurde 1 9 64 die »Anordnung üb er die Aufstel-
lung von B aueinheiten« erlassen und im Gesetz-
blatt abgedruckt. Zu diesem »Sinneswandel« kam
es , weil ca. 1 . 5 0 0 junge Menschen b ei ihrer Mu ste-
rung den b ewaffneten Dienst abgelehnt hatten,
trotz drohender Gefängnisstrafen . D er B ausolda-
tendienst war ein zweifelhafter Kompromiss . Eine
wirklich p azifistische Haltung zu demonstrieren
war uns nicht möglich, denn als B ausoldaten muss-
ten wir ausschließlich »militärische Obj ekte« b au-
en, Flugplätze und Übungsanlagen für Panzer usw.
Eine Totalverweigerung hätte uns zwei Jahre » so-
zialistischen Strafvollzug« eingebracht.

D as Thema de s B ausoldatenkongre sse , der
2 0 04 in Potsdam stattfand , bringt diese D oppelbö-
digkeit auf den Punkt : »Zivilcourage und Kompro-
miss − B ausoldaten in der DDR 1 9 64- 1 9 9 0« . Genau-
so empfand ich die eineinhalb Jahre , die mich nach-
haltig b estimmten . Mit dem »Nein« zur Waffe rück-
te ich ein, und mit dem »Ja« zum Friedensengage-
ment kehrte ich zurück. Diese Erfahrung machten
viele meiner Mitsoldaten . Was den leitenden DDR-
Funktionären zunächst nicht b ewusst war, zeigte
sich sp äter sehr deutlich : In der b esonderen Situati-
on des B ausoldatendienstes trafen sich viele junge
Männer mit ähnlich p azifistischer Ge sinnung, enge
Freundschaften und Geiste sverwandtschaften ent-
standen . So ist es nicht verwunderlich, dass viele
ehemalige B ausoldaten Wegbereiter der DDR-Frie-
densb ewegung wurden . Namen wie Harald Bret-
schneider, Mitinitiator der Friedensdekade und
Auftraggeb er des Symb ols »Schwerter zu Pflug-
scharen« , und Hans-Jörg Weigel, Gründer des ers-
ten DDR-weiten Friedensseminars in Königswalde ,
sprechen von einer Langzeitwirkung . Mit b eiden
eint mich eine tiefe Verbindung der Freundschaft
und Zusammenarb eit. Und dass Rainer Eppel-
mann, eb enfalls ehemaliger B ausoldat, in den letz-
ten Monaten der DDR als Minister für Verteidigung
und Abrüstung Generäle entließ, ist schon ein
»Treppenwitz« der deutschen Ge schichte , ein Ku-
rio sum .

Wir haben nicht in einer Nische gelebt

Natürlich hat mich auch mein B eruf als Pfarrer sehr
geprägt. Worte der Bib el hab en in vielerlei Hin-
sicht mein D enken und Handeln b estimmt − und
tun es no ch heute . S ätze wie » Gott hat uns nicht den

Geist der Verzagtheit gegeb en, sondern den Geist
der Kraft, der Lieb e und der B esonnenheit« (2 . Ti-
motheusbrief 1 , 7) und »Selig sind die Friedensstif-
ter, denn sie werden Gottes Kinder heißen« (Matt-
häus 5 , 9) sind für mich nicht nur goldene , zeitlo se
Worte , sondern mitten hinein in b edrängende Si-
tuationen ge spro chen . Die Seligpreisung − das
Wort Jesu − war die Jahreslo sung 1 9 8 3 , also für das
Jahr der Ho chrü stung mit S S 2 0- und Pershing-Ra-
keten . B ei meiner Ablehnung j eglicher Waffen und
j eder Armee bis heute ging e s mir nicht um eine
»reine We ste« o der ähnliche s . Ich orientierte mich
an dem Je suswort (Lukas 9 , 5 5 ) : »D er Menschen-
sohn − Je sus − ist nicht gekommen, Menschenleb en
zu vernichten, sondern zu retten . « Also : Leb en er-
halten und fördern, nicht b edrohen oder vernich-
ten ! Ohne die Bib el und ohne das B eispiel Je su
Christi hätte ich nicht so eindeutig meine Po sition
gefunden .

Und was für ein guter B eruf war es , Pfarrer zu
sein : nahe an den Menschen mit ihren Alltagspro-
blemen, Gemeinschaft mit vielen, die Möglichkeit,
D emokratie einzuüben in einem diktatorischen
Staat ! Wie viele Pfarrer nach der Wahl zur Volks-
kammer im M ärz 1 9 9 0 in die Politik gegangen sind .
Wie viele Zivilcourage gefördert und gelebt hab en .
Die geläufige B ehauptung, die Kirche hätte in der
DDR ein Nischen-D asein geführt, ist unhaltb ar. Na-
türlich konnten wir nicht uneinge schränkt in die
Öffentlichkeit treten, abgehen vom Olof-Palme-
Marsch für einen atomwaffenfreien Korridor im

Jahr 1 9 8 7, wo wir erstmals mit eigenen Plakaten auf
die Straße und zur Schlu ssveranstaltung auf den
Dresdner Schlo ssplatz gehen durften . Erhard Epp-
ler hat uns 1 9 84 »getrö stet« : Nehmt e s nicht so tra-
gisch, wenn ihr eure Meinung nicht offen b ekun-
den dürft. B ei euch schaffen schon einige tausend
Aufnäher » Schwerter zu Pflugscharen« Aufsehen,
während in Westdeutschland 1 1 0 . 0 0 0 auf die Stra-
ße kommen mü ssen − wie b ei der Menschenkette
1 9 8 3 von Ulm nach Stuttgart -, damit e s die Medien
gebührend registrieren (Anm . d . Red . : An die ser
Menschenkette hab en sich ca. 3 0 0 . 0 0 0 Menschen
b eteiligt, die Strecke von Neu-Ulm nach Stuttgart ist
1 1 0 Kilometer lang.) . Ab er wir waren oft präsent,
zum B eispiel 1 9 8 0 b eim Komsomol-/FDJ-Treffen −
hier in Karl-Marx-Stadt − mit Disku ssionsangebo-
ten in den Innenstadtkirchen, die zum Teil rege an-
genommen wurden . Wir waren präsent durch Kir-
chentage in Dresden und Leipzig, und Präsenz zeig-
ten wir auch durch Junge-Gemeinde- und Friedens-
gruppen, die Anlaufpunkt für viele Nichtchristen
waren .

»Immer dieses Abschieben
der Verantwortung! «

Prägend für mein Engagement in der Friedensar-
b eit war eb enso das Nachdenken üb er Gewaltfrei-
heit. Mit Martin Luther King b egann es in den
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1 9 60er Jahren . Sein Buch »Warum wir nicht warten
können« und seine Rede zur Verleihung des Frie-
densnob elpreise s 1 9 64 mit dem Titel »Die neue
Richtung unseres Zeitalters« wurden sogar im Uni-
on-Verlag gedruckt. Ein für mich zentraler S atz war
darin : »Gewalt ist unzweckmäßig, weil sie eine
Schraub e ist, die im Untergang aller endet (. . .) . Sie
erzeugt Bitterkeit in den Üb erleb enden und B ruta-
lität in den Zerstörern . « B e stärkt wurde ich 1 9 8 3
durch ein Seminar mit der aus Wien stammenden
Hildegard Go ss-M ayr, der Präsidentin des Interna-
tionalen Versöhnungsbunde s, die üb er die Qu äker
eine Einladung in die DDR erhielt. Wenn das ZK der
SED das mitb ekommen hätte ! Die Worte de s Volks-
kammerpräsidenten Horst Sindermann kurz vor
seinem To d in einem »Spiegel«-Interview sind in
den vergangenen Wo chen oft erwähnt o der zitiert
worden : »D er gewaltfreie Aufstand hat uns üb er-
rascht. D arauf waren wir nicht vorb ereitet. « In
Go ss-Mayrs Seminar ging es nicht nur um zivilen
Ungehorsam gegenüb er den Politikern, sondern
auch um das konstruktive Programm . Die Suche
nach gewaltfreien Po sitionen wurde immer b e-
deutsamer. (was man ablehnt, weiß man sowieso
schneller und präziser au szudrücken .) D a hab e ich
noch Christa Wolfs Worte an einen Friedensenga-
gierten in Freiburg/B aden in Erinnerung, der ange-
sichts der Raketenstationierung 1 9 8 3 re signierte :
»Unter dem Druck der Gefahr wächst die Intensität
des Nachdenkens, Suchens, Zusammenleb ens (. . . ) .
Was ignoriert und geleugnet wird , mü ssen wir
schaffen : Freundlichkeit, Würde , Vertrauen, Spon-
taneität, Anmut, Duft, Klang, Po e sie , das eigentlich
menschliche . «

Po sitionen zu suchen, die hoffnungsvoll gelebt
werden können, war mir üb eraus wichtig bei Vor-
trägen o der auch, wenn ich mit Diakonenschülern
über »Seelsorge an Wehrpflichtigen« o der mit ange-
henden Pfarrern über »Friedensethik« diskutierte .
Wiederum b ezog ich mich aufJe su Wort aus Lukas
9 , 5 5 f. : Friedenserziehung heißt Mut zur Verweige-
rung (und zwar dort, wo Leb en b edroht oder ver-
nichtet wird) , heißt Ablehnung der gewaltsamen
Austragung von Konflikten; heißt Ablehnung der
Waffe , der Hasserziehung und der Zivilverteidi-
gung als drastische Verharmlo sung der Kriegsfol-
gen, Friedenserziehung heißt zugleich, Po sitionen
zu beziehen, um Leb en zu erhalten : Dialogb ereit-
schaft, Solidarität und Opferb ereitschaft, »Ehr-
furcht vor dem Leb en« (Alb ert Schweitzer) , prak-
tisch Leb en fördern, »Jahr für Gott« , was heute frei-
williges soziale s Jahr genannt wird , Mitarb eit in ge-
sellschaftlichen Organisationen, z . B . im Gemein-
derat, und Vergebungsb ereitschaft.

Mit der Ermutigung zur Zivilcourage sah es al-
lerdings bis Ende der 1 970er Jahre nicht gut aus . Zu
sehr wirkten sich die Erfahrungen von zwei Dikta-
turen nacheinander au s . Eltern sagten ihren Kin-
dern nach ihren Erfahrungen im Dritten Reich :
Fallt nicht zu sehr auf mit eurer Meinung ! Und e s

waren wenige , die nicht »alles mitmachten« , die
sich nur konfirmieren ließen, die nicht mehr b ei
den Pionieren o der der FDJ waren, die den 1 978
eingeführten Wehrunterricht der neunten Klasse
ablehnten, die b ei den »Wahlen« nicht hingingen
o der die Kabine aufsuchten . B ei der Ablehnung der
militärischen Ausbildung war es ähnlich: Man hatte
Angst um die berufliche Entwicklung der Kinder.

Wenn ich b ei Vorträgen o der Ge sprächsrunden
auf die Zivilcourage zu sprechen kam, b egann ich
gern mit einem B onmot aus der S atirezeitschrift
»Eulenspiegel« : 1 0 0 Kilometer nördlich von B erlin
liegt eine kleine Gemeinde , B oitzenburg . D ort
steht ein sehr schöne s altes Haus aus dem 1 7. Jahr-
hundert mit einem ge schnitzten Spruch in einem
der tragenden B alken : »Gott b ewahre dieses Hau s
und alle , die da gehen ein und aus . « Inzwischen hat
der Rat der Gemeinde dort seinen Einzug gehalten .
E s steht also ein Schild darunter: »Rat der Gemein-
de B oitzenburg − D eutsche Volkspolizei« . Einer hat
das fotografiert und dem »Eulenspiegel« zuge-
schickt. Und der »Eulenspiegel« schrieb unter das
veröffentlichte Bild : »Immer dieses Ab schieb en der
Verantwortung ! «

»Uniformierte und Uninformierte«

In den 1 9 8 0erJahren änderte sich die Situation . Die
Frage nach Alternativen wurde lauter, auch durch
die Solidarno sc-B ewegung im Nachb arland ange-
stoßen . D er Druck, der durch die Forderung einer
militärischen Erziehung von 0 bis 3 5 Jahren aufge-
b aut wurde − so das Thema einer wehrpolitischen
Vorle sung an der Leipziger Universität -, ließ viele
Eltern nachdenklich werden und nach anderen
Möglichkeiten suchen . Nach 1 9 8 0 war ich oft in
Dre sdner Kirchgemeinden unterwegs mit den
Themen »Ob Frieden wird , das liegt an mir ! « o der
auch »Uniformierte und Uninformierte« . Um Zivil-
courage zu fördern, war mir ein Gedicht von Erich
Fried mit dem Titel »Gründe« hilfreich : »Weil das al-
le s nicht hilft/sie tun j a do ch, was sie wollen/weil
ich mir nicht no chmals die Finger vrebrennen
will/weil ich das lieb er B erufeneren üb erlasse/weil
man nie weiß , wie einem das schaden kann/weil j e-
des Schlechte vielleicht auch sein Gutes hat« − und
noch sechs weitere Gründe , die er zuge spützt als
Zodesursachen b ezeichnete . Mit den Jahren wuchs
die Einsicht in die eigenen Möglichkeiten, und die
Angst dominierte weniger. Zivilcourage wuchs, b e-
sonders auch bei jungen Leuten .

D as erlebte ich b e sonders b eim Meißner Frie-
densseminar. In S achsen hatten Friedensseminare
ein b e sonderes Gewicht. Zwei Wo chenenden im
Jahr zogen sie DDR-weit viele Menschen an, b eson-
ders Jugendliche , die unter der massiven Werbung
für das Militär litten . D as erste Seminar hatte ich
1 973 in Königswalde , Kreis Werdau , mit au s der

Taufe gehob en . 1 975 b egann ich in Meißen mit 1 5
Leuten . In den 1 9 8 0er Jahren b eteiligten sich 3 5 0

27/ 28
I I I +I V/ 2 01 0

5 7

G
e

w
al

tf
re

ih
ei

t



bis 4 0 0 Menschen an den Seminaren . Ich bin heute
no ch dem Vorb ereitungskreis dankb ar, der auf 1 5
Personen anwuchs und Ideen und Organisations-
talent einbrachte . Und ich danke der Kirche , dass
sie Vervielfätigung von wichtigen Informationen
nicht bremste . D as »Seminar« wurde wirklich zu ei-
ner »Pflanzschule« , wie e s wörtlich üb ersetzt heißt.
Themen aus dem christlichen und dem politischen
B ereich standen im Mittelpunkt : »Krieg und Frie-
den im Blickwinkel de s Marxismus-Leninismus« ,
»Frieden im Neuen Testament« , »Wenn wir keine
Feinde hätten, müssten wie sie erfinden« , »Leb en
mit Konflikten« , »Provokation zur Güte« , »Pazifis-
mus in der aktuellen Friedensdiskussion« , » Gewalt-
freiheit mit aller Gewalt« . Sp annend wurde es 1 9 8 7
mit dem Thema »Neue s D enken in der Politik! « .
Christlich und politisch, darum ging es uns immer.
Als fester B estandteil de s Friedensseminars galt die
»Ermutigungsrunde« . Teilnehmer konnten b erich-
ten, was sie b eim »Friedens schaffen ohne Waffen«
versucht bzw. erlebt hatten, um anderen einen An-
stoß zu geb en . Ein holländischer Gast b e schrieb ,
was er in Meißen erlebt hat : Inspiration, Ermuti-
gung, Geselligkeit − Ja, wir versuchten auch immer,
Frieden zu leb en und zu feiern .

» . . . da wurde der Gesprächsp artner
sehr laut«

B eim Thema »Neue s D enken in der Politik« vom
1 1 ./ 1 2 . April 1 9 87 mö chte ich no ch etwas verwei-
len . Einen Tag vor B eginn de s Seminars wurde ich
ins Lande skirchenamt b estellt. Ich erfuhr von
Ob erkirchenrat Hartmut Rau , dass der Vertreter
für Kirchenfragen b eim B ezirk Dre sden kurzfristig
verlangt hatte , das Thema abzu setzen . D as sei kein
Thema für ein christliches Friedensseminar ! Als
Herr Rau erfuhr, dass wir am Sonntag über »Leb en
und Bleib en in unserer Ge sellschaft« − b ei den vie-
len Ausreise anträgen auch ein B rennpunkt − nach-
denken und predigen wollten, gab er kurzerhand
dies als neue s Thema weiter. So konnten wir uns am
S amstag im Referat und in den Gruppenge sprä-
chen in aller Breite dem »Neuen D enken« widmen .
Die Fragen für die Gruppen hatte der Friedenskreis
Dresden/Johannstadt erarb eitet: 1 . Ist in der DDR
ein D emokratisierungsprozess im Sinne der in der
UdS SR praktizierten Offenheit, Kritik und Selb st-
kritik notwendig und möglich? 2 . Wer kann Träger
einer solchen geistigen Erneuerung sein? 3 . Wäre
ich b ereit, einen solchen von der Partei eingeleite-
ten Prozess durch Üb ernahme von Funktionen ver-
antwortungsb ewusst mitzutragen? 4 . Wie können
die Christen und die Kirche in der DDR den Geist
der Offenheit schon heute praktizieren, und wel-
che Möglichkeiten und Grenzen sehe ich dab ei?

Erstmals hatten üb er 2 0 0 Teilnehmer eine Ein-
gabe an Erich Honecker direkt ge schickt. Wir dank-
ten ihm, dass er sich um den Dialog auf hoher politi-
scher Eb ene b emühte , um Vertrauen zwischen un-

terschiedlichen Gesellschaftssystemen zu fördern .
Wir b aten darum, sich auch für einen Dialog im In-
neren einzusetzen . »Wir sind üb erzeugt, dass eine
ständige öffentliche Volksaussprache im Geist der
uneinge schränkten Wahrheitsfindung, Kritik und
Selb stkritik auch b ei uns notwendig ist (. . .) . « Natür-
lich erhielten wir keine Antwort. Stattdessen folgte
ein Eklat. D er Präsident de s Lande skirchenamts,
Kurt D omsch, und Hartmut Rau wurden zum Rat
de s B ezirks Dre sden einb estellt. Sie hätten nichts
getan, um das zu verhindern. Als Herr D omsch sag-
te : Bisher hieß es do ch immer »Von der Sowj etuni-
on lernen heißt siegen lernen« , da wurde der Ge-
sprächsp artner sehr laut. D as sei j a das Letzte , dass
die Kirchenleitung sich no ch mit uns solidarisiere !
Fünf Tage nach dem Seminar legte die Stasi-B ezirks-
stelle einen Maßnahmenplan vor: D er Referent sei
aus der DDR »rauszuschmeißen« (so die Notiz am
Rand) , was Ende April 1 9 8 7 auch von einem Tag
zum anderen geschah; der Friedenskreis Dre s-
den/Johannstadt sollte zerschlagen werden; bei
mir wollte man »den innerkirchlichen Differenzie-
rungsprozess« nutzen, mich also beim Landeskir-
chenamt anschwärzen . Ich bin heute no ch froh,
dass mir Hartmut Rau keine Auflagen machte , son-
dern uns Rückendeckung gab und uns das Frie-
densseminar wie geplant durchführen ließ .

»Lieber übernächtigt als überwacht«

D as Seminar kürzten wir sp äter gern »MFS« ab , na-
türlich nicht »Ministerium für S aatssicherheit« ,
sondern »Meißner Friedensseminar« . Apropo s
Staatssicherheit: Zum Glück wussten wir nicht, wie
stark wir b e schattet wurden (Stoßseufzer : »Lieber
üb ernächtigt als überwacht ! «) . Natürlich versuchte
der Stasi-App arat alle s , um uns »feindlich-negative
Kräfte« − so sein Jargon − zu bremnsen . Ein M aj or
schrieb 1 9 8 5 eine Diplomarb eit zu dem »p acken-
den« Thema: »Die politisch-operative Lageeinschät-
zung zum »Friedensseminar Meißen« und Erforder-
nisse der politisch-operativen B e arbeitung seiner
Organisatoren zur vorb eugenden Verhinderung
und Zurückdrängung ihre s feinlich-negativen
Wirksamwerdens« . In die sem Duktu s − die Wortun-
getüme und Genitivverbindungen wurden aus
dem Stil der »Prawda« entlehnt − geht e s 75 Seiten
lang weiter. Drei Friedensseminare gerieten ins Vi-
sier der »Studie« . B eklagt wurde , dass das Recht auf
Religionsau sübung missbraucht würde (z . B . offe-
ne Fürbitte für inhaftierte Reserveverweigerer) .
»Diese Vorgehensweise lässt die Zielsetzung erken-
nen . Wenn auch verdeckt, die Jugendlichen in Kon-
frontation mit dem sozialistischen Staat zu brin-
gen . (. . .) So wird die Gefährlichkeit, D emagogie
und aufwieglerische politisch-ideologische B eein-
flussung der Jugendlichen durch die re aktionären
Vertreter der Kirche sichtb ar. « E s sollten dann Straf-
tatb estände ermittelt werden . D er § 1 07 StGB − Zu-
sammenschluss von Personen, die sich eine verfas-
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sungsfeindliche Tätigkeit zum Ziel setzen − wird
oft erwähnt − bis hin zu »M aßnahmen der Zerset-
zung und Liquidierung feindlich-negativer Kräfte
des , Friedensseminars Meißen ´ « . Durch Inoffiziel-
le Mitarb eiter sollten zu den Organisatoren Ver-
trauensverhältnisse aufgeb aut werden, bis dahin,
dass man einen IM ins Theologiestudium lancieren
wollte ! Alle s das hat Gott sei D ank nicht gegriffen .
E s freute mich im Nachhinein, in meinen Stasi-Un-
terlagen zu finden, dass ich als operativer Vorgang
»Pazifist« b eob achtet wurde . B e sser konnten sie
mein Anliegen nicht ko dieren ! Manchmal wurden
sechs Inoffizielle Mitarbeiter nach Meißen b eor-
dert ; das war ein riesiger Aufwand für das Ministe-
rium für Staatssicherheit. D a ich selb st nicht p sy-
chisch o der physisch ge schädigt wurde , erinnere
ich gerne an das afrikanische Sprichwort : Ein Floh
macht einem Löwen oft mehr zu schaffen als ein Lö-
we einem Floh .

Ja, S achsen hat eine b esondere Rolle für die
Friedensrevolution gespielt. So wurde auch j etzt
bei den Feiern zum 9 . Novemb er in B erlin die Vor-
reiterfunktion S achsens wieder genannt. Ab er
meist fällt das nur das Stichwort »Leipzig« , wo am 9 .
Oktob er 1 9 89 der Durchbruch gegen das bedrohli-
che und Angst schürende SED-System gelang. Ab er
andere Orte wie Königswalde , Werdau , Zwickau ,
Meißen, Großhennersdorf, Zittau , Pirna und Löb au
(Orte kurzzeitiger Friedensseminare) werden
nicht o der zu wenig gewürdigt. Plauen, wo am 7.
Oktob er 1 9 89 erstmals der Umschwung von der
Konfrontation zum Dialog gelang, kommt langsam
in den Blick.

Und Dresden!

Und Dresden ! Als wenn es da wenig spektakulärere
Ereignisse gegeb en hätte als in Leipzig . Gerade von
Dre sden gingen entscheidende Impulse au s . Chri-
stof Ziemer, dessen Zivilcourage ich viel verdanke ,
sagte sp äter auf einen Vorwurf, wie wären in Dres-
den zu vorsichtig gewesen : »Ich hatte keine b eson-
dere Intention, Dinge groß publik zu machen, d . h .
mittels des We stfernsehens Dinge zu b ewegen, was
sehr häufig die Taktik der B erliner o der auch der

Jenaer gewe sen ist. Wir hab en einen etwas leiseren
Weg, ab er mit längerem Atem angestrebt. « D as war
auch mein B e streb en : nicht so viel Action nach
draußen, sondern B ewusstseinsänderung hin zu
Zivilcourage und zu einem gewaltfreien Weg − und
dabi viele geistliche Impulse aufnehmend . Am 1 3 .
Febru ar, dem Gedenktag an die Zerstörung Dres-
dens, stand b ald nicht mehr nur ein Konzert de s
Kreuzchors im Mittelpunkt, sondern ein Gedenk-
gottesdienst, zu dem Tausende strömten − abwech-
selnd in der Kreuzkirche und in der Kathedrale . Mit
der Friedensdekade von 1 9 8 0 an wurde großes Ge-
wicht auf Friedensgeb ete gelegt und in vielen Ge-
meinden in der DDR dazu eingeladen . Als 1 9 8 3 in
West und O st Raketen stationiert wurden und man-

che Friedensb ewegte re signierten, begannen wir
in j enem Herb st mit einem unaufhörlichen Tag-
Nacht-Geb et üb er zwei Monate , sp äter dann wäh-
rend der Friedensdekade . D as sind nur einige B ei-
spiele . Information und Geb et, Meditation und Ak-
tion, wie e s b ei gewaltfreien B ewegungen bisher
gehalten wurde , z . B . in den USA und auf den Philip-
pinen : Tatsächlich konnten wir so einen langen
Atem b ekommen und b ehalten . Von Anfang an war
das geistliche , spirituelle Element in unserer Arbeit
unab dingb ar.

Und drei Initiativen förderten von Dre sden au s
den Aufbruch aus den Kirchen, von der evangeli-
schen Kirche ange stoßen . 1 9 8 0 riefen zwei Pfarrer
und ein Superintendent aus Dre sden zu einem »So-
zialen Friedensdienst« (So FD) auf. Kirchen sollten
sich einsetzen, dass anstelle eines 1 8-monatigen b e-
waffneten o der waffenlo sen Diensts in der Armee
ein 2 4-monatiger Dienst in Alters- und Pflegehei-
men möglich wurde . Üb er 5 . 0 0 0 Jugendliche
schrieb en an ihre Syno den und b aten, sich dafür
einzu setzen . D ie Diskussion darüb er wurde sofort
gestoppt. ZK-Mitglied Werner Walde re agierte
scharf ablehnend : »Die ganze DDR ist ein sozialer
Friedensdienst ! « Aber die vielen Eingab en nötigten
die Syno den der acht Landeskirchen und auch die
Bunde ssyno de , sich danach üb er Jahre hinweg mit
dem Friedensthema in verschiedenen B ereichen
zu b efassen : Frieden und Menschenrechte , Frieden
und gemeinsame Sicherheit, Ab sage an Geist, Logik
und Praxis der Ab schreckung .

Schwerter zu Pflugscharen

Als zweite s b egann eb enfalls 1 9 8 0 die Friedensde-
kade DDR-weit. Die acht Landesjugendpfarrer grif-
fen den Vorschlag Schwedens auf, den Bußtag als
Abrü stungstag zu ge stalten, weiteten das Nachden-
ken, Diskutieren und B eten auf zehn Tage au s . Ha-
rald B retschneider, der sächsische Landesjugend-
pfarrer, b eriet sich mit Hansj örg Weigel, Friedens-
seminar Königswalde , und mir. Wir sprachen uns
für das biblische Symb ol »Schwerter zu Pflugscha-
ren« (Je saj a 2 , 2 bzw. Micha 4 , 3 ) als Symb ol für die
Friedensdekade aus . »D er gefährliche Schmied« −
so der Titel einer Wandersau sstellung zum 2 5 . Jubi-
läum von »Schwerter zu Pflugscharen« − war ein
Geschenk Nikita Chru schtschows an die Uno und
ist bis heute im Park der Uno zu sehen . Harald Bret-
schneider war j ahrelang D orfpfarrer in der Nähe
von Herrnhut gewe sen . Er kannte die Druckerei
der Brüdergemeinde und wusste , dass Vlie sdruck
als Textilob erflächenveredelung deklariert wurde
und somit − anders als bei j edem Blatt Papier − kei-
ne Druckgenehmigung eingeholt werden musste .
Er ließ 1 0 0 . 0 0 0 Buchzeichen drucken und im Jahr
darauf 2 0 0 . 0 0 0 , davon 1 2 0 . 0 0 0 der b ekannten Auf-
näher. Sie trafen die Sehnsucht vieler Jugendlicher.
Die Aufnäher wurden uns zu setzt qu asi aus der
Hand gerissen . Jugendliche konnten so ihren
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Wunsch nach Frieden und Abrüstung in die Öffent-
lichkeit tragen, bis e s die SED unterb and . Lehrer
und Polizisten verlangten, die Aufnäher von den Ja-
cken zu entfernen . Wer dies nicht tat, musste Re-
pressalien b efürchten : Lehrverträge wurden ge-
kündigt ; manche durften das Abitur nicht ablegen,
es kam gar zu Exmatrikulationen von Studenten .
»Schwerter zu Pflugscharen« blieb das Symbol der
DDR-Friedensb ewegung und bis heute das Symbol
der Friedensdekade .

Eine dritte b ahnbrechende Initiative aus Dre s-
den : die ökumenische Versammlung für Gerechtig-
keit, Frieden und B ewahrung der Schöpfung. 1 9 8 3
b ei der Weltkirchenkonferenz in Vancouver, Kana-
da, hatten DDR-D elegierte einen weltweiten »Kon-
ziliaren Prozess« zu diesen Üb erleb ensfragen der
Menschheit angeregt, der dann auch be schlo ssen
wurde . 1 9 8 6 kamen au s Dre sden der Aufruf zur
ökumenischen Versammlung und die Einladung
nach Dre sden . E s wurde wiederum die breite B asis
einbezogen . Über 1 0 . 0 0 0 Unterschriften aus den
DDR-Gemeinden regten an, welche Themen b e ar-
b eitet werden wollten . Am 1 3 . Februar 1 9 8 8 , mit
dem Gedenlgottesdienst zur Zerstörung D resdens
in der üb erfüllten Kreuzkirche , b egann die Ver-
sammlung. Die aufrüttelnden »Zeugnisse der B e-
troffenheit« vergesse ich nicht. Welcher Mut b ei
den Verfassern, die Ungerechtigkeiten, die Militari-
sierung o der auch die Umweltsünden öffentlich zu
machen ! 1 5 0 D elegierte und ihre B erater erarb eite-
ten 1 1 Texte , die nach der zweiten Versammlung im
Oktob er in Magdeburg den Kirchgemeinden vor-
gelegt wurden . So ließ sich wieder von der B asis
her Einfluss nehmen . D er Text »Mehr Gerechtig-
keit in der DDR« sollte durch staatliche Interventi-
on am Schlusstag an der Veröffentlichung gehin-
dert werden . Ab er die D elegierten ließen sich nicht
einschüchtern, allen voran Bischof Hempel, der
dieses Ansinnen gleich öffentlich machte . Welch
erheb endes Gefühl, als alle 1 9 Kirchen- und Religi-
onsgemeinschaften die Texte annahmen. Wenn es
dann schien, als hätte der turbulente Herb st und
das Ende der DDR die Umsetzung der Texte verhin-
dert, so trügt die ser Eindruck. Viele der D elegier-
ten und B erater wurden in den folgenden Monaten
politisch aktiv. Die Texte fanden sich in verschiede-
nen Programmen der neu entstandenen Initiativen
und Parteien im Herb st 1 9 89 wieder. So ist eine di-
rekte und schnelle Umsetzung der wichtigen Er-
kenntnisse möglich geworden .

Mir sei an die ser Stelle erlaubt, au s einigen da-
mals zentralen Texten zu zitieren, in denen ich
mein Anliegen be sonders aufgenommen sah . So
heißt es in einem grundlegenden Text : »(. . . ) der ge-
waltfeie Weg de s Friedens Christi und die schon er-
kennb are politische Vernünftigkeit gewaltfreier
Konfliktregulierung weisen Kirchen und Christen
vorrangig auf gewaltfreie Wege des Friedensdiens-
tes . Als Grundorientierung in den Fragen de s Frie-
dens vertreten wir de shalb eine vorrangige Option

(d . h. Verpflichtung) für die Gewaltfreiheit. « Und in
dem Text »Orientierung und Hilfen zur Entschei-
dung in Fragen des Wehrdienste s und der vormili-
tärischen Au sbildung« stehen die deutlichsten
Worte , die den DDR-Kirchen in ihrer Gesamtheit j e-
mals zum Thema Gewaltfreiheit ge sagt haben −
nach langem, zähem und teils hartem Ringen ! »D as
Evangelium zeigt uns den Weg j e su als Weg der Lie-
b e , für den die Gewaltfreiheit ein entscheidende s
Kennzeichen ist. (. . . ) Wer im Vertrauen auf die sen
Weg in unserer Welt auf die Androhung und An-
wendung von Gewalt verzichtet, b ezeugt damit
den unter uns schon gegenwärtigen Frieden Got-
tes . (. . . ) Die sen Weg erkennt die Kirche als eine Ge-
stalt der Nachfolge Je su , die in ihrer D eutlichkeit
von keiner anderen Entscheidung üb ertroffen
wird . « Und b ei den Konkretionen, b ei den einzel-
nen Entscheidungsmöglichkeiten − Dienst mit
o der ohne Waffe , Totalverweigerung − wird die
Wehrdienstverweigerung an erster Stelle genannt.
E s heißt dort : »Wehrpflichtige , die in der heutigen
Situation Wehrdienst verweigern und ihre Ent-
scheidung vom Evangelium her b egründen, geb en
ein Zeugnis der Gewaltfreiheit. Sie handeln im Vor-
griff auf eine zukünftige Weltfriedensordnung und
leisten damit einen prophetischen Dienst. «

Hätte Krenz von 92 Prozent
gesprochen. . .

Hier klingt die rasante Entwicklung der politischen
Ereignisse in den Jahren 1 9 89 und 1 9 9 0 schon an,
b eschleunigt durch den Wahlb etrug am 7. Mai
1 9 89 . Als Egon Krenz am Ab end verkündete , 9 8 , 75
Prozent der Wähler hätten für die Einheitsliste der
Nationalen Front gestimmt, wurde vielen schnell
deutlich, dass es sich hierbei um einen gravieren-
den Wahlb etrug handelte . Erstmals war es gelun-
gen, dass in üb er 1 . 0 0 0 Wahllokalen j emand von
den B asisgruppen b ei den Au szählungen der Wahl-
stimmen dab ei war, und dass die einzelnen Ergeb-
nisse ausgetauscht wurden . Hätte Krenz von einem
9 2-Prozent-Ergebnis ge spro chen, hätten wir ge-
sagt: D as glauben wir nicht, ab er wir können das
Gegenteil nicht nachweisen . So aber war der B e-
trug offenkundig. Was hatten wir vor der Wahl mit
Gemeindemitgliedern diskutiert ! Warum dauerte
es Jahrzehnte , bis viele Leute in die Wahlkabinen
gingen und nicht mehr gefaltete Zettel in die Urnen
warfen? E s war die Angst, dass auf Listen hinter
dem Namen der Kabinenbenutzer ein Kreuzchen
gemacht wurde . Rentner hatten Angst, keine Ge-
nehmigung mehr für Reisen nach We stdeutsch-
land zu erhalten . Studenten befürchteten eine Ex-
matrikulation wegen einer Lapp alie und B erufstä-
tige eine Notiz in ihrer Kaderakte . Nun wurde end-
lich die Angst üb erwunden .

Die Haltung der Leitenden in der Kirche gegen-
üb er den B asisgruppen möchte ich aus meiner
Sicht kommentieren : D as Verhältnis war nicht im-

60

G
e

w
al

tf
re

ih
ei

t



I I I +I V/ 2 01 0

61

mer sp annungsfrei, vor allem, wenn Vertreter der
Gruppen »vorpre schten« und der Kirchenvorstand
einer Gemeinde oder die Kirchenb ehörde sp äter
die Vorwürfe der SED auf den Tisch b ekamen . Ab er
wir erlebten oft Rückendeckung für unsere Vorha-
ben (wie z . B . Meißner Friedensseminar) . Und Kir-
chen hab en Einzelne immer vor staatlichen Stellen
gedeckt und verteidigt. »Sie haben sich vor sie ge-
stellt, ohne sich immer hinter sie stellen zu kön-
nen . « (B ischof Werner Kru sche) D ass die Kirchen
die sen Konflikt ausgehalten hab en, ist eine große
Gnade . So sind sie glaubhaft geblieben und haben
Kredit auch b ei Nichtchristen gewonnen . Und sie
hab en über einen langen Zeitraum viel für eine de-
mokratische Meinungsbildung getan . (D ass die
Volkskammer nach der ersten freien Wahl im März
1 9 9 0 »fromm« geworden ist − von den 4 0 0 Abge-
ordneten waren 2 2 Pfarrer ! − , das liegt auch an der
Vorarb eit, in den Kirchen und Gemeinden .) Ganz
wichtig für das Verhältnis von Gruppen und Kir-
chenleitung finde ich, dass während der ökumeni-
schen Versammlung 1 9 8 8/89 Vertreter der Kir-
chenleitungen und der B asis 1 5 Monate lang in
Kommissionen zusammenarb eiteten, so dass kein
Keil zwischen beide getrieb en werden konnte .
(Vorher hörte man manchmal an der B asis : »Ja,
ob en, b ei den Staatsempfängen, gibt ´ s Co cktails
und unten Magembitter ! «) . Im Gegenteil : Die ge-
genseitige Wertschätzung wuchs . Man merkte ,
dass B ischöfe eine Gesamtverantwortung hatten,
wenn sie etwas bremsten, und dass B asisdelegierte
nicht »Chaoten« waren, sondern Experten und sen-
sible Menschen . B ischofJohanne s Hempel sagte im
Frühj ahr 1 9 9 0 in genf in einem Re sümee : »E s ge-
hört zu den we sentlichen Ergebnissen der , schwe-
ren Monate ´ des Herb ste s 1 9 89 , dass Kirchenlei-
tungen die , B asisgruppen ´ re al brauchen, wenn sie
gemeinsam Kirche Christi bleib en wollen . «

Zuvor wurde no chmals Angst verbreitet, als
Egon Krenz im Frühsommer 1 9 89 nach dem Massa-
ker in Peking auf dem »Platz des himmlischen Frie-
dens« eine »chinesische Lö sung« auch in der DDR
für denkb ar hielt. D a ist mir der Mut junger Leute
unvergesslich, die b eim Trommeln für China dab ei
waren o der b ei anderen Dwemonstrationen, kurz-
zeitig verhaftet wurden und eine immense Ord-
nungsstrafe aufgebürdet b ekamen . Auch hier
bleibt mir die solidarische Haltung der Kirche in
Erinnerung, wie zuvor schon b ei den Fürbittlisten .
(Wurden Verweigerer verhaftetm b ekamen die
Kirchengemeinden üb er viele Jahre ihre Namen
mitgeteilt, damit in den Gotte sdiensten für sie ge-
betet werden konnte .) Eine exorbitante Summe
von 9 0 . 0 0 0 Mark als Ordnungsstrafe war ausge-
spro chen worden . Ab er nach einem Aufruf der drei
Dre sdner Superintendenten sammelten die Kir-
chengemeinden in Dresden 1 3 0 . 0 0 0 Mark − und
die b eab sichtigte Entschüchterung verpuffte !

Weiter wurde die Entwicklung dadurch b e-
schleunigt, dass wir wussten : Gorb atschow schickt

keine ru ssischen Panzer. (Die B reschnew-D oktrin,
1 9 68 in Prag angewandt, war nach der Niederlage
der Sowj ets im Frühj ahr 1 9 89 in Afghanistan offen-
kundig außer Kraft ge setzt.) Und dann die offene
Grenze und der Exo dus vieler Ausreisewilliger
über Ungarn ! Im Septemb er diskutierten wir bei ei-
nem Fe st von drei Gemeinden die The sen des Mag-
deburger Bischofs D emke , die sogar in einer Kir-
chenzeitung abgedruckt waren : Was sich unb e-
dingt ändern muss − was bleiben kann . Und eine
Gruppe Erwachsener spielte − frei nach Gebrüder
Grimm : »Von einem, der hier bleibt, das Fürchten
zu lernen« .

Keine Gewalt ! −
gepredigt, erbeten und gelebt

Üb er die Friedensgeb ete , die nicht nur in der Leip-
ziger Nikolaikirche Tradition hatten, ist viel ge-
schrieb en und berichtet worden . Mir haben sie
auch entscheidend geholfen, Angst zu b ewältigen
und Menschen zum Sprechen zu b efähigen . Kir-
chen waren in die ser Zeit fast der einzige Raum, in
dem politische Gedanken ungestört entwickelt
werden konnten . Und was für ein Glück, dass sich
die Geb etsandachten in den Kirchen als Au sgangs-
punkte für D emonstrationen erwie sen . So konnte
die B otschaft der B ergpredigtJesu : »Keine Gewalt ! «
und »Lieb et eure Feinde« vertieft werden und die
Athmo sp äre auf der Straße b estimmen . Keine Ge-
walt − das wurde gepredigt, erb eten und gelebt.

D as schnelle Ende des DDR-Systems hat mich
dann do ch sehr üb errascht. Ich hatte im Novemb er
den Aufruf mit dem Titel »Für unser Land« von
Christa Wolf und Friedrich Schorlemmer mit un-
terzeichnet, der die Wandlung des Re alsozialismu s
zu einem demokratischen Sozialismus gefordert
hatte . Vielleicht lag es mit daran, dass ich kein Op-
po sitioneller war, der das System inegsamt ablehn-
te , auch wenn ich wegen »P. U.T« (»Politischer Un-
tergrundtätigkeit«) be schattet wurde . Sicher
schwang da die Erfahrung aus dem Sommer 1 9 68
mit, vor dem Einmarsch der Russen in die Tsche-
cho slowakei : das Erlebnis eine Sozialismu s mit
menschlichem Ge sicht. D en Sozialismus als Gesell-
schaftsordnung mit dem »vom Ich zum Wir« hatte
ich nicht abgelehnt − da fand ich im Neuen Te sta-
ment viele Anklänge . Ab er mir war entgangen, dass
» Sozialismu s« inzwischen für große Teile der B evöl-
kerung zum Unwort wurde und dass ihre Augen b ei
»blühenden Landschaften« leuchteten . Durch eine
Kur im November/D ezemb er 1 9 89 war ich weit
weg vom alltäglichen Geschehen . Wie war ich
überrascht, als ich zum ersten Advent bei der Men-
schenkette quer durch die DDR Plakate mit der Auf-
schrift »Wir sind ein Volk« sah und die schwarz-rot-
goldene Fahnen ohne Emblem geschwenkt wur-
den . Dieser Umschwung ging mir zu schnell !

Ich erinnere mich an einen Gemeindeabend im
Janu ar 1 9 9 0 , als wir uns in Vorbereitung auf die
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Wahl zur Volkskammer mit den einzelnen Parteien
b efassten . Ich war der einzige in der 1 5-köpfigen
Gruppe , der eine Politik von Bündnis 9 0 o der der
SPD vorschlug. Alle anderen meinten : »Ab er Herr
Pfarrer, das mü ssen Sie doch verstehen : Wir brau-
chen j etzt das Geld au s dem We sten, und das
kommt nur von der CDU ! « Ich sagte einige Monate
sp äter: »D ie Diktatur des Proletariats haben wir
ganz gut üb erstanden; mit der Diktatur wird es
schwieriger ! « Auch nutze ich stets das Wort »friedli-
che Revolution« und nicht »Wende« , nicht nur de s-
halb , weil Egon Krenz diesen B egriff prägte und da-
mit den Umbruch im Jahre 1 9 89 verschleiern woll-
te , sondern weil ich die Situation damals noch im-
mer als einen B eitritt zur Bundesrepublik b etrach-
tete und nicht als eine wirkliche Wende .

Wie viele Hoffnungen hab en sich nicht erfüllt :
eine neue Verfassung (obwohl ein Entwurf erarb ei-
tet worden war) ; eine neue Fahne , nicht mehr mit
dem Raubvogel als Emblem, sondern mit »Schwer-
ter zu Pflugscharen« ; nie mehr Auslandseinsätze
deutscher Soldaten, stattdessen drastische Redu-
zierung de s Rü stungshau shaltes − wir waren nur
no ch »von Freunden umringt« − zugunsten von Pro-
j ekten der Zwei-Dittel-Welt. Nie wurden die von In-
dustriestaaten zuge sagten 0 , 7 Prozent des Brutto-
sozialpro dukts an Entwicklungshilfe gezahlt. Heu-
te steht D eutschland b ei 0 , 3 Prozent !

B eim Zusammenschluss der EKD (Evangeli-
sche Kirche in D eutschland) und dem Bund Evan-
gelischer Kirchen der DDR vollzog sich ein ähnli-
cher B eitrittsprozess . Die Forderungen der we st-
deutschen Kirchen wurden schnell durchge setzt :
Kirchensteuern durch Finanzämter einziehen; Re-
ligionsunterricht in den Schulen; B eitritt zum Mi-
litärseelsorgevertrag. Was blieb da im Blick auf die
Nähe zur Gemeinde an Erfahrungen der Kirche in
der DDR auf der Strecke (Soldatenseelsorge in den
Gemeinden des Standorts ; Christenlehre als Ein-
übung in den Glaub en vor Ort ; ein eigenes Kir-
chensteuermo dell usw.) . Auf der anderen Seite will
ich nicht vergessen, wie groß die Leistung war,
zwei ganz unterschiedliche Systeme in kürze ster
Zeit zusammenzuführen . Ich hörte kürzlich, dass
3 0 . 0 0 0 Verordnungen in wenigen Monaten erlas-
sen und umgesetzt wurden .

»Das wunderbare Jahr der Anarchie«

E s folgte »das wunderb are Jahr der Anarchie« 1 9 9 0 ,
so ein Buchtitel . Wir erleb en e s in unserer Kirchge-
meinde : Als wir Fördemittel für den Ausb au des
Kirchturms b eantragten, zwei Räume für die offe-
ne Jugendarb eit, mussten wir im Antrag zwei Sei-
ten ausfüllen − ein Jahr darauf waren es 1 6 Seiten !
Am meisten überraschte mich j edo ch die Einschät-
zung der evangelischen Kirche in den Medien .
Wurde sie Anfang 1 9 9 0 als »Vorreiterin der friedli-
chen Revolution« ständig gelobt, so wurde sie no ch
im gleichen Jahr als Komplizin der Staatssicherheit

diffamiert, verbunden mit der B ehauptung, über
die Hälfte der kirchlichen Mitarb eiter seien mit der
Stasi liiert gewe sen . D ass solcherart verzerrte D ar-
stellungen öffentlich wurden, lag zu einem großen
Teil an dem (damaligen) Heidelberger Kirchenhis-
toriker Gerhard B esier, der innerhalb kurzer Zeit
drei B ände zu den Ereignissen am Ende der DDR
herausgab . D a er so schnell nicht an Archive der
Lande skirchen herankam, zog er seine Schlüsse aus
den Stasi-Akten, die er einsehen konnte , und ver-
mengte »Dichtung und Wahrheit« , weil er diese Ak-
ten für b are Münze nahm und nicht merkte , wie oft
diese unselige B ehörde falsche Meldungen kolpor-
tierte , um für die Ob eren erfolgreich zu erschei-
nen . Meines Erachtens war die sächsische Lande s-
kirche die erste , die alle ihre 1 . 0 5 0 aktiven Pfarrer
üb erprüfen ließ . D as Ergebnis , nach Bischof Hem-
pel : ganze 2 5 Pfarrer, 2 , 5 Prozent, arb eiteten für die
Stasi . Die Thesen B esiers verzerrten die Wirklich-
keit völlig . Auch das üb erschäumende Lob zuvor
war zu dick aufgetragen . Die evangelische Kirche
war nicht »Vorreiterin« , ab er unter ihrem D ach und
mit ihrer Unterstützung konnten die Gruppen die
friedliche Revolution vorb ereiten . So wurde sie
üb er Jahre Kirche für das Volk, für getaufte und
Atheisten, für Überzeugte und Zögerliche .

Mit der Einheit D eutschlands hab e ich mich
längst »ausgesöhnt« . Wie viel ist inzwischen zusam-
mengewachsen . Die Leb ens- und Wohnqualität hat
sich für viele entscheidend verb e ssert. Umwelt-
schäden sind mit großen finanziellen Aufwendun-
gen saniert o der minimiert worden . Als erschre-
ckend erlebte ich dagegen die neue Militärpolitik.
1 9 9 3 wurde von den Regierenden ange strebt, den
Einsatz deutscher Soldaten im Au sland wieder »sa-
lonfähig« zu machen, obwohl das Grundgesetz an-
deres b einhaltet. Ich schrieb damals in einem Arti-
kel : »Verteidigungsminister Rühe wirbt für seine
Truppe : , Die Mission des Soldaten im 2 1 . Jahrhun-
dert heißt : schützen, helfen, retten ! ´ Fast mö chte
der verwunderte Leser fragen, ob die Bundeswehr
eine Unterabteilung des Diakonischen Werks wer-
den soll ! Nein, keine B ange . Die Verteidigungspoli-
tischen Rich tlin ien , von Rühe erlassen, sprechen
deutlicher, fordern unter anderem den ungehin-
derten Zugang zu Rohstoffen und Märkten in aller
Welt ! − Frieden schaffen mit Waffen? Jesus Christus
sagt es anders : Wer das Sch wert n im m t, soll durch
das Schwert umko m men . D arum sollten wir das
Vermächtnis Wolfgang B orcherts aifnehmen : SAG
NEIN − zu Geist, Logik und Praxis der Ab schre-
ckung; SAG NEIN − zur Verharmlo sung militäri-
scher Einsätze ; SAG NEIN − zum Verge ssen, was
Waffen anrichten, kurzfristig und langwirkend
üb er Jahrzehnte . «

Und denno ch kam 1 9 9 4 das Urteil de s Bunde s-
verfassungsgerichts , welches für weltweite Einsät-
ze im Nato-Bündnis grünes Licht gab . Ärgerlich war
für mich dab ei die eilfertige Zustimmung de s EKD-
Vizepräsidenten Hermann B arth . Jemand frage : Ist
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es wieder so weit, dass die Kirche den »moralischen
Senf für die militärische Wurst« liefert? Ich bleib e
bei meiner entschiedenen Haltung, die das Militär
ablehnt, und arb eite , seit es 1 9 9 0 möglich wurde ,
aktiv im deutschen Zweig de s internationalen Ver-
söhnungsbunde s mit. D amit will ich mich dafür
einsetzen, dass die gelungene gewaltfreie Revoluti-
on im Kaj re 1 9 89 nicht als ein einmalige s Geschenk
des Himmels o der als Üb erraschungscoup ge sehen
wird , sondern als bleib ende Chance , Konflikte und
Unrechtserfahrungen ohne Gewalt anzugehen .

Natürlich kenne ich die b ei Militäreinsätzen oft
und gern wiederholte Frage : Wo bleibt die Frie-
densb ewegung? Abgesehen davon, dass man » au s
einem Blitz keinen D auerbrenner« machen kann,
erlebte ich punktuell viel Ermutigung: der Protest
vor den Irakkriegen 1 9 9 0/9 1 wie 2 0 0 3 , und das
weltweit. Die Irreführung der Bunde swehrspitze ,
als die se 1 9 9 3 in der S ächsischen Schweiz Gebirhs-
j äger ausbilden wollte und die B ergsteiger alle in
Frage kommenden Gipfel b e setzt hatten . D as Au s
für das »B omb o drom« in Wittsto ck 2 0 09 , nach j ah-
relangen Prote stdemonstrationen und kre ativen
Unternehmungen der B evölkerung, ganz zu
schweigen von dem, was alltäglich erscheint und
nur selten in den Medien gezeigt wird : Ehe- ; nd Fa-
milienb eratung, Streitschlichtungsmo delle in
Schulen; die Möglichkeit der Ableistung eines frei-
willigen sozialen bzw. ökologischen Jahre s, seit
kurzem auch weltweit ; Aktionen gegen den NS-Un-
geist der NPD ; fairer Handel; Integration von Mig-
ranten und Asylb ewerb ern . Vieles klingt auch in
der diesj ährigen Friedensdekade an, unter dem
Thema »Mauern üb erwinden« , die am Buß- und B et-
tag ihren Ab schluss findet.

Üb erhaupt sind Alternativen zu militärischer
Präsenz wieder stärker in den Mittelpunkt gerückt.
So freue ich mich, dass die Uno das Jahr 2 0 09 zum
»Jahr der Versöhnung« deklariert hat. Und wenn
Kofi Annan im Vorfeld sagte : »Versöhnung ist die
hö chste Form des Dialogs« , dann fühle ich mich

wieder b estätigt : Versöhnung ist kein frommer B e-
griff nur, auch wenn das Wort im Neuen Testament
vorkommt (2 . Kor. 5 , 2 0) , sondern ein ho ch politi-
scher. Die »Wahrheits- und Versöhnungskommissi-
on« in Südafrika unter Leitung des Erzbischofs und
Friedensnob elpreisträgers D esmond Tutu hat uns
vor 1 0 bis 1 5 Jahren die verschiedenen Schattierun-
gen verdeutlicht. So wird b ekräftigt, was mir vor 4 4
Jahren in Peenemünde klar wurde , wo im Zweiten
Weltkrieg als »Wunderwaffen« V-Waffen entwickelt
wurden . Unser V kann nicht, wie damals« die Ab-
kürzung für Vernichtung o der Vergeltung sein,
sondern nur für Versöhnung.

»Salz der Erde«
und nicht »Marmelade ihres Landes«

Natürlich wünsche ich mir, dass die Kirchen wei-
terhin politisch tätig und auffällig bleiben − » S alz
der Erde« und nicht »Marmelade ihres Lande s«
(Werner Krusche) . Ich wünschte , dass sich die
Kraft der Gewaltfreiheit überzeugender au swirkt
im Zu sammenleb en der Menschen, in unserer Ge-
sellschaft und international . Was ich dazu beitra-
gen kann, will ich weiterhin tun, inspiriert von den
fünf S ätzen Mahatma Gandhis :

Ich will b ei der Wahrheit bleib en .
Ich will mich keiner Ungerechtigkeit beugen .
Ich will frei sein von Furcht.
Ich will keine Gewalt anwenden .
Ich will im anderen zuerst das Gute sehen .

Rudolf Albrech t ist Mitglied im Vorsta nd des Ver-
söh n ungsbunds. Der Text ist das Man uskript eines
Vortrags, der am 1 7. No veber 2009 im Rah men der
vo n der TU Chem n itz durchgeführten dritten
Ringvorlesung » 1989/90 − 2009/1 0. Friedliche Re-
volutio n und deutsche Einheit in Sachsen − Akteu-
re zwischen Ko nfro n ta tio n und Ko nzessio n« ge-
halten wurde.
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Dr. Jochen Vollmer, Versöh n ungsbundm itglied
und Ruhesta ndspfarrer a us Reutlingen, ha t »Ba u-
steine zu einem Ka tech ism us« un ter dem Titel » Wir
gla uben an den Go tt des Friedens« veröffen tlich t.
Diese »Ba usteine« sind 201 0 in zweiter überarbei-
teter A uflage als 48-seitige Brosch üre ersch ienen,
hera usgegeben vo m Oekumen ischen Informa ti-
o nsdienst in Ko opera tio n m it dem Pfarram t für
Friedensarbeit, KDV und ZDL in Stu ttgart (Gym-
nasiumstraße 3 6, 701 74 Stuttgart; www.frieden-
schaffen. de; 2, 50 Euro). Wir veröffen tlichen h ier
die Einleitung der »Ba usteine«.

Die christliche Glaub e an Gott ist gehalten, Rechen-
schaft abzulegen vor dem Forum der Welt ( 1 Pt
3 , 1 5 ) . D enn Gottes Friedensherrschaft über die
Welt ist seine Hoffnung. D er Glaub e kann nicht an-
ders , er mu ss von seiner Hoffnung reden und seine
Hoffnung b ekennen . Wir haben heute in der Kir-
che einen Abbruch der Tradition und eine große
Sprachlo sigkeit zu b eklagen, eine Unfähigkeit,
üb er den Glaub en zu sprechen . D arum tut ein Kate-
chismu s als Sprachhilfe des Glaubens , Identität stif-
tend nach innen und Rechenschaft gebend nach
außen, not.

Die Sprache eines Katechismus mu ss verständ-
lich sein und sie muss die Situation treffen, in die hi-
nein der Glaub e artikuliert wird . Wo die Situation
verfehlt wird , kann der Glaub e nicht sachgemäß
zur Sprache kommen . Unsere Situation sehe ich in
vierfacher Hinsicht be stimmt : ( 1 ) Wir leben »nach
Auschwitz« . (2 ) Wir leb en »nach Hiro shima« und im
Horizont atomarer B edrohung. (3 ) Wir leb en in ka-
pitalistischen Ökonomien, in Prozessen der Glob a-
lisierung mit immer größeren Ungleichheiten und
Ungerechtigkeiten unter den Menschen sowie irre-
versiblen Zerstörungen der Erde . (4) Wir erleb en
den Zugriff des Menschen nach den Genen, den
B austeinen de s Leb ens .

( 1 ) Die Zeitbe stimmung »nach Auschwitz« muss
unsere Theologie und unsere Rechenschaft über
den Glaub en erkennb ar prägen . Auschwitz war die
Tat vieler getaufter Christen und wurde durch ge-
taufte Christen nicht verhindert. Eine judenfeindli-
che christliche Theologie hat Auschwitz mit mög-
lich gemacht. Christliche Judenfeindschaft und I s-
raelvergessenheit führten zu Auschwitz, waren ein
Weg, der nach Auschwitz führte .

(2 ) Die Zeitb e stimmung »nach Hiro shima« signali-
siert, dass wir Menschen über Zerstörungskap a-
zitäten verfügen, die j ede menschliche Vorstellung
und j ede s menschliche M aß üb ersteigen . Die nuk-
leare B edrohung ist nach dem O st-West-Konflikt
keineswegs b eendet. Immer mehr Länder und
möglicherweise auch Terroristen verfügen über

AB C-Waffen . Weltweit werden j ährlich üb er eine
Billion Euro für Rüstung und Militär ausgegeb en,
während üb er eine Milliarde Menschen Hunger lei-
den und fast zwei Milliarden Menschen keinen Zu-
gang zu saub erem Trinkwasser hab en .

Auch die wirtschaftliche Nutzung der Atom-
energie fordert den Glaub en heraus . Die kann von
dem irrenden und fehlb aren Menschen nicht b e-
herrscht werden . Die Entsorgung atomarer Abfäl-
le , die üb er geologische Zeiträume ab solut sicher
von der B io sphäre ferngehalten werden müssten,
ist b ei der ständigen B ewegung der Erdkruste prin-
zipiell nicht lö sb ar. D er wirtschaftliche Atompfad
ist ein tödlicher Irrweg .

(3 ) Die kapitalistische Wirtschaftsordnung bzw.
der Totale Markt ist die M acht, die sich der Leb ens-
macht Gottes widersetzt. D er Gott Kapital ver-
spricht Leb en und Wohlstand für immer mehr
Menschen und grenzt in Wahrheit immer mehr
Menschen von einem b escheidenen Leb en in Ar-
b eit und einem menschenwürdigen Au skommen
aus . Er schafft immer größere Ungleichheiten und
Ungerechtigkeiten . Die kapitalistischen Ökonomi-
en verkehren die Wirtschaft von einer Ordnung,
die für die Menschen da ist und die B edürfnisse al-
ler Menschen b efriedigt, zu einer Unordnung, für
die der Mensch da sein mu ss . Ihr Ziel ist nicht die
B efriedigung der B edürfnisse der Menschen, son-
dern die ständige Akkumulation de s Kapitals . D er
Mensch wird zur Neb ensache .

D er Kapitalismu s ist angelegt auf unb egrenzte s
Wirtschaftswachstum . Er b egreift die Wirtschaft
nicht als ein Teilsystem der Natur, in der e s kein un-
b egrenztes Wachstum gibt. Als endlo s gefräßiger
Molo ch schafft er den Menschen nach seinem Bild
mit immer neuen B edürfnissen, richtet ihn eindi-
mensional ab als süchtiges und habgieriges Kon-
sumwe sen, das in immer kürzeren Zeitab ständen
Güter und Dienstleistungen konsumiert und als
veraltet und üb erholt wieder wegwirft. Die ständig
zunehmenden Umwandlungsprozesse von Stoffen
und Energien in kapitalistischen Ökonomien üb er-
nutzen die Erde und plündern ihre Re ssourcen, b e-
lasten die Natur mit immer mehr Schadstoffen, die
sie nicht zu neutralisieren vermag. Kapitalistische
Ökonomien sind unökonomisch, weil sie mit im-
mer knapper werdenden Ressourcen nicht hau s-
hälterisch umgehen . Kapitalistische Ökonomien
verletzen prinzipiell die Würde von immer mehr
Menschen und zerstören die Leb ensgrundlagen
der Erde . D er Gott Kapital zerstört, was Gott ge-
hört, den Menschen, der Gott heilig ist, wie die Er-
de , die des Herrn ist. Mit dem Kapitalismu s ist für
die Kirche der statu s confe ssionis gegeb en, der sie
zu einem be sonderen B ekennen herausfordert.
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Haja L ippke: Die Zukunft der Deu tschen Marine
(A nalysen zur Sicherheitspolitik, Band 5). Peter
Lang, In terna tio naler Verlag der Wissenschaften.
Frankfurt am Ma in 2009, 31 6 Seiten, geb. , 49, 80
Euro, ISBN 9 78-3-631-59939-6

Im Rahmen der deutschen Außen- und Sicherheits-
politik hat sich auch die Rolle von M arinestreitkräf-
ten im Allgemeinen und der D eutschen Marine im
B e sonderen in den vergangenen Jahren rapide ge-
ändert. Vor allem seit dem Ende de s O st-We st-Kon-
flikts, seit wir nur noch »von Freunden umzingelt«
sind , wurde eine umfassende Umorientierung der
deutschen Streitkräfte − man könnte auch sagen
Sinn- und Aufgab ensuche − notwendig. Hierbei ka-
men, aufgrund des politischen Willens der Mehr-
heit unserer gewählten Volksvertreter, zu dem ur-
sprünglichen Hauptaufgabengebiet − der Landes-
und Bündnisverteidigung − neue Aufgaben : Kri-
sen- und Konfliktprävention, UN-Einsätze (sowohl
humanitäre als auch militärische) , Einsätze »out-of-
area« und die Wahrnehmung deutscher Sicher-
heitsinteressen rund um den Erdb all wurden in zu-
nehmendem Maße zu wichtigen und teilweise b e-
stimmenden Einsatzfaktoren . Sp äte stens die so ge-
nannte »Hindukusch-Rede« de s damaligen Vertei-
digungsministers Peter Struck (SPD) anlässlich ei-
ner Pre ssekonferenz am 5 . D ezember 2 0 02 zum
Thema »Reform der Bundeswehr« machte deutlich,
dass die Einsatzgebiete deutscher Außen- und Si-
cherheitspolitik heute nicht mehr geographisch,
sondern politisch definiert werden . War zu Zeiten
des O st-West-Konfliktes das Aufgab en- und Einsatz-
gebiet der deutschen Streitkräfte fe st umrissen und
auf eine rein defensive Verteidigung de s Nato-
Bündnisse s au sgelegt, hab en sich nun die Umstän-
de b edeutend gewandelt.

Au sgehend vor die sem Hintergrund fragt der
Politikwissenschaftler Haj a Lippke in der vorlie-

genden Studie nach der neuen Rolle beziehungs-
weise Zukunft der D eutschen Marine , wob ei er
auch einen Ausblick auf mögliche Einsatzszenarien
sowie Struktur und Ausrüstung der deutschen See-
streitkräfte gibt. Für seine Untersuchung, eine im

Jahre 2 0 09 der Christian-Albrechts-Universität Kiel
eingereichte Dissertation, gewährte die »Gesell-
schaft für Sicherheitspolitik und Rüstungskontrol-
le − D eutsches Strategieforum« , die seit 1 9 8 1 die Ar-
b eit des Kieler Instituts für Sicherheitspolitik
(ISPK) unterstützt (vgl . www. isuk. org und www.

wikipedia. org/wiki/Institut_fuer_Sicherheitspo-
litik) , dem Autor ein zweij ährige s Forschungssti-
pendium und einen Druckko stenzuschu ss .

B ei seiner Studie orientiert sich Haj a Lippke ,
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Si-
cherheitspolitik der Universität zu Kiel, an einem
policy-orientierten Ansatz, indem er seine Analyse
nur auf den Themenkomplex Sicherheitspolitik
und insbe sondere dessen maritime Komponente
und nicht b eispielsweise auf das politische System
der Bundesrepublik D eutschland insgesamt b e-
zieht. Als theoretische s Mo dell wählte er hierzu das
2 0 04 von Geoffrey Till vorgelegte Mo dell »Four at-
tribute s of the Sea« , nach dem Marine streitkräfte
die folgenden vier grundlegenden Funktionen zu
erfüllen hab en : Transportation (die Sicherung in-
ternationaler Transportwege) , Resource s (den
Schutz von maritimen Ressourcenquellen) , Infor-
mation (den Austausch und die Gewinnung von
Informationen) und D ominion (die Herrschaft
bzw. Kontrolle üb er zum eigenen Territorium ge-
hörende o der strategisch wichtige Seegebiete) .

B ei seinen Au sführungen und vorgelegten Er-
gebnissen beruft sich der Autor auf das Studium
frei zugänglicher Quellen wie offiziellen D oku-
menten, Monographien, Fachaufsätzen, Nachrich-
tenmeldungen sowie einschlägigen Veröffentli-
chungen au s dem Themenb ereich der Sicherheits-
politik und Wehrforschung . Zur Üb erprüfung sei-
ner Hypothesen, Vertiefung von Inhalten und Er-
langung von spezifischen S achinformationen führ-
te er außerdem strukturierte Leitfadeninterviews
mit verschiedenen Repräsentanten aus der D eut-
schen Marine , der Wehrtechnik sowie der Politik.
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(4) Wir Menschen sind dab ei, nach den Genen, den
B au steinen de s Leb ens, zu greifen, ohne auch nur
entfernt erme ssen zu können, wie sich diese Ein-
griffe in der Evolution des Leb ens au swirken wer-
den . Wissenschaftler träumen davon, die Gensub-
stanz des Menschen zu verändern, Menschen zu
klonen und nach ihrem B ilde zu schaffen . D er
Mensch setzt sich an die Stelle Gottes de s Schöp-
fers .

Unsere Situation ist in mehrfacher Hinsicht
friedlo s − in glob alem Horizont. D arauf mu ss der
Glaub e antworten .

Die vorliegenden B austeine zu einem Katechis-
mus b etonen den Glaub en an den Gott des Frie-
dens und stellen die Friedenstraditionen der Bib el
als das Ziel de s biblischen Traditionsprozesse s
herau . E s geht in die sem Entwurf eines Katechis-
mus nicht um eine umfassende D arlegung de s
christlichen Glaub ens, sondern um die Erinnerung
an eine vernachlässigte Dimension des Glaub ens
angesichts der heutigen Herausforderungen .

Durch eine technische Panne sind in der letz-
ten Ausgabe zwei Rezensionen leider unvoll-
ständig veröffentlicht worden, wofür wir um
Entschuldigung bitten. Nachfolgend werden
beide Text nun vollständig abgedruckt.
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Die zentrale Frage stellung der vorliegenden Ar-
b eit lautet : »Was sind die zukünftigen Herausforde-
rungen und Aufgab engebiete für die deutschen
Seestreitkräfte und welcher Aufb au und welche
technisch-taktische Ausprägung der Marine re sul-
tiert daraus ?« (S . 2 0) . Ziel sei es dab ei, so Haj a Lipp-
ke , ein B eschaffungs- und Einsatzkonzept für die
D eutsche Marine zu erstellen, das den sicherheits-
politischen Anforderungen der kommenden zehn
bis 1 5 Jahre gerecht werde .

D as Buch gliedert sich in 7 Kapitel . Nach einer
Einleitung mit Hinweisen zur Metho dik, Fragestel-
lung und Aufb au der Arb eit sowie einem Üb erblick
zum Forschungsstand (S . 1 -2 5 ) , wird , um die gegen-
wärtige Situation und die Entwicklungen zu verste-
hen, in Kapitel 2 (S . 2 6-69) der Blick auf die relativ
junge Geschichte der bundesdeutschen Marine
vor dem Hintergrund des Kalten Krieges gerichtet,
wob ei sich der Autor mit folgenden Fragen ausein-
andersetzt: Welche konkreten Aufgab enstellungen
lagen dem Aufb au der Bunde smarine zugrunde ?
Wie wurden die se umge setzt, welche Fähigkeiten
und M ängel resultieren darau s? Inwiefern sind die-
se Entwicklungen auch heute no ch relevant für
Ausrüstung, Struktur und Einsatzfähigkeit der
D eutschen Marine ?

D as 3 . Kapitel (S . 70-9 2 ) b efasst sich vor allem
mit den politischen und strategischen Veränderun-
gen nach 1 9 9 0 , die aufgrund de s Zusammenbruchs
de s Warschauer Pakts , der Auflö sung der Sowj et-
union und der Wiedervereinigung der b eiden
deutschen Staaten auftraten . Hierbei geht es Haj a
Lippke um die B e antwortung folgender Fragen :
Hat ein fundamentaler Wandel in der Sicherheits-
politik und der strategischen Au srichtung der Bun-
de srepublik D eutschland b eziehungsweise der
Bundeswehr stattgefunden? In welcher Form wan-
delte sich die Bundeswehr von einer Verteidi-
gungsarmee zu einer Streitmacht mit dem Fokus
auf Au slandseinsätze ? Welche strukturellen Verän-
derungen ergaben sich für die M arine durch die
Ab sorption der Nationalen Volksarmee , durch die
neu hinzugekommenen Aufgaben und zunehmen-
de Budgetrestriktionen?

D a die Marine im b e sonderen Maße eine tech-
nikabhängige Streitkraft ist, die für die Erfüllung ih-
rer Aufgab en auf ein umfangreiche s Sortiment von
mo dernen Wirkmitteln, Sensoren und Einrichtun-
gen angewiesen ist, b ehandelt Kapitel 4 (S . 9 3- 1 61 )
die technischen Grundlagen und Entwicklungen
im Marinesektor. D er Autor b etrachtet hierb ei die
verschiedenen maritimen Waffensysteme , Ent-
wicklungen in der Schiffsb au- und Antrieb stechnik
sowie aktuelle Konzepte wie unbemannte Systeme
und »doppelte« B esatzungen . Hierb ei fragt er ins-
b esondere danach, welchen praktischen Nutzen
die neuen Entwicklungen den Marinestreitkräften
bringen und inwiefern sie für die D eutsche Marine
relevant sind . Anhand eines an der Technik orien-
tierten Blicks auf die US-Navy stellt er zugleich die

mo dernsten technischen Möglichkeiten vor und
b ehandelt die Frage , wie die D eutsche Marine in ei-
nem qu alitativen Vergleich mit der amerikani-
schen ab schneidet.

Im 5 . Kapitel (S . 1 62-2 2 8) richtet Haj a Lippke
den Blick auf die aktuellen und zukünftigen Ein-
satzanforderungen an die D eutsche Marine . An-
hand von drei verschiedenen Fallb eispielen b ereits
erfolgter Einsätze − geschildert werden eine Em-
b argo operation, ein Üb erwachungseinsatz und die
Leistung humanitärer Hilfe − sowie weiterer Szena-
rien erstellt er so dann ein »typische s zukünftige s
Einsatzprofil« und fragt danach, wie die D eutsche
Marine aufgestellt sein mu ss, um den Einsätzen der
kommenden Jahre gerecht zu werden, wo derzeit
no ch die D efizite liegen und welches die drin-
gendsten Reformschritte sind .

D a die bisherigen Einsätze der D eutschen M ari-
ne in internationalen Bündnissen und durch Zu-
sammenarb eit von unterschiedlichen Teilstreit-
kräften erfolgten, analysiert das 6 . Kapitel (S .
2 2 9-2 60) die verschiedenen Formen der Ko opera-
tion . Hierb ei geht der Autor folgenden Fragen
nach : In welcher Form erfolgt die Zusammenarb eit
zwischen den verschiedenen Teilstreitkräften und
welchen Einschränkungen unterliegen diese Ope-
rationen? Wie ge staltet sich die Ko operation b ei ge-
meinsamen Operationen im Rahmen der verschie-
denen internationalen Bündnisse ?

Im 7. Kapitel (S . 2 61 -2 8 6) werden schließlich
die Ergebnisse der vorherigen Ab schnitte zusam-
mengetragen und ein ab schließendes Fazit gezo-
gen . Die se s mündet in ein Konzept für eine zu-
kunftsfähig aufgestellte D eutsche Marine und b e-
handelt dabei insb e sondere die Themenfelder a)
Aufgab engebiete , b) Struktur und Ausrüstung so-
wie c) Personalsituation der deutschen See streit-
kräfte . Ein Literaturverzeichnis (S . 2 8 7-3 0 9) und
ein Glo ssar (S . 3 1 1 -3 1 6) be schließen den mit einem
soliden Anmerkungsapp arat au sge statteten B and .

Nach Ansicht von Haj a Lippke sollte sich die
D eutsche M arine aufgrund der politischen Vorga-
b en und der vorhandenen Ausrüstung auf die fol-
genden vier Aufgabenb ereiche konzentrieren :
Küstenverteidigung, Operation im Bündnis (Üb er-
wachung, Blokade) , Nationale und Internationale
Evakuierungsmissionen sowie Humanitäre Hilfe
(S . 2 67) . Fast b anal klingt freilich die Erkenntnis de s
Autors am Ende seiner Untersuchung, dass die D o-
mäne der D eutschen Marine weiterhin das Einsatz-
gebiet der Hohen See sowie der Küstengebiete der
Bundesrepublik bleibt. Angesichts der nicht ab seh-
b aren Entwicklungen in der Sicherheitslage so-
wohl im internationalen Umfeld als auch vor der ei-
genen Küste werde die Marine dab ei, wie die ge-
samte Bundeswehr, über weniger »Planungssicher-
heit« verfügen als zu den Zeiten der Blockkonfron-
tation . So gelte es , »nicht nur mit den b ereits b e ste-
henden neuen B edrohungslagen und Herau sforde-
rungen fertig zu werden, sondern gleichzeitig den
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Blick nach vorne gerichtet zu halten, um mögliche
Veränderungen und Entwicklungen, die die D eut-
sche M arine strategisch und taktisch fordern kön-
nen, frühzeitig zu erkennen und im Zuge der anhal-
tenden Transformation zu berücksichtigen« (S .
2 8 6) . Zukünftig werde es no ch stärker als bisher
notwendig sein, auf aktuelle Entwicklungen
schnell und wirkungsvoll zu reagieren; für Haj a
Lippke selb stverständlich militärisch . Die se He-
rausforderungen würden nur »mit verteidigungs-
politischer und planungstechnischer Weitsicht,
sinnvollem Re ssourcenmanagement und − schluss-
endlich − einem guten Schuss Improvisationsver-
mögen« gemeistert werden . Die D eutsche Marine ,
so der Autor, sei für die se Aufgab e »gut aufgestellt« .

Inwieweit die vom Autor vorge schlagenen
Empfehlungen sich angesichts der auch den Vertei-
digungsetat b etreffende Sp armaßnahmen re alisie-
ren lassen, wird die Zukunft zeigen .

Hubert Kolling

Ko nsortium Ziviler Friedensdienst (Hrsg.): Ge-
waltfreifür den Frieden. Menschen und Projekte −
Eine Reise um den Glo bus. Brandes & Apsel Verlag.
Frankfurt a m Ma in 2009, 1 1 6 Seiten, brosch iert,
zahlreiche Farbabbildungen, 9, 90 Euro, ISBN
9 78-3-86099-615- 7

Während üb er den (weiteren und verstärkten) Ein-
satz deutscher Soldaten in Afghanistan diskutiert
wird , kann man auf vielen Großflächenplakaten
und Internetb annern »Frieden braucht Lautspre-
cher« le sen . Mit die sem S atz mö chte das Konsorti-
um Ziviler Friedensdienst (ZFD) auf seine Arb eit in
Krisenregionen weltweit aufmerksam machen, in
denen Gewalt und Konflikte die B evölkerung b e-
drohen, und die B edeutung der zivilen Konfliktb e-
arbeitung für den Frieden unterstreichen (vgl .
www. ziviler-friedensdienst. org; www.forumzfd.
de) . Zugleich kann das Konsortium ZFD , das inner-
gesellschaftliche Konflikte nicht vorrangig mit Mit-
teln staatlicher Gewalt zu überwinden sucht, den
zehnten Jahrestag der ersten Entsendung von Fach-
kräften in Krisenregionen begehen : Am 2 2 . No-
vemb er 1 9 9 9 wurden sechs Fachkräfte de s ZFD , in
dem nichtstaatliche und staatliche Träger zusam-
menwirken, in B erlin offiziell verab schiedet. An-
schließend reisten sie in ihre Einsatzgebiete , da-
runter das ehemalige Jugo slawien, Kolumbien und
Gu atemala, um dort die zivilen Kräfte in der Gesell-
schaft dab ei zu stärken, Konflikte friedlich zu re-
geln und Gewalt ohne militärische Mittel einzu-
dämmen .

Am 2 6 . Novemb er 2 0 09 zogen nun die Träger-
organisationen de s ZFD , der heute ein wichtiges In-
strument der deutschen Entwicklungs- und Frie-
denspolitik ist und international große Anerken-
nung genießt, b ei einem Fe stakt mit 2 5 0 geladenen
Gästen im B erliner Umsp annwerk eine Bilanz de s
zehnj ährigen Engagements . Die zentrale und un-

missverständliche B otschaft der Veranstaltung lau-
tete : »Ziviler Friedensdienst wirkt ! « D enn die Erfah-
rung nach zehn Jahren Einsatz für den Frieden ha-
b e gezeigt, dass durch die Entsendung von Fach-
kräften − e s waren im vergangenen Jahrzehnt üb er
5 0 0 , die in mehr als 5 0 Ländern tätig waren − viele
po sitive Prozesse initiiert b eziehungsweise ver-
stärkt werden konnten .

Einen Einblick in die Ge schichte und Idee de s
Zivilen Friedensdienstes , der von deutschen Frie-
dens- und Entwicklungsdiensten getragen und von
der Bundesregierung finanziert wird (vgl. www.

de. wikipedia. org/wiki/Ziviler_Friedensdienst) ,
bietet in Wort und Bild das vorliegende Buch »Ge-
waltfrei für den Frieden« , das anlässlich de s zehn-
j ährigen B estehens des ZFD entstanden ist b ezie-
hungsweise herau sgegeb en wurde . Um sich einen
Eindruck üb er die Arbeit de s ZFD vor Ort zu ma-
chen, reisten Journalisten und Fotografen in zehn
Länder − nach Afghanistan und Kamb odscha, in
den Kongo , in den Ko sovo , nach M azedonien, Me-
xiko , Palästina / Israel, Peru , Sierra Leone und nach
Südafrika. D ort begegneten sie Einheimischen, die
von Konflikten in ihren Ländern b etroffen sind
und sich gemeinsam mit qualifizierten Fachkräften
des ZFD für den Frieden bzw. eine friedliche Ent-
wicklung einsetzen . Aus den dabei gewonnenen
B eob achtungen, Ge sprächen und B egegnungen
verfassten sie eindrucksvolle Reportagen üb er 67
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Menschen, die der Friedensförderung weltweit ein
Ge sicht geb en . So erzählen die vorge stellten Ge-
sichten unter anderem von dem Mut und der Kraft,
die die Portraitierten brauchen, um sich immer
wieder gewaltfrei für Frieden und Versöhnung ein-
zusetzen .

Hans Ko schnick, von 1 9 6 5 bis 1 9 8 5 Bürger-
meister der Hansestadt Bremen und lange Jahre
Bundestagsabgeordneter der SPD , der sich von
1 9 94 bis 1 9 9 6 als EU-Administrator der Stadt Mo s-
tar in B o snien-Herzegowina engagiert für die Ver-
söhnung zwischen kro atischen und b o sniakischen
B evölkerungsgruppen einsetzte und 1 9 97 Mitini-
tiator der »B erliner Erklärung für einen Zivilen
Friedensdienst« war, hat zu dem Buch ein Vorwort
(S . 7-9) beigesteuert, in dem er die Anliegen de s Zi-
vilen Friedensdienstes knapp skizziert. Seine s Er-
achtens sollten die Konflikte nicht verhindert wer-
den − das sei eine realitätsfremde Anmaßung. Wohl
aber gehe es darum, Auseinandersetzungen mit
Mitteln der Entsp annung entgegen zu wirken . Ziel
sei eine allmähliche Respektierung − nicht einfach
Anerkennung − unterschiedlicher Vorstellungen .
E s gelte , genügend Raum zu schaffen, damit Ver-
trauen wachse . Und dies gelinge in der Regel nur
durch persönliches Engagement vor Ort. Wörtlich
führt er hierzu weiter aus : »In konfliktbelasteten
Regionen hab en staatliche Gewaltmittel in den sel-
tensten Fällen zu einer Verständigungsb ereitschaft

unter den Zerstrittenen geführt. Weder der Einsatz
einer militärischen Gewalt no ch der Einsatz au s-
wärtiger Militärverb ände − ganz gleich, ob sie un-
ter dem Emblem der Vereinten Nationen o der an-
deren grenzüb erwindenden Organisationen ein-
ge setzt sind − schaffen Grundb edingungen für ei-
ne friedlichere Entwicklung in den Krisengebieten
der Welt. Nicht der Druck einer b ewaffneten >Ord-
nungsmacht < führt zum gewollten friedlichen Ne-
b eneinander, sondern Einsicht und selb stakzep-
tierte Verantwortung . «

Tilman Evers , Gründungsmitglied und Vor-
standsvorsitzender des Forum Ziviler Friedens-
dienst e .V. , informiert in einem einleitenden B ei-
trag unter der Überschrift » Ge sichter de s Zivilen
Friedensdienste s« (S . 1 0- 1 6) über die Entstehung
de s Buche s, die Anliegen de s ZFD sowie de ssen Ent-
stehungsge schichte und zehnj ährige Praxis . D abei
weist er unter anderem darauf hin, dass Ziviler Frie-
densdienst nichts zu tun hat mit dem Zivildienst für
junge Männer, den die se als Ersatz für den Wehr-
dienst leisten . E s handele sich vielmehr um einen
profe ssionellen Entsendedienst, also eine qu alifi-
zierte Arb eit für Fachleute , die sich auf ihren min-
de stens zweij ährigen Au slandseinsatz durch eine
mehrmonatige Qualifizierung vorb ereiteten . Mitte
2 0 09 hätten sich 1 8 5 Fachkräfte im Einsatz b efun-
den und zwar im Rahmen von 9 9 Proj ekten in 45
Ländern, wob ei zu j edem Proj ektplatz ein Team
von lokalen Mitarb eiterinnen und Mitarb eitern
hinzukomme , das oftmals multiethnisch zusam-
menge setzt sei . Wenngleich der vo m Bunde sminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) b ereitgestellte Etat üb er die

Jahre auf zuletzt 3 0 Millionen Euro im Jahr 2 0 09 ge-
wachsen ist, sei die s do ch nur ein Bruchteil dessen,
was no ch immer für militärische Mittel der Krisen-
re aktion au sgegeb en werde .

D as vom Konsortium Ziviler Friedensdienst he-
rausgegeb ene Buch » Gewaltfrei für den Frieden«
bietet mit seinen Momentaufnahmen, die mitten
auf dem Weg in eine hoffentlich friedlichere Zu-
kunft entstanden, tiefe Einblicke in eine notwendi-
ge Friedensarb eit. E s wäre daher wünschenswert,
dass es im Sinne der kritischen B ewu sstseinsbil-
dung von möglichst vielen (jungen) Menschen zur
Kenntnis genommen wird . Für politisch Verant-
wortliche sollte e s unterdessen zur Pflichtlektüre
gehören, kann e s do ch gerade in der Politik das B e-
wusstsein verstärken, dass die Aufgab e , Konflikte
zu entschärfen und Frieden dauerhaft zu ermögli-
chen, nur j enseits militärischer Intervention mög-
lich ist.

Hubert Kolling
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